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In letzter Zeit häufen sich bei uns
in bemerkenswertem Umfang die
Presseanfragen zu Verschwen-
dungsfällen bei Großprojekten der
öffentlichen Hand. Alarmiert
durch den offenbar erneut wak-
kelnden Eröffnungstermin für den
Hauptstadtflughafen BER und wei-
tere Hiobsbotschaften über dro-
hende Mehrkosten, rücken auch
andere Projekte zunehmend in
den Blick der Journalisten und
damit der Öffentlichkeit. So droht
nun auch bei der Berliner Staats-
oper neben einer Kostenexplosion
in zweistelliger Millionenhöhe
eine erneute Verschiebung der
Wiedereröffnung.uf die Frage, ob Berlinhier ein besondersschlechtes Beispiel beiÜberschreitungen von Kosten-rahmen und Fertigstellungster-minen öffentlicher Bauvorhabenabgibt, kann ich nur antworten,dass das nicht besonders typischfür Berlin, sondern typisch fürdie öffentliche Hand im Allge-meinen ist. Die Hansestand Hamburg lei-stet sich erhebliche Mehrkostenfür seine Elbphilharmonie, dieLandesregierung in Rheinland-Pfalz hat mit seinem Nürburg-ring eine fulminante Pleite hin-gelegt und das Infrastrukturpro-jekt Stuttgart21 dürfte mit sei-nen zu erwartenden Kostenüber-schreitungen unserem Flughafen-debakel mindestens ebenbürtig sein. 

Ursache für derartige Ent-wicklungen ist, dass Entschei-dungen zu öffentlichen Bauten,die dem Steuerzahler über Jahr-zehnte dienen sollen, von Politi-kern oftmals nur unterkurzfristigen wahltaktischen Ge-sichtspunkten getroffen und fürparteipolitische Zwecke miss-braucht werden. Die Folge sindimmer wieder Fehlentscheidun-gen, der unsachgemäße Umgangmit Steuergeld, Verschwendungund im Extremfall sogar Betrug. Die verfassungsmäßige Pflichtzur Einhaltung der Schulden-bremse wird es aber künftignoch mehr erforderlich machen,dass Parlamenten keine schön-gerechneten Projekte mehr zurEntscheidung vorgelegt werdenund Aufsicht und Kontrolle vielstärker unter Beteiligung vonFachleuten statt ausschließlichdurch Politiker erfolgen. Die Täu-

schung von Bürgern und Parla-menten durch die öffentlicheHand durch die Nennung politi-scher Preise von Großprojektenmuss ein Ende haben. Die Ver-antwortlichen sollten mehr Mutaufbringen, mit realistischen Kal-kulationen in die Diskussion zugehen. Dass so etwas grundsätz-lich möglich ist, zeigte Londonmit seinem transparenten Verga-beverfahren für Olympia 2012.Nur müssten die Verantwortli-chen dann auch vorher schonwissen, was sie eigentlich genaubauen wollen. Einen guten Start ins neue Jahrwünscht Ihnen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Kostenexplosion
bei Großprojek-
ten. Der BdSt-
Vorsitzende

Kraus wies auf
N24 darauf hin,
dass Steuergeld-
verschwendung
kaum bestraft
werden kann.
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Verschuldung Berlin
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Mitgliedervorteile
Auf der Internetseite www.steuer-
zahler-berlin.de finden Mitglieder
des Vereins zahlreiche Tipps und
Informationen. Neben der umfang-
reichen Ratgeberreihe haben die
Mitglieder Zugang zu den aktuel-
len Themen der Info-Reihe, zu
ausgewählten Broschüren sowie
zu den Archiven der Zeitschrift
“Der Steuerzahler” und der Berli-
ner Landesbeilage. 
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K2-Dialogveranstaltung des Berliner Senats

60.000 Euro für zweitägigen Kunstgipfel

rimäre Zielsetzung derVeranstaltung sei dieKommunikation zwischenBeteiligten und Experten desKunstbetriebs, Mitgliedern desBerliner Abgeordnetenhausessowie der Senatskanzlei - Kultu-relle Angelegenheiten und weite-ren an Fragen der BildendenKunst beteiligten Ressorts gewe-sen. Die Veranstaltung sollte derBeginn eines kontinuierlichen

Austauschprozesses zur Ent-wicklung von mittel- und langfri-stigen Perspektiven und Szena-rien zum Erhalt der Zukunft undVielfalt der Kunststadt Berlinsein, heißt es in der Antwort aufdie Kleine Anfrage der grünenAbgeordneten Sabine Bangert.Deshalb seien maßgebliche „Ex-pertinnen und Experten“ allerBereiche der Bildenden Kunsteingeladen worden. Dazu gehör-

ten laut KulturstaatssekretärAndré Schmitz neben Künstlernu.a. auch Galeristen, Sammler,freie Kuratoren und diverse kul-turfördernde Institutionen. DerBund der Steuerzahler bezwei-felt indes die Wirtschaftlichkeitder aufgeführten Ausgaben. Ko-sten von 750 Euro pro Teilneh-mer bei einer zweitätigen Veran-staltung sind schon ganz schönhappig, kommentierte BdSt-Vor-sitzender Alexander Kraus dieKostenaufstellung. Knapp 18.000 Euro für Kon-zeption und Koordination, gut15.000 Euro für die Moderationsowie fast 17.000 Euro für Ge-staltung, Redaktion, Layout,Webseite und „Handling“ sinddabei an eine Agentur gegangen,die sich auf ihrer Webseite als

ein kapitalistisch-sozialistischesJoint Venture mit dem Anspruchpräsentiert, neue Formen derKollaboration etablieren zu wol-len. Für den Bund der Steuerzah-ler stellt sich indes die Frage, obnicht zumindest Teile dieser Lei-stungen auch von Mitarbeiternder Kulturverwaltung bei der Se-natskanzlei hätten mit erbrachtwerden können. Da scheinen die 8.000 Euro fürdas Catering - immerhin 100 Europro Teilnehmer - fast schon einSonderangebot zu sein. Ange-sichts dieser Kosten kann mannur hoffen, dass dies eben geradenicht der Beginn eines kontinu-ierlichen Austauschprozesses ist.Dieser würde die Steuerzahler wohlauf Dauer – zumindest in dieserForm – teuer zu stehen kommen. 

Im letzten November lud der Regierende Bürgermeister rund 80 „maß-
gebliche Expertinnen und Experten aller Bereiche der Bildenden
Kunst“ zur Dialogveranstaltung K2 ins Kulturhaus Podewil ein. Die Ver-
anstaltung sollte der Beginn eines kontinuierlichen Austauschprozes-
ses zur Entwicklung von mittel- und langfristigen Perspektiven und
Szenarien zum Erhalt der Zukunft und Vielfalt der Kunststadt Berlin
sein. Viel Neues kam nach Meinung der Beteiligten aber nicht heraus.
Die Antwort auf eine Kleine Anfrage offenbarte jetzt, dass die Veran-
staltung dafür aber rund 60.000 Euro gekostet hat. 

P

BdSt-Vorsitzender diskutierte mit Gymnasiasten

Schuldenkrise, Eurokrise - und nun?

Öffentliche Bauvorhaben

BdSt-Vorsitzender auf Jahreskonferenz

Auf Einladung des Hildegard-Weg-
scheider-Gymnasiums in Grune-
wald diskutierte der Berliner
BdSt-Vorsitzende Alexander Kraus
in der Aula mit Zehntklässlern
und Schülern der Oberstufe über
Staatsschulden und Auswege aus
der Eurokrise. Erfreuliches Er-
gebnis: Die Schüler waren teil-
weise informierter und inte-
ressierter als so mancher Po-
litiker. n seinem Vortrag veranschau-lichte Kraus die Entwicklungund Größenordnung der Staats-schulden im europäischen Ver-gleich und setzte diese auch inRelation zu anderen volkswirt-schaftlichen Größen, wie z.B. dergesamten Wirtschaftsleistung, demSteueraufkommen sowie demVolumen des Bundeshaushaltes. Auf besonderes Interesse stießbei den Schülern die Frage nachdem Haftungsrisiko für die deut-schen Bürger aus den Euro-Ret-tungsmaßnahmen und den

persönlichen Konsequenzen fürihr eigenes zukünftiges Leben.Ein Lehrer teilte dem BdStnach der Veranstaltung mit, dasssie an der Schule bei kaum einerVeranstaltung ein solch lebhaf-tes Gespräch gehabt hätten. VieleSchüler hätten sich noch meldenwollen, wären aber wegen derbegrenzten Zeit nicht mehr zumZuge gekommen. Ich bin mir si-cher, dass Ihre Ausführungen beiden Schülern einen Denkprozessausgelöst haben, äußerte sichder Lehrer weiter. BdSt-ChefKraus zeigte sich begeistertdavon, wie gut die Schüler infor-miert waren. Ein Schüler hättesogar vorher den genauen Schul-denstand von der Schuldenuhrparat gehabt, was selbst bei Eu-ropapolitikern nicht unbedingtselbstverständlich ist. Gäste dieser Vortragsreihe mitdem Namen Wegscheider-Ge-spräche waren unter anderem be-reits Michael Gorbatschow, Wolf-gang Thierse und Angela Merkel. 

Auf Einladung der Initiatoren der
Jahreskonferenz „Öffentlicher
Raum – Öffentlicher Bau – Öffent-
liche Immobilie“ diskutierte der
Berliner BdSt-Vorsitzende Alexan-
der Kraus in dem Fachforum „Öf-
fentliche Bauvorhaben zwischen
Schuldenbremse und steigenden
Bauanforderungen“ mit Vertre-
tern der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau KfW sowie einer Bank
aus dem Bereich der Kommunalfi-
nanzierung. entrales Thema der Ver-anstaltung war der Inve-stitionsstau bei öffent-lichen Gebäuden und Infrastruk-tur sowie die Umsetzung derEnergiewende mit umfassendenAuswirkungen auf Investitions-maßnahmen, während gleichzei-tig das Einhalten der Schulden-bremse die öffentliche Hand zurigiden Sparmaßnahmen zwingt.Insbesondere bei der Vergabeund Abwicklung von öffentlichenBauaufträgen – das haben uns

die aktuellen Ereignisse am Flug-hafen Berlin Brandenburg undder Hamburger Elbphilharmonievor Augen geführt – besteht mas-sives Optimierungspotenzial inBezug auf die Planungs-, Kosten-und Rechtssicherheit, heißt es inden Kongressunterlagen. Kraus warnte in der Podiums-diskussion vor dem Versuch, dieSchuldenbremse durch neuar-tige Finanzierungsinstrumenteumgehen zu wollen und forderteihre unbedingte Einhaltung. Teil-nehmer waren Vertreter ausVerwaltung, Rechnungshöfen,Politik, Banken und Bauwirt-schaft. ZI
Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Gutschrift nur unter Vorbehalt / Wasserpreise bleiben unverändert

Wasserbetriebe erstatten Kunden Geld zurück

Den Berliner Wasserkunden werden für das
Jahr 2012 Wassergebühren erstattet. Insge-
samt werden die Berliner Wasserbetriebe 58,6
Millionen Euro an zu viel gezahlten Wasserko-
sten zurückzahlen. Die vom Bundeskartellamt
geforderte Wasserpreissenkung lässt jedoch
auf sich warten.it der nächsten Wasserabrechnungfür das Jahr 2012, die Anfang des Jah-res 2013 erfolgt, erstatten die Berli-ner Wasserbetriebe ihren Kunden zu vielgezahlte Wassergebühren zurück. Die Gut-schrift richtet sich nach der im Jahr 2012 ver-brauchten Wassermenge, durchschnittlich13,50 Euro soll jeder Berliner zurück be-kommen. Mit der Gutschrift setzen die Wasserbetriebe eine Forderung des Bundes-kartellamtes um. Dort hatte man im Juni die-ses Jahres festgestellt, dass die BerlinerWasserpreise „missbräuchlich überhöht“sind. Da die Wasserbetriebe momentan nochgegen die Verfügung des Bundeskartell-

amtes klagen, erfolgt die Gutschrift vorerst unter Vorbehalt. Vor dem Düsseldor-fer Oberlandesgericht lässt der Versorgerderzeit überprüfen, ob das Kartellrecht auf die Berliner Wasserpreise überhaupt anwendbar ist. Denn da für Trinkwasser in Berlin eine Art Gebühr und nicht etwa ein Marktpreis erhoben wird, ist man beimWasserversorger der Meinung, dass das Bundeskartellamt hier gar nicht zu-ständig ist. Doch auch falls die Wasserbe-triebe den Rechtsstreit gewinnen ist davonauszugehen, dass die Wasserkunden die Gutschriften wohl nicht zurückzahlen müs-sen. Da die Zuständigkeit des Bundeskartell-amtes noch nicht abschließend geklärt istwollen die Wasserbetriebe vorerst an denhohen Wasserpreisen festhalten. Die Berli-nerinnen und Berliner werden weiterhineinen höheren Wasserpreis zahlen als sielaut Bundeskartellamt müssten. Eine Erstat-tung ist dann jeweils im Folgejahr geplant. Für den Bund der Steuerzahler ist das Vor-

gehen der Wasserbetriebe nur schwer hin-nehmbar. Zu viel gezahlte Trinkwasserge-bühren erst im Folgejahr zu erstattenverschafft den Wasserbetrieben einen sattenZinsgewinn. Sollte das Düsseldorfer Ober-landesgericht zu Gunsten des Bundeskartell-amtes entscheiden, erwartet der BdSt, dassder Senat sich aktiv für eine Senkung derWasserpreise einsetzt, zumal das BerlinerAbgeordnetenhaus im Oktober eine Senkungder Trinkwasserpreise um 15 Prozent be-schlossen hat.Das Land Berlin hält derzeit 75,05 Prozentder Anteile an den Berliner Wasserbetrie-ben. Erst vor kurzen hatte das Land demEnergiekonzern RWE seinen 24,95-Prozent-Anteil abgekauft. Mit dem noch verbleiben-den Anteilseigner Veolia ist man momen-tan noch im Gespräch. Ziel des Senats ist es,die Wasserverträge neu zu fassen. Innerhalbder rot-schwarzen Koalition gibt es zudemBestrebungen, auch den Veolia-Anteil zu er-weben und die Berliner Wasserbetriebe wie-der zu rekommunalisieren. 

M

Der Regierende Bürgermeister
Klaus Wowereit hat für Januar
2013 das Amt einer Musikbeauf-
tragten neu geschaffen. Ihre Auf-
gabe ist es, mit dem Aufbau eines
geplanten Musicboards neue 
Impulse insbesondere für die 
Berliner Pop- und Rockmusik zu
setzen.as Musicboard soll künftigAnlaufstelle für Musike-rinnen und -musiker seinund für die Berliner Künstlereine gute Infrastruktur zu fairenKonditionen schaffen. Dazu sollunter anderem die Vermittlungund Bereitstellung von Probe-räumen und Auftrittsmöglichkei-ten gehören. Außerdem soll dasMusicboard auch noch die Zu-sammenarbeit der Musikwirt-schaft und der BerlinerVerwaltung verbessern. Ein Bei-rat aus Experten der BerlinerMusikszene wird das Musicbo-

ard bei seinen Aufgaben unter-stützen und so Berlin als innova-tiven Standort für Popmusikweiter stärken. Bereits in den70er- und 80er-Jahren gab es imdamaligen Westteil der Stadteinen „Senatsrockbeauftragten“,dessen Wettbewerbe Bands, wiedie Ärzte oder die Rainbirds her-vorgebracht haben. Der Bundder Steuerzahler bezweifeltindes, ob bei den heutigen Me-dien Musikbeauftragte noch vor-rangig nötig sind. 

Neue Impulse für die Musik

Berlins Musikbeauftragte

D

Berlin, Brandenburg und der Bund
dürfen dem Flughafen BER eine
ordentliche Finanzspritze verpas-
sen. Die EU-Kommission hat für
das Zuschusspaket grünes Licht
erteilt. Die Unterstützung stehe
im Einklang mit den europäischen
Beihilfevorschriften.ie drohende Pleite ist ge-bannt. Berlin, Branden-burg und der Bund dürfen1,2 Milliarden Euro für die Fer-tigstellung des Flughafens BERnachschießen. Die Länder Berlinund Brandenburg zahlen jeweils444 Millionen Euro, der Bundträgt 312 Millionen Euro.Die Gesellschafter, der Bundund die beiden Länder, mussteneinspringen, weil die Flughafen-gesellschaft den Bau des neuenFlughafens nicht aus eigenenMitteln finanzieren konnte. Dadie Kapitalgeber unter den sel-ben Bedingungen wie ein priva-

ter Investor und marktwirt-schaftlich handelten, entsprechedie Unterstützung den EU-Re-geln, so EU-Kommission. Der BdSt-Vorsitzende Alexan-der Kraus bezeichnete den Baudes Flughafens als politischesDesaster. Die Gesamtkosten desProjekts beliefen sich mittler-weile auf 4,3 Milliarden Euro. DieVerantwortlichen sitzen nochimmer auf ihren Stühlen, für dieexplodierenden Kosten muss da-gegen der Steuerzahler blechen,so Kraus. 

1,2 MiIliarden Euro für den neuen Flughafen 

Finanzspritze genehmigt

D
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BER-Debakel verhindert Entlastungen der Berliner

Berlin könnte ohne 2012 ohne neue Schulden abschließen

Möglicherweise wird Berlin schon 2012 ohne
neue Schulden abschließen. Vor allem gestie-
gene Einnahmen und eingesparte Mittel bei
den Investitionen sind nach Angaben der Fi-
nanzverwaltung der Grund dafür, dass die Neu-
verschuldung der Hauptstadt im Jahr 2012
geringer ausfälltum dritten Mal in seiner Nachkriegs-geschichte könnte das Land Berlinohne zusätzliche Kredite auskommen.Im Jahr 2007 schloss der Haushalt derHauptstadt mit einem Plus von 80 MillionenEuro ab, 2008 waren es durch den Verkaufder Landesbank sogar 940 Millionen EuroÜberschuss. 2012 könnte der Berliner Haus-halt nun erneut auf schwarze Zahlen zusteu-ern.In seinem Statusbericht per 31. Oktoberweist Berlins Finanzsenator Nußbaum (par-teilos) erstmals auch die Chance hin, dassBerlin 2012 ohne neue Schulden auskommenkönnte. Statt der ursprünglich geplanten Net-tokreditaufnahmen von 915 Millionen Euro

rechnet die Finanzverwaltung nur noch mit84 Millionen Euro. Bis zum Jahresende könnezudem angenommen werden, dass „die ins-gesamt positive Entwicklung des Haushalt-vollzugs auch zu einem kleinen Finan-zierungsüberschuss und zu einer geringenNettokredittilgung führen kann“, so Nuss-baum am Schluss des Statusberichtes.Zwar spart der Finanzsenator fast 200 Mil-lionen Euro, weil Geld, das für Investitionenvorgesehen war, nicht ausgegeben wurde. Zuverdanken ist diese Entwicklung in ersterLinie aber den stark gestiegenen Steuerein-nahmen. Vor allem die Einnahmen aus Lan-dessteuern haben im Vergleich zum Vorjahrum 20 Prozent zugelegt. Dazu zählt bei-spielsweise auch die Grunderwerbsteuer, dieder Senat zum im April 2012 kräftig erhöhthatte. Die Aussicht auf einen ausgeglichenenLandeshaushalt ist grundsätzlich eine posi-tive Nachricht für Berlin, zumal dieses Zielursprünglich für das Jahr 2016 angestrebtworden war. Es wäre jedoch ein Leichtes ge-

wesen, den Bürgern Entlastungen bei derGrundsteuer und der Grunderwerbsteuereinzuräumen, die geplante City-Tax komplettauszusetzen und dabei die Neuverschuldungund somit künftige Zinslasten zu senken,wenn im Rahmen des BER-Debakels nichtweitere 444 Millionen Euro als zusätzlicheMittel für den Bau des Großflughafens hättenbereitgestellt werden müssen, so der BdSt-Vorsitzende Alexander Kraus.Z
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Broschürentipp

Ratgeber für die
Steuererklärung 2012Wer zu viel gezahlte Steuernvom Finanzamt zurück habenwill, muss eine Steuererklärungmachen. Da das aber oft leichtergesagt als getan ist, bietet derBund der Steuerzahler Ratschlägeund Tipps mit den Broschüren

Steuererklärung 2012 und Steuerer-klärung 2012 für Senioren. Die Ratge-ber erläutern, wie die einzelnenFormulare der Steuererklärung aus-zufüllen sind und informieren überAbzugsmöglichkeiten von Wer-bungskosten, Sonderausgaben undaußergewöhnlichen Belastungen.Für den Fall, dass der Steuerbe-scheid später fehlerhaft sein sollte,

informieren beide Broschürenauch über die möglichenRechtsbehelfe.Die gewünschte Broschürekönnen Mitglieder des BdStBerlin kostenlos unter der Te-lefonnummer 030-7901070,im Internet, per E-Mail aninfo@steuerzahler-berlin.deoder per Post bestellen.
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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Berlin will von Athen sparen 
lernen, lauteten am 21. Januar die
Schlagzeilen. Gemeint waren die
Reisepläne der Mitglieder des
Hauptausschusses im Berliner Ab-
geordnetenhaus, die sich hierfür
einiges an bissigen Kommentaren
anhören mussten.um Redaktionsschluss warnoch nicht klar, ob dieReise wirklich stattfindenwird. Es heißt nach Medienbe-richten, die Abgeordneten war-teten noch auf Empfehlungen fürdas Rahmenprogramm, um diedie Deutsche Botschaft in Athengebeten worden war. Nachdemdie Medien auch bei diesem Beispiel aus der Rubrik Politi-kerreisen wieder kritisch berich-tet haben, dürfte das hoffentlichder „Ausweg“ für die Abgeordne-ten sein, die Reise doch noch ab-zusagen. Denn schon als im November2009 Pläne bekannt wurden,dass die Mitglieder zweier Aus-schüsse im Berliner Abgeordne-tenhaus zur Weltausstellungunbedingt nach Shanghai woll-ten, hatten die Medien unsereKritik an dieser „touristischenLustreise auf Steuerzahlerko-sten“ zahlreich aufgegriffen. Zu-nächst hatten damals dieAusschussvorsitzenden noch die

Bedeutung für die Stadt und denAnspruch der Abgeordneten aufeine Dienstreise pro Legislaturbetont, dann jedoch den Ausflugaufgrund von angeblichen Orga-nisationsversäumnissen auf chi-nesischer Seite doch wiederabgesagt. Hinter vorgehaltenerHand hieß es dann allerdings, dieKoalition hätte einfach nur Angstvor schlechter Presse gehabt.  Dass Politiker die Parlamentenur allzu oft als Reisebüro miß-brauchen, ist ja schon bekanntund musste von uns schon oftkritisiert werden. Dass die Berli-

ner Politiker das Haushalten ge-rade in Griechenland lernen wol-len, ist aber als Begründunggeradezu lächerlich. Wollen wir hoffen, dass bei denHerrschaften doch noch Ver-nunft einkehrt. Wenn Sie dieseAusgabe in der Hand halten, wis-sen wir es vielleicht schon.
Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Zur Berliner Haushaltsdisziplin sowie zum Länderfinanzausgleich
äußerte sich der Vorstandsvorsitzende des BdSt Berlin im Januar in

der Sendung “Aktuelle Stunde” im WDR-Fernsehen.

Z
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Berlin kann Schulden tilgen

Jahresabschluss 2012 - Berlin erwirtschaftet Überschuss

Berlin hat das Haushaltsjahr 2012
mit einem Plus abgeschlossen. 
Finanzsenator Nußbaum (partei-
los) konnte einen Finanzierungs-
überschuss von 622 Millionen
Euro verbuchen. Die Hauptstadt
kommt damit erstmals seit 2008
wieder ohne neue Schulden aus.as Land Berlin hat das Jahr2012 deutlich besser ab-geschlossen als erwartet.Im vergangenen Haushaltsjahrist Berlin ohne neue Schulden aus-gekommen und hat sogar einenÜberschuss erwirtschaftet. EinenTeil des Überschusses in Höhevon 622 Millionen Euro musstein die Rücklage für den FlughafenBER gesteckt werden, mit denübrigen 315 Millionen Euro sol-len Schulden getilgt werden.Vor allem die gestiegenen Ein-nahmen der Hauptstadt sinddafür verantwortlich, dass Berlinim Jahr 2012 keine neuen Kre-dite aufnehmen musste. Sokonnte Finanzsenator Nußbaumein Einnahmeplus von 1,5 Milli-arden Euro im Vergleich zumJahr 2011 verzeichnen. Auf derAusgabenseite blieben die Zah-len im Vergleich zum Vorjahr fast

unverändert. Das liegt vor alleman den Minderausgaben bei derRisikoabschirmung für die ehe-malige Bankgesellschaft und angeringeren Zins- und Personal-ausgaben.Erstmals seit der Wiederverei-nigung konnte nach Angaben derFinanzverwaltung in Berlin einpositives Jahresergebnis ohneden massiven Verkauf von Landes-vermögen erzielt werden.Im Haushaltsplan war ursprüng-lich eine Kreditaufnahme von915 Millionen Euro vorgesehen.Aufgrund abzusehender Ein-nahmesteigerungen sank dieim Nachtragshaushalt geplan-te Nettokreditaufnahme auf 500 Millionen Euro. Die Einnah-mensteigerungen lassen denHaushalt 2012 nun gut dastehen– trotz BER-Mehrausgaben.Aber der Schein trügt. Finanz-senator Nußbaums Ziel ist es,den selbstgesteckten Konsolidie-rungskurs in den nächsten Jah-ren weiter beizubehalten. Doches drohen Mehrausgaben. Nochist unklar, wie viel Geld der Pan-nen-Flughafen noch verschlin-gen wird. Zudem hat sich aufBerlins Straßen, Gehwegen und

Schulen solch ein immenser In-vestitionsrückstau gebildet, dassselbst der Rechungshof befürch-tet: „Berlin lebt auf Kosten derSubstanz“. Dass Berlin 2012 miteinem Überschuss abschließenkonnte, liegt nicht zuletzt auchdaran, dass überfällige Investi-tionen ausblieben und in denkommenden Jahren den Haus-halt belasten werden.

Die Schuldenuhr des Bundes  
der Steuerzahler Berlin in der
Lepsiusstraße. Pünktlich zum 
Jahresbeginn wurde die Schul-
denuhr auf die für 2013 ge-
plante Neuverschuldung
umgestellt. Gemäß dem aktuel-
len Haushaltsplan ist in diesem
Jahr eine Neuverschuldung in
Höhe von 485 Millionen Euro 
geplant.

D

Vor dem Hintergrund der Diskussion Anfang
Januar über Verwendungmöglichkeiten der
Einnahmen aus der angekündigten City-Tax
warnt der Bund der Steuerzahler Berlin, neue
Ausgaben zu beschließen.er Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin, Alexander Kraus hat diegeplante Berliner City Tax erneut kri-tisiert. Es sei zu befürchten, dass die Erhe-bung dieser Bettensteuer – wie bei allenBagatellsteuern – unverhältnismäßig teuerund bürokratisch sei und bereits einen Groß-teil der Einnahmen aufzehren werde. Somitstünden letztlich überhaupt keine zusätzli-chen Mittel für kulturelle Fördermaßnahmen

oder einen kostenlosen ÖPNV für Touristenzur Verfügung. Stattdessen würden die Ein-nahmen nach Ansicht von Kraus nur in demriesigen Berliner Schuldenloch verschwin-den. Zudem zeigen die Verzögerungen beider Einführung der City-Tax, dass offenbarauch die Verwaltung Schwierigkeiten beimFinden einer gerichtsfesten Formulierungdes Gesetzes haben. Der Regierende Bürger-meister Klaus Wowereit hatte Medienbe-richten zufolge gesagt, dass ein Teil derGelder der Förderung von Tourismus undKultur zugute kommen solle. Daher sprach sich der Bund der Steuer-zahler gegen die Einführung der City-Tax aus.Schon allein deswegen dürfen jetzt auch keine neuen Begehrlichkeiten geweckt wer-den, so Kraus weiter.

Keine neuen Begehrlichkeiten wecken!

BdSt spricht sich erneut gegen City-Tax aus

D
Die Berliner Abendschau griff die BdSt-Kritik
an der City-Tax auf.
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Bello-Dialog: Bürgerbeteiligung zum neuen Hundegesetz

Vollzugsdefizit bei der Hundesteuer aufgedeckt

er BdSt hatte anhand von Zahlen derSenatsverwaltung für Finanzen nach-gerechnet, dass selbst für jeden fünftensteuerlich erfassten Hund keine Hundesteuerabgeführt wird und war anhand von Schät-zungen über die tatsächliche Hundezahl zu demErgebnis gekommen, dass wenigstens fast je-der zweite Hund ohne Steuermarke herumläuft. Ein internes Dankesschreiben der Senats-verwaltung für Finanzen an die Innenver-waltung aus dem Jahr 2011 belegt nun, dasses um die Steuerehrlichkeit zahlreicher Hun-dehalter offenbar noch schlechter steht. Ausdem Schreiben geht hervor, dass bei der Aus-wertung  der insgesamt 911 eingegangenenKontrollmitteilungen bei den Hundesteuer-stellen der Finanzämter ergeben hätte, dassin 541 Fällen, dies entspricht immerhin 59,4Prozent der Hunde, nicht steuerlich ange-meldet war. Dabei waren Kontrollmitteilun-gen für sämtliche durch die Ordnungsämterkontrollierten Hunde und nicht etwa nur für

Hunde ohne Hundesteuermarke gemachtworden, wie aus der Senatsverwaltung fürFinanzen auf Nachfrage bestätigt wurde. Weiterhin heißt es in dem Schreiben, dassin insgesamt 148 Fällen die Hundesteuer zu-sätzlich für einen rückwirkenden Zeitraumfestgesetzt und dadurch insgesamt rund16.955 Euro Mehrsteuern erhoben wordenseien. Was den Bund der Steuerzahler aller-dings irritiert ist die Aussage, dass keine Ab-gabe an das Finanzamt für Fahndung undStrafsachen wegen Einleitung eines Strafver-fahrens erfolgt sei. Nach Mitteilung der Se-natsverwaltung liege dies daran, dass dieseFälle wegen Geringfügigkeit sowieso nichtverfolgt werden würden. Der Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin, Alexander Kraus, rechnete an-hand dieser Zahlen hoch, dass dem LandBerlin im Jahr 2012 durch nicht gezahlteHundesteuern über 15 Millionen Euro ent-gangen sein dürften. Ich bezweifle deswegen

auch, dass durch dieses massive Vollzugsde-fizit die Hundesteuererhebung in Berlinüberhaupt noch verfassungskonform sei,sagte Kraus. Ich bin zwar im Grundsatz gegenBagatellsteuern, wenn es diese jedoch gibt,muss der Staat auch eine gleichmäßige Ge-setzesvollziehung sicherstellen und darf esnicht bei einer unverbindlichen Zahlungs-empfehlung belassen, so Kraus weiter. Kraus räumte auch mit dem weitverbrei-teten Irrglauben auf, dass Hartz-IV-Empfänger grundsätzlich von der Hunde-steuerpflicht befreit wären. Es gäbe nach derAbgabenordnung zwar auf Antrag durchausErlassmöglichkeiten aus Billigkeitsgründen,jedoch nur unter engen Voraussetzung undnur dann, wenn der Hund bereits vor Eintrittder wirtschaftlichen Bedrängnis gehaltenworden ist und der Hundehalter nicht mehrals einen Hund hält.

In der Dezemberausgabe der Berliner Landesbeilage hatten wir von den Ergebnissen der er-
sten Sitzung des Bello-Dialogs beim Berliner Verbraucherschutzsenat berichtet. Der Bund der
Steuerzahler war seinerzeit von der Staatssekretärin für Verbraucherschutz zu den Sondie-
rungsrunden unter anderem deswegen eingeladen worden, weil Hundehalter immer wieder eine
zweckgebundene Verwendung der Hundesteuern beim Senat einfordern würden. Ein internes
Verwaltungsschreiben bestätigt nun die damaligen Schätzungen des Bundes der Steuerzahler
Berlin, wonach mehr als die Hälfte der Hundehalter sowieso keine Hundesteuer bezahlen.

D

BdSt erläutert SPD-Fraktionschef Kritikpunkte

Fraktionsrücklagen und Funktionszulagen

In einem persönlichen Gespräch
hatte der Vorsitzende des Bundes
der Steuerzahler Berlin, Alexan-
der Kraus, im Januar die Gelegen-
heit, dem Vorsitzenden der
SPD-Fraktion im Berliner Abge-
ordnetenhaus, Raed Saleh, die
BdSt-Kritik an der Fraktionsfinan-
zierung zu erläutern. Dabei ging es Kraus einer-seits um die Rücklagender Fraktionen aus Steu-ermitteln, die diese seit vielenJahren horten und andererseitsum die auch vom Berliner Rech-nungshof kritisierte Intranspa-renz bei den Funktionszulagen. Immerhin betrug die Summeder Rücklagen aller Fraktionen

im Berliner Abgeordnetenhausim Durchschnitt der letzten 17Jahre gut 1,2 Mio. Euro, imDurchschnitt der letzten fünfJahre sogar gut 1,6 Mio. Euro.Dem Bund der Steuerzahler er-scheint es wenig sinnvoll, dasssich das Land Berlin zu hohenSollzinsen am Kapitalmarkt ver-schuldet, damit die Fraktionenals Teil des Staates diese Mittelwiederum über Jahre hinweg zueinem niedrigen Habenzinssatzbei ihrer Hausbank anlegen.Besonders anschaulich lässt sich das Problem am Verwen-dungsnachweis der SPD-Frak-tion ablesen. Ihre Rücklagebetrug per 31.12.2011 immerhin732.065,16 Euro, während Zins-

einnahmen maximal den ausge-wiesenen „sonstigen Einnah-men“ in Höhe von 6.870,44 Euroentsprechen können. Das ent-spräche einer Verzinsung vonweniger als einem Prozent, wäh-rend das Land Berlin ausweislichder Finanzplanung diese Mittelfür durchschnittlich knapp untervier Prozent aufgenommen hat.Das Land Berlin hat damit alleinfür die SPD-Fraktion über 20.000Euro mehr an Zinsen zur Finan-zierung Ihrer Rücklage aufwen-den müssen, als diese im Jahr2011 damit erzielt hat.Der Bund der Steuerzahlerschlägt daher vor, dass Rückla-gen der Fraktionen künftig beider Landeshauptkasse angelegt

werden müssen. Selbst wenn dieFraktionen hierfür einen markt-üblichen Zins erhalten würden,d.h. gegenüber der jetzigen Si-tuation nicht schlechter gestelltwären, könnte das Land Berlineine Zinsdifferenz von derzeitrund 55.000 Euro einsparen!Über Kritik des BdSt an der In-transparenz bei den Funktions-zulagen war an dieser Stellebereits mehrfach berichtet wor-den. Während sich CDU- undSPD-Fraktion bedeckt halten,haben die Grünen einen Gesetz-entwurf für mehr Transparenzeingebracht. Die Linksfraktionveröffentlicht ihre Funktionszu-lagen seit Beginn der laufendenLegislatur. 

D
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Statt Preissenkung wieder Einmalzahlung

Keine Senkung der Wasserpreise

Der Aufsichtsrat der Berliner
Wasserbetriebe hat die Tarif-
kalkulation für 2013/2014 be-
schlossen. Danach werden die
Wasserpreise in Berlin erst einmal
nicht sinken. Noch im Oktober
hatte sich Rot-Schwarz für eine
Preissenkung ab 2013 ausgespro-
chen. as Bundeskartellamt hatdie Berliner Wasserbe-triebe im Juni letzten Jah-res zur Senkung der Wasser-preise verpflichtet. Doch anstattdie Preise zu senken, sollen wie

für das Jahr 2012 auch in diesemJahr die zu viel gezahlten Preisein einer Einmalzahlung ausge-schüttet werden. Da die Berliner Wasserbe-triebe an der Zuständigkeit desBundeskartellamtes für die Was-sergebühren zweifeln, lassen siederzeit vor dem DüsseldorferLandesgericht prüfen, ob dasKartellrecht auch auf den Berli-ner Versorger anwendbar ist. Biszur endgültigen Entscheidungder Richter soll der zuviel ge-zahlte Wasserpreis über eineEinmalzahlung erstattet werden.

Von den Koalitionsfraktionenvon Rot-Schwarz war dies nochim Oktober 2012 anders geplantgewesen. Unabhängig von einemGerichtsverfahren sollten dieWasserpreise neu kalkuliert undum mindestens 15 Prozent ge-senkt werden. Die zuständige Se-natsverwaltung erklärte nunschwammig, man habe den Vor-stand der Wasserbetriebe aufge-fordert, Kosten im Unternehmenzu senken und dies den BerlinerVerbraucherinnen und Verbrau-chern über die Preise zugutekommen zu lassen. Eine solche

Preissenkung sei ohne eine Än-derung der Kalkulationsvor-schriften möglich.In der Opposition sieht mandas anders. Dort hätte man es lieber gesehen, wenn die Tarifeneu kalkuliert und die Preiselangfristig gesenkt würden. Zu-dem ist man beispielsweise beiden Grünen der Meinung, dassder Rückkauf der RWE-Anteilezu teuer war und die BerlinerWasserkunden nun den Preisdafür zahlen müssten. DieserUmstand würde Preissenkungenzukünftig verhindern.
D

Sagen Sie uns Ihre Meinung!

Umfrage zum BER-Debakel

Der Bund der Steuerzahler Berlin hatte bereits im Sommer 2008
den engagierten Zeit- und Kostenrahmen am damals noch BBI
heißenden Flughafen mit großer Skepsis betrachtet und Mecha-
nismen vermisst, die im Falle von Verzögerungen greifen müssen.
Seit der vorletzten Absage einer Eröffnung erreichen uns fast täg-
lich Kommentare zum Flughafen BER. Wie denken Sie als Mit-
glied darüber?

Ja Nein Weiß nicht

Halten Sie die Entwicklungen am Flughafen
BER für Steuergeldverschwendung?

Ja Nein Weiß nicht

Fordern Sie strafrechtliche Konsequenzen
für die Hauptverantwortlichen?

Ja Nein Weiß nicht

Sollten die Hauptverantwortlichen Ihrer Mei-
nung nach in Regress genommen werden?

Ja Nein Weiß nicht

Glauben Sie, dass die Entwicklungen am BER
zu einem Umdenken der Politik führen wer-
den?

Ihr Kommenstar zum Berliner Flughafen-
Desaster:

Aufsichtsrat

Geschäftsführung

Planer/Architekten

Falls ja, wer ist in Ihren Augen hauptver-
antwortlich?

Unter den Teilnehmern an der Umfrage verlosen wir
jeweils ein Exemplar der Bücher „Die Milliarden-Ver-
schwender: Wie Beamte, Bürokraten
und Behörden unsere Steuergelder zum
Fenster hinauswerfen“ von Karl Heinz
Däke sowie „Zum Teufel mit der
Steuer! 5000 Jahre Steuern - ein lan-
ger Leidensweg der Menschheit“ von
Reiner Sahm. Teilnahmeschluss: 
20. Februar 2013. Der Rechtsweg ist
ausgeschlossen. 

Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

oder und im Fensterumschlag an:

Einfach ausfüllen und per Fax an 030-7924015

Ja, ich möchte an der Verlosung Teilnehmen. Falls ich 
gewonnen habe, rufen Sie mich bitte unter der folgenden
Telefonnummer zurück:

Name, Vorname Telefonnummer



Justizsenator: Mieter
haben Recht auf Rück-
zahlung von Wasser-
gebühren

Sondierungsrunden zum
Bello-Dialog: Ausschuss
beendet Arbeit

“Was kostet wo wie
viel?” - aktuelle
Auflage erschienen

Schuldenbremse ab 2015

Auswertung der BER-
Umfrage - Eine grandiose
Blamage für Berlin und
Deutschland

Transparent
Bund der Steuerzahler Berlin e.V.

www.steuerzahler-berlin.deAusgabe März 2013

In
h
a
lt SSeeiittee  22

SSeeiittee  33

SSeeiittee  44

„Arm, aber verschwenderisch:
Berlins Nehmerqualitäten“ titelte
ein Beitrag im Spiegel TV Maga-
zin. Vorgerechnet wurde, dass
sich Berlin 23 Theater, vier
Opernhäuser und für die Staats-
oper künftig sogar einen eigenen
Tunnel gönnt. Die Kulturausgaben
seien mit 880 Millionen Euro
sogar höher als diejenigen von
London mit 530 Millionen Euro
und New York mit 565 Millionen
Euro. Ich selbst wurde mit meiner
Kritik an den Pankower Licht-
stelen gesendet, die aufgrund
einer Verwaltungsvorschrift zwin-
gend als „Kunst im Stadtraum“
in jedem öffentlichen Baubudget
eingeplant werden müssen und 
im letzten Jahr auch schon Thema
im Schwarzbuch waren. Be-
zahlen müssten das die Geberlän-
der Bayern, Baden-Württemberg
und Hessen über den Länderfi-
nanzausgleich. it der Ankündigung derBundesländer Hessenund Bayern, gegen den2019 auslaufenden Länder-finanzausgleich klagen zu wol-len, häuften sich bei uns die An-fragen der Medien danach, wassich Berlin so alles leiste, wassich die Geberländer nicht leistenkönnten, z.B. ein gebührenfreiesStudium und drei betragsfreieKitajahre. Dass sich Berlin über Jahr-zehnte hinweg zuviel und vorallem das Falsche geleistet hat,zeigen der Schuldenstand auf derBerliner Schuldenuhr und dermarode Zustand der hauptstäd-tischen Infrastruktur. Und ich binsicherlich auch der Letzte, derKunstinstallationen neben Geh-wegen befürwortet, solangediese so kaputt sind, dass dieLeute in den Löcher verun-glücken. 

Die Diskussion um den Län-derfinanzausgleich geht aber beiden verantwortlichen Politikernin zwei Punkten fehl. Erstenswerden im Länderfinanzaus-gleich nicht die Ausgaben Berlinsausgeglichen. Maßgeblich ist dieSteuerkraft, d.h. die Einnahmen-seite, völlig unabhängig davon,wofür das Berliner Landesparla-ment diese verwendet. Dabeikommt es auch nicht zu einervollständigen Nivellierung. Ein-nahmenschwache Bundesländerhaben auch nach den Zuführun-gen aus dem Länderfinanzaus-gleich noch unterdurchschnitt-lich viele Mittel zur Verfügung.Zweitens kann es durchaussein, dass Banken in FrankfurtSteuern auf Geschäfte bezahlen,die sie in Berlin getätigt haben,ein Immobilienbesitzer die Miet-einnahmen aus seinem Rendite-haus in Friedrichshain an seinemWohnort in München versteuertoder Steuern am Sitz einer Un-ternehmenszentrale in Stuttgartabgeführt werden, die in der Ber-liner Niederlassung erwirtschaf-tet worden sind.  In einem Punkt geht die Dis-kussion jedoch trotzdem in die

richtige Richtung. Wenn Berlinmehr in die Erhöhung seinerSteuerkraft statt in sein Image„arm aber sexy“ investiert hätte,würde Berlin heute nicht mehrso stark am Tropf der Geberlän-der hängen. Dass das geht, zeigteübrigens das Land Bayern, dasbis Ende der Achtziger Jahreselbst Nehmerland war. 
Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

M

Kunst im Straßenraum. Statt
sicherer und benutzbarer 

Gehwege leistet sich der Bezirk
Kunst in Form von Lichtstelen.

Eine Verwaltungsvorschrift 
zwingt ihn dazu. BdSt-Vorstand 

Kraus kritisiert dies in der 
Sendung “Spiegel-TV Magazin”.

Impressum
Herausgeber:
Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin
Telefon: 030-7901070

Redaktion:
Dipl.-Volksw. Alexander Kraus (ver-
antw.), Dipl.-Volksw. Steffen Bernitz

Verlag: 
BdSt Steuerzahler Service GmbH,
Wiesbaden

Druck:
apm AG
Kleyerstraße 3, 64295 Darmstadt

Abdruck: nur mit Quellenangabe

Redaktionsschluss: 21.02.2013

Bildnachweis: Bild S. 2:  Oliver Haja/
pixelio.de, Bild S. 4: A. Femel/pixelio.de

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
62 .216 .747 .02362 .216 .747 .023

17 .68817 .688
Stand: 01.03.2013, 0.00 Uhr

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin



2
Landesbeilage Berlin I März 2013

Justizsenator droht Vermietern

Mieter haben Recht auf Rückzahlung von Wassergebühren

Die Berliner Hauseigentümer dürfen ihren Ver-
mietern die zu viel gezahlten Wassergebühren
nicht vorenthalten. Die Rückzahlung muss ver-
rechnet werden, jedes andere Vorgehen ist
rechtswidrig, so Berlins Justizsenator Heil-
mann (CDU).erlins Hauseigentümer haben mit derersten Turnusrechnung der BerlinerWasserbetriebe für das Jahr 2013 dieAbrechnung für das Jahr 2012 erhalten. Dadie Wasserpreise in der Hauptstadt laut Bun-deskartellamt zu hoch sind, erstatten dieWasserbetriebe als Reaktion auf die Preis-senkungsverfügung der WettbewerbshüterIhren Kunden erstmalig die zu viel gezahltenBeiträge für das Jahr 2012. Insgesamt erstatten die Wasserbetriebeihren Kunden 59 Millionen Euro an zu 

viel gezahlten Trinkwassergebühren zu-rück, das sind ungefähr 13,50 Euro pro Per-son. Allerdings tun sie dies nur unter Vor-behalt, denn da man beim Versorger der Ansicht ist, dass das Bundeskartellamt für die Berliner Wasserpreise nicht zustän-dig ist, klagen die Wasserbetriebe vor dem Düsseldorfer Landgericht. Die Ver-handlung wird voraussichtlich im April be-ginnen.Weil die Gutschrift der Wasserbetriebenur unter Vorbehalt erfolgt, hatte der Haus-eigentümerverband Haus und Grund emp-fohlen, das erstattete Geld vorerst nicht andie Mieter auszuzahlen, um es nicht, falls dieWasserbetriebe den Rechtsstreit gewinnensollten, wieder von den Mietern zurückfor-dern zu müssen.Nun geht Justizsenator Heilmann auf Kon-

frontationskurs: „die Rückzahlung ist mit derJahresrechnung zu verrechnen, jede andereRegelung ist rechtswidrig“, so Heilmann. DieGutschrift müsse den Mietern spätestens mitder Jahresabrechnung verrechnet werden.Falls der Vermieter dies nicht tue, mache ersich strafbar, so der Justizsenator.Haus und Grund hatte seinen Mitgliederndazu geraten, das gutgeschriebene Geld bisder Rechtsstreit entschieden ist, auf Treu-handkonten zu parken. Heilmann glaubtnicht daran, dass die Berliner Wasserbe-triebe das Gerichtsverfahren gewinnen.Zudem ist er der Meinung, dass die BerlinerMieter nicht bis zum Ende des Prozesses aufihre Gutschrift warten sollen. „Sie könnennicht sagen, weil ich möglicherweise 2016was bezahle, rechne ich das nicht ab“, so Heilmann. 

B

Bürger schließen ihre Arbeit ab

Sondierungsrunden zum Bello-Dialog

er Bello-Dialog solle demmöglichst konfliktfreienZusammenleben vonMensch und Hund in Berlin die-nen, heißt es auf der Internet-seite des Verbraucherschutz-senats. Der Senat sei entschlos-sen, dieses Verfahrennach einem Vorschlagder Stiftung ZukunftBerlin als Formeiner gemeinsamenEntscheidungsvor-bereitung von Bür-gern und Senat zuorganisieren. Die StiftungZukunft Ber-lin begleiteden ge-

samten Prozess durch „Gewährs-leute“. Diese stellten sicher, dassdie Beteiligten im „Bello-Dialog“das mit diesem Verfahren ver-bundene Ziel in jeder Phase ein-hielten. In Abstimmung mitdiesen „Gewährsleuten“ waren30 Fachleute, Betroffene und„normale“ Bürger ausge-wählt worden, an insgesamtfünf Abenden das beste-hende Hundegesetz kritisch zuüberprüfen und gegebenenfallsVerbesserungs- oder Ände-rungsvorschläge zu erarbeiten.Keine abschließende Eini-gung gab es zum Thema Hunde-auslaufgebiete. Während einigeTeilnehmer die Schaffung vonweiteren, räumlich gleichmäßigauch in Innenstadtbereichenverteilten Hundeauslaufplät-

zen aus Steuermitteln und dieAbschaffung der generellen Lei-nenpflicht in Grünanlagen for-derten, pochten wiederumandere Teilnehmer auf ihr Recht,Parks, Gehwege und Spielplätzeunbehelligt von Hunden undihren Hinterlassenschaften nut-zen zu können. Sehr kontrovers diskutiertwurde auch das Thema der Hun-desteuer und der Kennzeichnungvon Hunden. Während die einenTeilnehmer darauf hinwiesen,dass es bei der Hundesteuerer-hebung zu erheblichen Vollstrek-kungsdefiziten käme und daherdie Einführung größerer Hunde-steuermarken forderten, fühltensich andere Teilnehmer hier-durch vorverurteilt. Tatsächlichlegen die Zahlen aber nahe, dassin Berlin für mehr als die Hälfte,d.h. weit über 100.000 Hunde,keine Hundesteuer abgeführtwird und auch sonstige Verstößevon Hundehaltern kaum geahn-det werden. Ob der Bello-Dialog aus Sichtder beteiligten Bürger etwas ge-bracht hat, wird eine vielleicht ir-gendwann beschlossene Hunde-

gesetzesnovelle zeigen. Denn dieEntscheidung über Änderung-en am Hundegesetz treffen nicht die beteiligten Bürger undauch nicht die Verwaltung, son-dern das Berliner Abgeordneten-haus. Zweifel bleiben indes ange-bracht, präsentierte Justizse-nator Thomas Heilmann (CDU)doch direkt nach der Abschluss-runde den kommenden Leinen-zwang mit Ausnahmen beiAbsolvierung eines Hundefüh-rerscheins als Ergebnis desBello-Dialogs in den Medien.Sollte das Ergebnis bereits vor-her für die Verwaltung festge-standen haben, könnten sich die Teilnehmer zu Recht für politische Zwecke missbrauchtfühlen. Denn einen Konsens hates nach Meinung vieler Teil-nehmer eben gerade nicht gege-ben. Und dann wären nach Auffassung des TeilnehmersAlexander Kraus, Vorsitzenderdes Bundes der SteuerzahlerBerlin, auch die geschätzten15.000 Euro für das Moderato-ren rausgeschmissenes Geld gewesen.

Seit November letzten Jahres haben die Mitglieder des Bello-Dialogs,
einer auf Initiative der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucher-
schutz mit Bürgern besetzten Sondierungsrunde, getagt. Ziel war die
Klärung der Frage, wie das Zusammenleben von Mensch und Hund in
unserer Stadt künftig geregelt werden soll. Der Bund der Steuerzahler
hat die Veranstaltung als Teilnehmer auch unter dem Gesichtspunkt
zweier seiner Satzungszwecke beobachtet: Der Förderung des demo-
kratischen Staatswesens sowie der Stärkung des bürgerschaftlichen
Engagements.
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Aktueller Kostenvergleich der Berliner Verwaltungen

Was kostet wo wie viel?

Wer sich nach dem Winter bei all den Schlag-
löchern die Frage stellt, was es kostet einen
Quadratmeter Straßenland instant zu setzen
oder wer sich nach dem jüngsten Lebensmit-
telskandal fragt, wie teuer eine Kontrollmaß-
nahme im Rahmen der Lebensmittelaufsicht in
Berlin ist, findet in der aktuellen Veröffentli-
chung „Was kostet wo wie viel?“ der Senats-
verwaltung für Finanzen die entsprechenden
Antworten.In der aktuellen Auflage der Broschüre „Waskostet wo wie viel?“ werden in zwei Bändendie Kosten einzelner Dienstleistungen derBerliner Bezirke und ausgewählter Bereicheder Senatsverwaltungen für das Jahr 2011aufgezeigt und vergleichbar gemacht. DerKostenverlgleich zwischen den Bezirken solllaut Finanzsenator Nußbaum (parteilos)deutlich machen, wo Dienstleistungen effi-zient erbracht werden und damit einen An-reiz schaffen, „von den jeweils Besten zulernen, Sparpotentiale zu erschließen undsomit möglichst verantwortungsvoll mit demSteuergeld der Berlinerinnen und Berlinerumzugehen“ so Nußbaum. 

Bereits zum zwölften Mal listet Berlindamit die Kosten öffentlicher Dienstleistun-gen auf und vergleicht diese auch mit Vor-jahreswerten. Dadurch fällt beispielsweiseauf, dass sich die Bearbeitung eines Perso-nalausweises extrem verteuert hat. Im Ver-gleich zum Jahr 2010 sind die Kosten der Be-arbeitung dieses gesetzlich vorgeschriebenenDokuments um 108 Prozent gestiegen. DerGrund hierfür ist die Einführung des elektro-nischen Personalausweises in Chipkartenform.Die Schwerpunkte des Kostenvergleichssind die Bildung und die öffentliche Sicher-heit. So wird in der Broschüre beispielsweisedeutlich, wie viel das Land Berlin pro Bürgerfür die Sicherheit in öffentlichen Verkehrs-mitteln ausgibt oder wie hoch sich die För-derung zusätzlicher Ausbildungsplätze imJahresvergleich darstellt. Dieser Fokus aufdie Bildung und die öffentliche Sicherheitlässt sich einerseits damit begünden, dassdies die Schwerpunktthemen der großen Ko-alition sind. Auf der anderen Seite zählen dieAusgaben für Bildung und Sicherheit zu dengrößten Ausgabenbereichen der Verwaltung. Interessierte Bürger können die beiden
Broschüren auf der Internetseite der Senats-verwaltung für Finanzen herunterladen.www.berlin.de/sen/finanzen/haushalt/download/index.html

Die beiden Bände der Broschüre “Was kostet
wo wie viel?” können auf der Internet-

seite der Senatsverwaltung für Finanzen 
heruntergeladen werden. 

Quelle Bild: Senatsverwaltung für Fianzen

Broschürentipp

Selten hat sich der Gesetzgeberso viel Zeit gelassen, um wich-tige steuerliche Änderungenauf den Weg zu bringen. ZumJahresende 2012 waren vieleSteuergesetze immer nochnicht verabschiedet. Dabeiwerden viele Neuregelun-gen rückwirkend zum 1. Ja-nuar 2013 in Kraft treten.Dadurch wird die Reakti-onszeit für Steuerzahler,um sich auf die Änderun-gen einzustellen undentsprechende Strate-gien zu ent-wickeln, deutlich reduziert.Jetzt gilt es schnell zu handeln und sich um-fassend zu informieren, soll dem Finanz-amt nicht unnötig Geld geschenkt werden.Alles Wissenswerte zum Thema erfahrenSteuerzahler in der Broschüre „Steuerän-derungen 2013“ des Bundes der Steuer-zahler, die die wichtigsten Neuerungen imSteuerrecht leicht verständlich und anhand

vieler Beispiele er-läutert.Informiert wirdu.a. über die Änderun-gen bei den Mini-Jobs,welche Regelungen fürArbeitgeber und Ar-beitnehmer bei der Ein-führung der elektro-nischen Lohnsteuerkartezu beachten haben, wassich für Übungsleiter undsonstige ehrenamtlich Tä-tige ändert oder was Un-ternehmer 2013 bei derUmsatzsteuer berücksichti-gen müssen. 
Mitglieder des Bundes der SteuerzahlerBerlin können die Broschüre kostenlosunter der Telefonnummer 030-7901070,per E-Mail an info@steuerzahler-berlin.deoder per Post in die Lepsiusstraße 110 in12165 Berlin bestellen.

Steueränderungen 2013 

Mitte Februar ist der Berliner Senat zu einer
Klausurtagung im Schloss Britz zusammenge-
kommen. Dabei war auch der künftige Doppel-
haushalt ein Thema.er Berliner Senat ist sich einig. Auch inden nächsten Jahren sollen die öffent-lichen Ausgaben der Hauptstadt nurum 0,3 Prozent steigen dürfen. Es müsseauch in den kommenden Jahren „absoluteHaushaltsdisziplin“ gehalten werden, so der Regierende Bürgermeister Klaus Wowereit (SPD).Das Land Berlin konnte im letzten Haus-haltsjahr 2012 mit einem Plus von 671 Mil-lionen abschließen. Im Jahr 2014 wird derSenat, nach der Aussage Wowereits mögli-cherweise wieder ein kleines Defizit machenmüssen. Ab 2015 jedoch, ein Jahr früher alsim Koaltionsvertrag verabredet, soll die Neuverschuldung endgültig auf null redu-ziert werden. Ab dann gelte die Schulden-bremse. Einen Spielraum, zusätzlicheAusgaben mit Krediten zu finanzieren gebees dann nicht mehr.

Strikte Haushaltsdisziplin

Schuldenbremse ab 2015

D



Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.

Bitte ziehen Sie den jährlich fälligen
Mitgliedsbeitrag bis auf Widerruf vom
nachfolgenden Konto ein.

Kontoinhaber

Datum, Unterschrift

BLZ Kontonummer

Vor- und Zuname

c/o, Firma, Adresszusatz

Straße, PLZ, Ort

Telefon

Ich wurde geworben durch:
Mitgliedsnummer

Name, Anschrift

Ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Jahresbeitrag beträgt 55 Euro und beinhaltet den kostenlosen Bezug der Mitgliederzeitschrift „Der Steuerzahler“. Die Mitgliedschaft ist jährlich mit einerFrist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-7924015 oder 

T13I3

Die Interessen der Steuerzahler durchsetzen heißt, sich gemeinsam zu engagieren, um den nötigen Druck auf die Politik zu erzeugen. Daher ist

jede Mitgliedschaft im BdSt wichtig. Sie ist die Basis für den Erfolg und die Unabhängigkeit des Bundes der Steuerzahler. Um unser Gewicht

auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder. Sprechen Sie Freunde und

bekannte  für eine Mitgliedschaft im BdSt an! Für ein neu geworbenes Mitglied erhalten Sie einen Jahresbeitrag gutgeschrieben. 

Diese Antwortkarte können Sie einfach ausgefüllt direkt an die 030-792 40 15 faxen oder Sie schicken sie uns im Fensterumschlag zu.

Aktion Mitglieder werben Mitglieder

Rege Beteilgung an der Umfrage zum BER-Debakel

Eine grandiose Blamage für Berlin und Deutschland

Die letzte Umfrage unter unseren Mitgliedern
führte zu einer regen Beteiligung. Dies zeigt,
dass das Thema „Flughafen BER“ viele Mit-
glieder und Steuerzahler bewegt und vor allem
zu viel Verärgerung geführt hat. instimmig sind alle Teilnehmer unse-rer Umfrage der Meinung, dass es sichbei den Pannen rund um den Bau desneuen Hauptstadtflughafens um Steuergeld-verschwendung handelt. 95 Prozent gebendem Aufsichtsrat die Schuld an der Misere,75 Prozent glauben, dass auch die Geschäfts-führung nicht ganz unschuldig an der Pan-nenserie ist. Dass auch die Planer undArchitekten für das Debakel verantwortlichsind, glaubt nur etwa ein Drittel der Einsen-der.Auch hinsichtlich der Konsequenzenherrscht Einigkeit. Fast alle Teinehmer for-dern strafrechtliche Konsequenzen und sindder Meinung, die Verantwortlichen müsstenin Regress genommen werden. Und leider

herrscht auch Einigkeit darüber, dass dieFlughafen-Pleite wohl nicht zu einem Um-denken in der Politik führen wird.Einige Kommentare der Einsender habenwir hier für Sie zusammengefasst:
„Arrogant und Peinlich“

„Die Schuldigen an diesem Desaster müssen
zur Verantwortung gezogen werden. Statt-
dessen erhalten Sie für die schludrige Arbeit
noch Abfindungen“

„Es ist nicht zu fassen, diese schlampige Ar-
beit. Was ‚Aufsichtsrat’ bedeutet liegt schon
im Wort verborgen. Aber es sind ja nur Steu-
ermittel“

„Wowereit und Platzeck raus! Fachkräfte rein!“

„Die Übertragung des Aufsichtsratsvorsitzes
von Wowereit an Platzeck ist untragbar. Das
Desaster ist eine grandiose Blamage für Ber-
lin und Deutschland.“

„Jeder Handwerkermeister muss für seine
Fehler und Verzögerungen persönlich haften.
Nur bei den hohen Herren wird der Steuer-
zahler belastet.“

E

Ankunft? Wohl kaum. Wann auf
dem neune Hauptstadtflughafen

die ersten Flugzeuge landen,
kann momentan niemand sagen.
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Kommt sie nun oder kommt sie
nicht? Die Rede ist von der City-
Tax. Bis Redaktionsschluss jeden-
falls sah es so aus, dass aus der
Bettensteuer zumindest in diesem
Jahr nichts mehr wird. Uns soll´s
recht sein, haben wir als BdSt
doch in den Medien wo es nur ging
Kritik angebracht. Vielleicht hat
das ja doch etwas gefruchtet und
den Senat angehalten, lieber
nicht zu vorschnell mit einem Ge-
setzentwurf herauszukommen,
der dann alsbald wieder von den
Gerichten einkassiert wird.enn es dürfte wohl nichtganz so einfach sein, einerechtssichere Vorschriftzu formulieren. Auf den Gesetz-entwurf zur City-Tax – wenn erdenn tatsächlich irgendwannnoch kommt – bin ich jedenfallsschon gespannt. Eine verfassungsgemäße Bet-tensteuer würde nämlich erfor-dern, dass diese nur auf privatveranlasste Übernachtungen inBeherbergungsbetrieben fälligwird. Auszunehmen wären Über-

nachtungen aus beruflichenGründen, die dann wohl irgend-wie nachzuweisen wären. Sollen also die Hoteliers quasials verlängerter Arm der Finanz-verwaltung Erkundigungen undNachforschungen bei ihren Über-nachtungsgästen einholen? Soller seinen Gast vielleicht um denAusdruck einer E-Mail bitten, ausder hervorgeht, dass dieser aneinem Geschäftstermin teilnimmt? Vielleicht will der Gast dasauch gar nicht nachweisen, weiles den Betreiber des Beherber-gungsbetriebes schlichtwegeinen feuchten Kehricht angeht,was er dort treibt? Vielleicht ister ja ein Rechtsanwalt, der sichmit seinem Mandanten trifft, derWert auf Vertraulichkeit legt.Vielleicht ist der Gast ja sogar Se-nator oder Minister? Oder reichtvielleicht ein Vermerk des Hote-liers darüber aus, ob der Gast imAnzug oder in Jeans herumläuft?Wohl kaum!Ich bin jedenfalls skeptisch,dass es ein Gesetz zur City-Tax inBerlin geben wird, das dasgrundgesetzlich garantierteRecht eines jeden Bürgers aus-hebeln kann und mich verpflich- tet,  - und gerade auch noch ge-

Wie erst vor kurzem, als BdSt-
Vorstand Alexander Kraus die

Hundesteuererhebung kritisierte,
zweifelt der Verein derzeit auch

an der Umsetzbarkeit der City-Tax. genüber den Mitarbeitern voneinem Hotel - Auskünfte übermeine Übernachtungsmotive zumachen. Wenn eine solche Aus-kunft also freiwillig ist, mache ichsie halt nicht. Und die Erhebungeiner Steuer auf Verdacht ver-stößt nun mal gegen die gängigeRechtssprechung. Wir werden dann auch sehen,wie das überhaupt kontrolliertwerden soll. In den Ostseebädernbraucht man beispielsweise auchkeine Kurabgabe zu bezahlen,wenn man angibt, Geschäftsrei-sender zu sein. Einen Nachweisbräuchte man nicht zu erbringen,wie mir von mehren Kurabga-benverwaltungen telefonisch be-stätigt worden ist. Aber eigentlich ist man ja so-wieso irgendwie immer imDienst, oder?Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

BroschürentippMit der 2013er Ausgabe des SteuerzahlerKompass infor-miert der Bund der Steuerzahler rund um das Thema Steu-ern. Die Broschüre im handlichenTaschenkalenderformat hält Fakten und Zah-len aus den Bereichen Recht, Personal und Im-mobilien bereit. Der VorsorgeKompass bietet Informatio-nen zu den verschiedenen Versicherungsformen, dieim privaten Umfeld einen hohen Stellenwert haben. Im RentenKompass finden Sie hilfreiche Informationenrund um das Thema private und gesetzliche Altersvor-sorge sowie zu den Themen Immobilien, Wohn-Riester,die staat liche Förderung der Vermögensbildung und vie-les andere mehr.Mitglieder des BdSt Berlin können die gewünschteBroschüre unter der Telefonnummer 030-7901070,per Post in die Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin oder im Intenetunter www.steuerzahler-berlin.de bestellen.
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Berlins finanzieller Rahmen für die nächsten
Jahre ist beschlossen. Anfang März hat der
Berliner Senat die Fortschreibung der Eck-
werte für die Finanzplanung bis 2017 bestä-
tigt. Die Ausgaben der Hauptstadt sollen
weiterhin nur moderat steigen, bis 2017 will
Berlin mehr als 800 Millionen Euro an Schul-
den getilgt haben.erlin konsolidiert. Laut FinanzsenatorNußbaum (parteilos) soll die Haupt-stadt ab 2015 einen strukturell ausge-glichenen Haushalt erreichen. Möglich wirddies unter anderem wegen des auf 0,3 Prozent begrenzten Ausgabenwachs-tums, an dem Berlin schon seit längerem festhält. Entlastungen für Berlins Haushalt bringt inden kommenden Jahren beispielsweise dieÜbernahme der Grundsicherung im Alterdurch den Bund. Dies macht im kommendenJahr 294 Millionen Euro, in 2015 sogar 358 Millionen Euro aus. Weiterhin überweistder Bund jährlich weitere 80 Millionen Eurofür das Bildungs- und Teilhabepaket. Und ab 2014 soll die geplante City Tax jährlichetwa 25 Millionen Euro in Berlins Kassenspülen. Mit Blick auf die grundgesetzlich veran-kerte Schuldenbremse plant Berlin späte-stens ab 2016 keine neuen Schulden mehraufnehmen zu müssen. Laut der Eckwerteplant der Finanzsenator bis zum Jahr 2017über 800 Millionen Euro an Schulden zu til-gen. Im kommenden Jahr solle es jedoch noch

zu einer geringen Nettokreditaufnahme von35 Millionen Euro kommen. Sparen zahlt sich aus. Allein durch die imabgelaufenen Haushaltsjahr 2012 vermie-dene Kreditaufnahme konnte Berlin rund 20Millionen Euro an Zinsausgaben einsparen.Aber auch die gute konjunkturelle Lage be-günstigt die Konsolidierungsbemühungendes Finanzssenators, noch nie waren mehrMenschen in Berlin sozialversicherungs-pflichtig berschäftigt. Wie auch der Bund

braucht sich das Land Berlin nicht über zugeringe Steuereinnahmen beschweren. DieBerlinerinnen und Berliner haben Ihren Teilzur Haushaltskonsolidierung beigetragen.Aus Sicht des Bundes der Steuerzahler istdies Grund genug, um sie endlich auch beiden Landessteuern zu entlasten.Bis zum Sommer soll der nächste Doppel-haushalt stehen. Die beschlossenen Eckwertebilden den Rahmen für die kommendenHaushaltsverhandlungen. 

Senat beschließt Eckwerte 2013 bis 2017

Spätestens 2016 keine Neuverschuldung mehr

B

Einmal durch’s Brandenburger Tor bitte!

Was kostet ein Staatsbesuch?

Welche Kosten fallen in der
Hauptstadt an, wenn Staatsbe-
suche auf der Tagesordnung ste-
hen? Diese Frage hat Innen-
senator Henkel (CDU) im Rahmen
einer Kleinen Anfrage der Pira-
tenfraktion beantwortet.enn ausländische Regie-rungsvertreter am Bran-denburger Tor einenFototermin wahrnehmen, kostetdas die Berliner Senatskanzlei360 Euro. Diese Summe fällt fürdie Beflaggung des Brandenbur-ger Tors und für einen Blumen-

strauß für den weiblichen Gastan, so Innensenator Henkel in derAntwort auf die Kleine Anfrage.Kommt ein Gesprächstermin mitEintragung ins Goldene Buch vonBerlin inklusive Bewirtung dazu,kostet dies 300 Euro zusätzlich. In den genannten Kosten sindAusgaben für Personal und fürden Fuhrpark nicht enthalten.Laut Innensenator Henkel wür-den diese Daten nicht besuchs-gebunden erhoben. Auch dieAusgaben, die für den Einsatz derPolizei  würden nicht gesonderterhoben, seien aber grundsätz- lich über Haushaltsmittel ge-deckt. Für derartige hauptstadt-bedingte Sicherheitsmaßnahmen erhalte Berlin pauschal 60 Mil-lionen Euro jährlich vom Bund,so Henkel.
W

Wenn ausländische
Staatsgäste den Regie-
renden Bürgermeister

besuchen und sich in das
Goldene Buch der Stadt

eintragen, kostet das
die Senatskanzlei inkl.
Bewirtung 300 Euro.

Welche Kosten für Per-
sonal und Sicherheit
entstehen kann nicht

beziffert werden.

62.14060.543 61.911 62.925 62.580 63.030 63.030 62.750 62.460
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Eckwerte der Finanzplanung 2013 bis 2017
Bereinigte Ausgaben und bereinigte Einnahmen sowie Nettokreditaufnahmen (negativer Wert: Tilgung bzw. Schuldenabbau) und Schuldenstände des
Landes Berlin, in Mio. Euro, Quelle : Senatsverwaltung für Finanzen
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Ist Berlin für den Fall einer Zombie-Katastrophe gerüstet?

Piraten-Anfrage begeistert Republik

abei hat die Anfrage einendurchaus ernsthaften Hin-tergrund. Es geht dabeium eine Kampagne der amerika-nischen SeuchenschutzbehördeCDC (Centre for Desease Controland Prevention) mit dem TitelZombie Preparedness Informa-

tion mit der Bevölkerungs-schichten sensibilisiert werdensollen, die ansonsten schwer fürAnliegen des Katastrophenschut-zes erreichbar sind. Etwas humorlos teilte die Se-natsverwaltung für Gesundheitund Soziales mit, dass die Art undWeise der Darstellung der CDCdieses sehr wichtigen Themasnicht dem Verständnis des Se-nats von sinnvoller Katastro-phenvorsorge entspräche. Statt-dessen verwies er auf die Vor-schläge des Bundesamtes für Bevöl-kerungsschutz und Katastrophen-
hilfe zum Thema Notfallvorsorge. Angaben zu den Kosten derBeantwortung dieser KleinenAnfrage konnte die Gesundheits-verwaltung mit Hinweis auf denAufwand nicht machen. 

Lieber mal nachfragen. Ist Berlin
gut gerüstet, falls die Untoten

auferstehen? Das wollte die Pira-
tenfraktion wissen und startete
eine entsprechende Anfrage im

Berliner Abgeordnetenhaus.

Für bundesweite Heiterkeit hat in den Medien die Kleine Anfrage der
Piraten im Berliner Abgeordnetenhaus, Christopher Lauer und Simon
Kowalewski, gesorgt. Die beiden Abgeordneten hatten den Senat ge-
fragt, ob der Berliner Senat plane, ein Handbuch für das Szenario des
Ausbruchs einer Zombie-Katastrophe zu erstellen. Wissen wollten die
beiden parlamentarischen Freibeuter aber auch, welche Kosten für die
Beantwortung dieser Kleinen Anfrage entstehen. 

D

Jahresabschluss der Bezirke

(Fast alle) Bezirke schreiben schwarze Zahlen

Die Berliner Bezirke haben das
Haushaltsjahr 2012 mit einem
Jahresüberschuss abgeschlossen.
Nur einer der zwölf Bezirke ver-
zeichnet ein Defizit. Der Jahres-
abschluss ist damit der zweite in
Folge, bei dem die Bezirke in der
Summe ein positives Jahreser-
gebnis vorweisen können.it einem Gesamtergebnisin Höhe von 57,3 Millio-nen Euro haben die Ber-liner Bezirke das letzteHaushaltsjahr erneut positiv ab-geschlossen. Dabei haben elf Be-zirke zusammen einenÜberschuss von 60,2 MillionenEuro erwirtschaften können. Nurder Bezirk Mitte verzeichnet einDefizit in Höhe von 2,7 MillionenEuro.Laut Senatsverwaltung für Fi-nanzen zeigt das Ergebnis, dassdie sogenannte Globalsummen-zuweisung an die Bezirke ausrei-chend gewesen ist. Die Bezirkeseien in der Lage gewesen, alle

Sachkosten zu finanzieren undim Personalbereich sogar Neu-einstellungen vorzunehmen. Dasgute Ergebnis führt Berlins Fi-nanzsenator Nußbaum (partei-los) unter anderem aufSteuerungserfolge bei den Trans-ferausgaben zurück. So werdenbeispielsweise jährlich drei Be-zirke schwerpunktmäßig im Hin-blick auf eine effizienteMittelverwendung überprüft.Auf diese Weise konnten nachAngaben der Finanzverwaltungallein im Jahr 2012 etwa 10 bis 15 Million Euro eingespartwerden. Die gute Entwicklung der Be-zirksfinanzen spiegelt sich imGuthabenstand wider. Noch imJahr 2003 waren die Bezirke mitüber 115 Millionen Euro ver-schuldet. Mittlerweile könnenacht Bezirke ein Guthaben vonzusammen 103,8 Millionen Eurovorweisen. Die Schulden der vierKonsolidierungsbezirke Mitte,Spandau, Marzahn-Hellersdorf

und Pankow belaufen sich imJahr 2012 auf insgesamt 42 Mil-lionen Euro. Auch die Konsoli-dierungsbezirke sollen in denkommenden Jahren schrittweiseschuldenfrei werden. Hierfürgibt es Konsoldierungskonzepte,

die vom Hauptausschuss des Ab-geordnetenhauses beschlossenwerden. Im Vergleich zum Haus-haltsabschluss 2011 konnten dievier Bezirke bereits knapp 30Millionen Euro an Schulden ab-bauen.
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Haushaltsabschluss der Bezirke 
Jahresergebnis der Bezirke für das Haushaltsjahr 2012, Guthaben/Schulden für die
Haushaltsjahre 2011 und 2012,  in Mio. Euro, Quelle : Senatsverwaltung für Finanzen

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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Angemessene Rückzahlung?

Bundeskartellamt prüft Berliner Wasserbetriebe erneut

anze 60 Millionen Euroerstatten die BerlinerWasserbetriebe derzeitihren Kunden. Dabei handelt essich um zu viel gezahlte Trink-wassergebühren für das Jahr
2012. Bei rund 3,5 Millionen Ein-wohnern entspricht dies einerRückzahlung von etwa 17 Euro proEinwohner. Zusätzlich verzich-ten die Wasserbetriebe auf eine an-sonsten geplante Preiserhöhung. 

Ob der Berliner Versorger mitdiesem Vorgehen die Preissen-kungsverfügung des Bundeskar-tellamtes hundertprozentig um-setzt, wird von der Behörde der-zeit geprüft. Das Kartellamt hatteim vergangenen Jahr festgestellt,dass die Trinkwassergebührenin Berlin zu hoch sind und dieBerliner Wasserbetriebe aufge-fordert, die Tarife zu senken. Die Wasserbetriebe erstatten

Ihren Kunden die Gebühren je-doch noch unter Vorbehalt, danoch nicht gerichtlich geklärt ist,ob das Kartellrecht auf die Berli-ner Wasserpreise überhaupt anwendbar ist. Das Bundeskar-tellamt sieht dem nach Ostern er-warteten Urteil jedoch zu-versichtlich entgegen, da in allenVorfragen bislang zu Gunstender Wettbewerbshüter entschie-den wurde.

Aufgrund einer Preissenkungsverfügung des Bundeskartellamtes vom
vergangenen Juni erstatten die Berliner Wasserbetriebe derzeit ihren
Kunden die im Jahr 2012 zu viel gezahlten Trinkwassergebühren. Ob
der Berliner Versorger die Preissenkungsverfügung damit auch um-
setzt, wird von den Wettbewerbshütern derzeit geprüft.

G

Broschürentipp

Steuerzahler ist man das ganze Leben. Ob Er-werbstätigkeit oder Rente, die Einkommen-steuer bleibt ein Thema. Die aktualisierteBroschüre   “Senioren und Steuern!” erläutertdie Besteuerung im Zeitpunkt der Aufgabeder aktiven Tätigkeit ebenso wie die steuer-liche Behandlung der einzelnen Einkunftsar-ten. Insbesondere auf die Besteuerung derAlterseinkünfte wird ausführlich eingegan-gen. Außerdem werden die Grundlagen derErbschaft- und Schenkungsteuer dargestellt.

Dieser Leitfaden soll dazu beitragen, dass äl-tere Menschen nicht in die Steuerfalle tap-pen, weil sie nicht wissen, ob und wie vielEinkommensteuer sie bezahlen müssen. Die Broschüre ist für Mitglieder kostenlosund kann in der Geschäftstelle telefonischunter der 030-7901070, per Post in die Lep-siusstraße 110 in 12165 Berlin oder per E-Mail an info@steuerzahler-berlin.de bestelltwerden.

Neue Auflage: Senioren und Steuern
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Stadtentwicklungssenat unterstreicht hohe Bedeutung der Kunst- und Künstlerförderung

Kunst im Stadtbild wichtiger als sichere Gehwege

or dem Hintergrund der hohen Be-deutung der Kunst und Künstler-förderung in Berlin sei es nicht mög-lich, dem Vorschlag des Bundes der Steuer-zahler zu folgen und den Abschnitt der ABauaufzuheben, heißt es in dem Schreiben des Referatsleiters. Die ABau oder Anwei-sung Bau schreibt den Bezirken vor, inner-

halb bestimmter Grenzen ein bis zwei Prozent der Bausumme für Kunst einzupla-nen. Der Bund der Steuerzahler hatte vorge-schlagen, diese Vorschrift bis zum Erreicheneines ausgeglichenen Haushaltes auszuset-zen und damit solange auf Kunst im Stadtbildzu verzichten. Anlass war, dass Berlin im

letzten Sommer nur wenige Monate nach derInstallation der Lichtkunstwerke vor demBGH auf Schadenersatz und Schmerzensgeldverurteilt worden war, weil eine Rentnerinauf den schlechten Pankower Gehwegen ge-stürzt war. Berlin hatte sich in dem Rechts-streit auf seine schlechte Haushaltslageberufen. BdSt-Vorsitzender Alexander Kraus zeigtesich wegen der Prioritäten des Senats ent-täuscht: Jetzt wissen wir wenigstens, dassHerrn Senator Müller die Künstler wichtigersind als Gehwege, auf denen auch Seniorentrittsicher laufen können. 

Seit dem letzten Sommer hatte der Bund der Steuerzahler Berlin mehrfach vergeblich versucht,
von Stadtentwicklungssenator Michael Müller eine Position zur Kunst im Stadtbild zu erhalten.
Hintergrund waren vier Lichtinstallationen, die vom Bezirk Pankow im Rahmen einer Straßen-
baumaßnahme gebaut werden mussten. Dies bestimmt eine Verwaltungsvorschrift, während die
Gehwege aus Geldmangel verkommen. Jetzt ließ der Senator seinen Referatsleiter antworten. 

V
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Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe

Piraten wollen gegen Wasserverträge klagen

Nachdem mit dem Rückkauf der
RWE-Anteile der erste Schritt in
Richtung Rekommunalisierung der
Berliner Wasserbetriebe gemacht
ist, soll nun gegen die Gewinnga-
rantien des verbleibenden Inve-
stors vorgegangen werden. Der
Berliner Wassertisch hat hierzu
mit dem renommierten Verfas-
sungsjuristen Prof. Dr. Kirchberg
einen möglichen Klageweg vorge-
stellt. nfang April hat der Berli-ner Wassertisch gemein-sam mit dem JuristenChristian Kirchberg einen Wegpräsentiert, gegen die Renditega-rantien des an den Berliner Was-serbetrieben beteiligten Privat-investors Veolia zu klagen. Kirch-berg zufolge eröffnet sich durchden bereits im Oktober letztenJahres erfolgten Rückkauf derRWE-Anteile die Möglichkeit,gegen die Teilprivatisierung vor-zugehen. Der Rückkaufsvertragmüsste dazu binnen eines halbenJahres angefochten werden. Im Rahmen eines sogenanntenOrganstreitverfahrens soll nungeklärt werden, ob im Rahmender Teilprivatisierung der Was-serbetriebe 1999 das Budget-recht des Parlaments verletztworden ist. Es würde gerichtlichgeprüft werden müssen, ob derBerliner Senat gegen das Rechtsdes Parlaments verstoßen hat,über den Landeshaushalt zu ent-scheiden. Nach der Verfassungdürfen Sicherheiten, wie die ver-einbarte Gewinngarantie, nur aufder Grundlage eines vom Abge-ordnetenhaus beschlossenen Ge-setzes gegeben werden. Im Falleder teilprivatisierten Wasserbe-triebe würde solch eine gesetzli-che Grundlage jedoch fehlen. Das gleiche gelte auch für den600 Millionen Euro teuerenRückkauf der RWE-Anteile im

Oktober 2012.Eine Organklage ist nur denParlamentsfraktionen vorbehal-ten. Einzig die Piratenfraktionhat sich bereit erklärt, eine sol-che Organklage zu unterstütz-en. Die Grünen hatten sich gegen eine Beteiligung an derKlage ausgesprochen. Die Linkenhatten für Ihre Beteiligung dieUnterstüzung aller Oppositions-fraktionen zu Bedingung ge-macht.Der Verfassungsrechtler Chri-stian Kirchberg hat angeboten,die Klage des Wassertisches zubetreiben. Der Wassertisch hatsich bereit erklärt, einen Teil derKosten zu übernehmen, dennohne finanzielle Unterstützungwäre die Piratenfraktion nicht inder Lage, die Klage zu finanzie-ren. Seitens des Abgeordneten-hauses wurde bereits bestätigt,dass die Fraktionen Zuwendun-gen von Dritten annehmen kön-nen. Die Fraktionen müssen dieerhaltenen Zuwendungen ledig-lich vollumgänglich veröffentli-chen. Nach Angaben der Piraten-fraktion wurden die Verträge mitKirchberg am 15. April unter-zeichnet. „Die Verträge beinhal-

ten eine Gewinngarantie, diemöglicherweise verfassungswid-rig ist. Wenn das Gericht fest-stellt, dass das von derVerfassung geschützte Budget-recht des Parlaments verletztwurde, sind die Verträge inihrem Kern anzugreifen“, so derparlamentarische Geschäftsfüh-rer der Piratenfraktion, HeikoHerberg.

A
BdSt-Vorstand Kraus (r.) im 
Gespräch mit den Podiums-
teilnehmern auf der Presse-

konferenz des Wassertisches.
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Neues vom Sport- und Erholungszentrum (SEZ)

Jetzt kommt (hoffentlich) Bewegung in den Schwarzbuchfall

Nachdem der Senat auf Anfragen
im Berliner Abgeordnetenhaus in
den letzten Jahren immer wieder
nur ausweichend und wider-
sprüchlich geantwortet hatte,
landete der Fall der missglückten
Privatisierung des Sport- und Er-
holungszentrums (SEZ) im letzten
Herbst im Schwarzbuch des Bun-
des der Steuerzahler. Jetzt hat
sich die Piratenfraktion der Ange-
legenheit angekommen und bean-
tragt, das SEZ auf die Tages-
ordnung des Ausschusses für
Bauen, Wohnen und Verkehr zu
setzen. Der Bund der Steuerzah-
ler hat zeitgleich Akteneinsicht
nach dem Berliner Informations-
freiheitsgesetz beantragt.ehn Jahre ist es nun her,dass die Ost-Berliner Tra-ditionsanlage an einen In-vestor verkauft worden ist. AlsGegenleistung für die Zahlungdes Kaufpreises von nur einemEuro war damals die Auflage ge-macht worden, dass der neue Be-treiber innerhalb von fünf Jahrenauch das Hallenbad wiedereröff-nen sollte. Dass diese offenbarnie erfolgt ist, hat den Senat nieinteressiert.
Finanzsenator hüllt sich
bislang in SchweigenBereits seit Juni 2012 versuchtder Bund der Steuerzahler Berlinvergeblich, Antworten auf seineFragen zum SEZ vom zuständi-gen Finanzsenator Ulrich Nuß-baum (parteilos) zu erhalten.Insgesamt vier schriftliche Fra-

gen blieben unbeantwortet. Alex-ander Kraus, Vorsitzender desBerliner Landesverbandes wer-tet das Schweigen als ungewöhn-lich und verdächtig. “Normaler-weise erhalten wir von der Lan-desregierung eigentlich immereine Antwort auf unsere Schrei-ben, wenn auch nicht immerganz exakt auf die gestellten Fra-gen, wenn dies dem Senat nichtin den Kram passt”, sagte Kraus.

In der Regel sei aber nicht einmalein dezenter Hinweis auf daspresserechtliche Auskunftsrechtdes Vereins nötig. 
BdSt beantragt AkteneinsichtJedenfalls reichte es dem Bundder Steuerzahler jetzt! Mit einemAntrag auf Akteneinsicht oderAktenauskunft nach dem Berli-ner Informationsfreiheitsgesetzwill der Verein die Senatsverwal- tung für Finanzen nun zu mehrTransparenz zwingen. Klärenwill der Bund der Steuerzahler,an welchem Datum und in wel-chem Umfang nach dem Kennt-nisstand der Senatsverwaltungfür Finanzen im baurechtlichenSinne ein Hallenbad- bzw.Schwimmbetrieb im SEZ wiederaufgenommen worden ist. Denndies war die öffentlich vom Senaterklärte Voraussetzung für denEin-Euro-Deal, die zumindestlaut Finanzsenat bis 2010 undaugenscheinlich auch bis heutenicht eingehalten worden ist. Zweitens soll geklärt werden,

Grundstück verschenkt?Die Umstände der SEZ-Privatisierung sind reich-lich nebulös. Nicht einmal der in den Presseerklä-rungen des Finanzsenators und des Liegen-schaftsfonds genannte Käufer, angeblich eine Po-seidon GmbH aus Leipzig, stimmt. Auch war in par-lamentarischen Unterlagen von einer Vertrags-strafe und von einem Rückkaufrecht die Rede, fallsdas Schwimmbad nicht eröffnet werden würde.Später ließ der Senat dann verlautbaren, dass eszwar kein Hallenbad gäbe, die Bedingungen desKaufvertrages dennoch erfüllt seien und deswegenvon einem Rückkauf abgesehen werde. Dann wie-

derum hieß es beim Finanzsenat irgendwann so-gar, dass es auch überhaupt nie beabsichtigt gewe-sen sei, ein neues Schwimmbad im SEZ entstehenzu lassen. Für den Bund der Steuerzahler stellt sichdie Frage, warum ein heute dringend für den Woh-nungsbau benötigtes Filetgrundstück für quasi ver-schenkt worden ist und der Senat nicht von seinemRecht gebrauch macht, diese wieder zurückzuholen. Den ausführlichen Bericht mit allen Quellen zu diesem Schwarzbuchfall lesen Sie unter: http://bit.ly/14OMwfF

Z

Das SEZ hat schon bessere Tage
erlebt. Der Berliner Senat hat
das Objekt im Sommer 2003

unter Auflagen für einen Euro
an einen Investor übertragen.
Die vertraglich festgelegten 

Auflagen wurden aber 
nie erfüllt. 

kraus
Hervorheben
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Das Berliner Informationsfreiheitsgesetz (IFG)Zweck des Berliner Informationsfreiheitsge-setzes (IFG) ist es, durch ein umfassendes In-formationsrecht das in Akten festgehalteneWissen und Handeln öffentlicher Stellenunter Wahrung des Schutzes personenbezo-gener Daten unmittelbar der Allgemeinheitzugänglich zu machen, um über die beste-henden Informationsmöglichkeiten hinausdie demokratische Meinungs- und Willens-bildung zu fördern und eine Kontrolle desstaatlichen Handelns zu ermöglichen. Informationsrechte bestehen gegenüberBehörden und sonstigen öffentlichen Stellen,insbesondere nicht rechtsfähigen Anstalten,Krankenhausbetrieben, Eigenbetrieben undGerichten des Landes Berlin, den landesun-mittelbaren Körperschaften, Anstalten undStiftungen des öffentlichen Rechts und sogargegenüber Privaten, die mit der Ausübunghoheitlicher Befugnisse betraut sind. Einschränkungen gibt es insbesondere in-soweit, dass der Einblick in staatsanwalt-schaftliche Ermittlungsakten ausgeschlossenist und personenbezogene Daten sowie Be-

triebs- und Geschäftsgeheimnisse, behördli-che Entscheidungsprozess sowie das Ge-meinwohl einen besonderen Schutzgenießen. Ansonsten hat jeder Mensch undjede juristische Person gegenüber den öf-fentlichen Stellen ein Recht auf Einsicht inoder Auskunft über den Inhalt der von der öf-fentlichen Stelle geführten Akten. Die öffentlichen Stellen haben beim Ab-schluss von Verträgen auch sicherzustellen,dass die Bestimmungen des Vertrages demRecht auf Akteneinsicht oder Aktenauskunftnach diesem Gesetz nicht entgegenstehen.Eine Verweigerung oder Beschränkung derAkteneinsicht oder Aktenauskunft ist schrift-lich zu begründen, über den Inhalt der vor-enthaltenen Akten zu informieren und derAntragsteller innerhalb von zwei Wochennach Antragstellung zu bescheiden. An-sprechpartner für die Wahrung des Rechtsauf Akteneinsicht ist der Berliner Daten-schutzbeauftragte. Link zum Gesetz: http://bit.ly/ZIjiKR

ob das Land Berlin wegen der nicht recht-zeitigen Wiedereröffnung des Hallen-bzw. Schwimmbadbetriebs im SEZ die vereinbarte Vertragsstrafe bereits einge-trieben hat. Der Bund der Steuerzahler hatnämlich die Befürchtung, dass dieser ver-tragliche Anspruch, mit dem damals dasParlament beruhigt worden ist, geflissent-lich unter den Tisch gekehrt worden seinkönnte. Ferner soll geklärt werden, ob das seitensdes Senats in verschiedenen öffentlich zugänglichen parlamentarischen Quellengenannte vertragliche Rückkaufrecht bezüglich der Liegenschaft des SEZ zum jetzigen Zeitpunkt überhaupt noch existentist. 
Nicht nur der Bund der Steuerzahler 
hat BedenkenDenn daran hat offenbar nicht nur der Bundder Steuerzahler so seine Zweifel. Die Pira-tenfraktion hat nämlich zwischenzeitlich im Internet Dokumente veröffentlicht (siehehttp://bit.ly/12g9Caf ), in denen wesentli-che Bestandteile des Kaufvertrages über dasSEZ analysiert werden. Dort wird in Über-einstimmung mit einer dem Bund der Steuerzahler zugespielten Vertragskopieberichtet, dass das Rückkaufrecht für einenabzuzinsenden Betrag von anfänglich 2,7Millionen Euro vom Käufer abgelöst werdenkönne. Ebenfalls übereinstimmend wirdauch die Summe für die Vertragsstrafe mit600.000 Euro beziffert, die der Käufer zuzahlen hätte, wenn er seine vertraglichenPflichten nicht einhält. Kritisiert wird von dem Urheber des Pi-raten-Vermerks auch, dass diese Pflichtendes Investors zum Teil nur grob umrissenwurden. Für ebenfalls untypisch für einenKaufvertrag hält er, dass bei der Auflage desHallenbadbetriebs auch keine Angaben zumBetriebsumfang gemacht worden sind. EineBesonderheit des Kaufvertrages sei auch,dass außer der Rückauflassung für das Wie-derkaufsrecht keine Besicherung der Ver-pflichtungen vorgenommen worden sei,also z.B. die Bürgschaft einer Bank odereiner Versicherung, der Hinterlegung vonGeld oder anderen Vermögenswerten. Fürdie Vertragerfüllung, Zahlung fälliger Ver-tragsstrafen und die Rückgewährung eineslastenfreien Grundstücks im Fall der Aus-übung des Rücktrittsrechts oder des Wie-derkaufrechts hafte alleine die PersonRainer Löhnitz, heißt es in dem Vermerk. In-sofern hafte dem Kaufvertrag insbesondereder Mangel an, den auch frühe Verträge derTreuhandanstalt kennzeichnete: keine aus-reichende materielle Sicherung kaufver-traglicher Pflichten. 

Broschürentipp

Aktualisierte Auflage: Die SteuerprüfungDie aktualisierte Broschüre erläutert die Rechte und Pflich-ten des Steuerzahlers, schildert den Ablauf der Betriebs-prüfung (Außenprüfung) und nennt die rechtlichenGrundlagen, auf denen die Prüfung aufbaut. Mitglieder des BdSt Berlin können die Broschüre unter der Telefonnummer 030-7901070, per Post in die Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin oder im Internet unterwww.steuerzahler-berlin.de bestellen.



n seinem Einführungsvortraginformierte der Vorsitzendedes Bundes der SteuerzahlerBerlin, Alexander Kraus, dienordafrikanischen Gäste über dieEntstehung und den aktuellenAufbau des Verbandes und dar-über, wie gegenwärtig das Regie-rungshandeln durch Stellung-nahmen, Eingaben und Pressear-beit im Sinne der Steuerzahlerbeeinflusst werden soll. Beson-ders interessiert zeigten sich dieTeilnehmer daran, wie der Bund
4

Landesbeilage Berlin I Mai 2013

Auch ohne Betrieb

Hohe Kosten auf der Flughafen-Baustelle

Dass der künftige Flughafen BER viel Steuer-
geld verschlingt, ist leider nichts Neues. Nun
hat Berlins Regierender Bürgermeister Klaus
Wowereit (SPD) im Rahmen einer Antwort auf
eine Kleine Anfrage der Piratenfraktion im
Berliner Abgeordnetenhaus beziffert, welche
Wartungs- und Instandhaltungskosten der
noch immer nicht geöffnete Flughafen BER
verursacht.llein 50 Fachkräfte seien laut der Ant-wort Wowereits durchschnittlich imEinsatz, um auf der BER-Baustelle dieBöden, Treppenhäuser und die Toiletten zuputzen. Allein für diese Reinigungsarbeitenfallen monatlich 150.000 Euro an. Hinzukommen Instandhaltungskosten. Für die In-spektion und Wartung beispielsweise derRolltreppen oder der Gepäckbeförderungs-anlagen werden monatlich 270.000 Euro fällig.Der Steuerzahler muss also 420.000 Euromonatlich für einen nicht funktionstüchtigenFlughafen zahlen, dessen Eröffnung nochimmer in den Sternen steht. Hinzu kommenHeizkosten, Gebäude-Leasingraten und mögliche Schadensersatzforderungen vonMietern oder der Bahn. Denn auch die 

Mieter müssen ihre Systeme am laufen hal-ten, damit sie aufgrund des dauerhaften Stillstandes keinen Schaden nehmen. Undauch die Bahn muss täglich mehrmals Zügein den Geisterbahnhof unter dem Terminalschicken, damit Weichen und Signale inSchuss bleiben und der Tunnel belüftet wird.Wer die Kosten dafür trägt ist bislang nochunklar.Erst vor wenigen Wochen war bekannt ge-worden, dass auch die Beleuchtung des BER-Terminals Probleme bereitet. Anders als

gedacht ist das riesige Gebäude Nachts nichtetwa deswegen hell erleuchtet, damit die Si-cherheitskräfte und das Reinigungspersonalihre Arbeiten verrichten können, sondernman sei im Rahmen der Fehlerbehebungnoch nicht so weit, das man das Licht steuernkönnte, so Technikchef Amann bei einemVortrag Ende Februar. Welche Kosten die Be-leuchtung verursacht ist dem Bund der Steu-erzahler nicht bekannt. Es ist aber davonauszugehen, dass es sich dabei um eine nichtunwesentliche Summe handeln wird.

Stets frisch durch-
gewischt. Auch ohne

Passagiere wird
auf dem Flughafen

BER auf Sauber-
keit geachtet, mo-
natliche Kosten:
150.000 Euro.

BdSt-Modell auf Transformationsländer übertragbar?

Delegation aus dem Maghreb beim BdSt

I
der Steuerzahler sicherstelle,dass er nach der Veröffentli-chung seines Schwarzbuches ju-ristisch nicht angreifbar sei.Beeindruckt zeigten sich dieGäste auch von dem in Deutsch-land vergleichsweise weitgehen-den Rechtsanspruchs der Bürger,staatliches Handeln z.B. durchAkteneinsicht nach den Informa-tionsfreiheitsgesetzen, kontrol-lieren zu können. Skeptisch zeigte sich Kraushinsichtlich der Übertragbarkeit

des BdSt-Modells auf die Teil-nehmerländer und nannte dieuneingeschränkte Pressefreiheitals Voraussetzung. Mauretanienhat einen Staatshaushalt, der un-gefähr einem Dreißigstel desBerliner Landeshaushaltes ent-spricht. Die Haushalte von Tune- sien und Marokko sind knapphalb bzw. knapp so groß wie dasBerliner Budget. 

Eine Delegation hochrangiger Vertreter der Rechnungshöfe der Isla-
mischen Republik Mauretanien, des Königreiches Marokko sowie der
Tunesischen Republik besuchte Mitte April die Berliner Landesge-
schäftsstelle des Bundes der Steuerzahler. Die Reise fand im Rahmen
des Regionalprogramms „Good Governance, Maghreb“ organisiert von
der dem Bund gehörenden Deutschen Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) statt. Im Vordergrund des Austauschs stand die
Frage, wie Organisationen der Zivilgesellschaft staatliches Handeln
unterstützen können. 

A

BdSt-Vorstand Kraus mit Vertre-
tern der Rechnungshöfe von

Mauretanien, Marokko 
und Tunesien 
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Schilderwald im Tegeler Forst

Alle 50 Meter ein Schild

Wer auf der Heiligenseestraße
durch den Tegeler Forst fährt,
kann auf dem Abschnitt zwischen
Konradshöher und Karolinen-
straße sehen, wozu gedankenlose
Bürokratie fähig ist. Soweit das
Auge reicht, steht in beiden
Fahrtrichtungen alle 50 Meter das
Verkehrszeichen mit der Nummer
283 in der Straßenverkehrsord-
nung: Das absolute Halteverbot.
Der Bund der Steuerzahler hat
sich nach Gesprächen mit Medien-
vertretern vorort umgesehen und
meint: Das muss wirklich nicht
sein! rundsätzlich muss eineHalteverbotszone durchdie entsprechenden Ver-kehrszeichen eingeschlossensein. Beginn und Ende sind dabeidurch Pfeile gekennzeichnet.Eine Wiederholung innerhalbder Verbotsstrecke ist nur ange-zeigt, wenn ohne sie dem Sicht-barkeitsprinzip nicht Rechnunggetragen würde, sagt dazu dieAllgemeine Verwaltungsvor-schrift zur Straßenverkehrs-Ord-nung (VwV-StVO). Auf einerabsolut übersichtlichen und

halbwegs geraden Strecke durchden Wald ist es nach Ansicht desBundes der Steuerzahler dahervöllig überflüssig, alle zehn Wa-genlängen ein Halteverbots-schild aufzustellen. Dass es auchanders geht, zeigt nämlich dieangrenzende KonradshöherStraße. Dort beträgt der Abstandzwischen den Halteverbotsschil-dern immerhin rund 250 Meter.Trotzdem parkt dort niemand imWald. Der Vorsitzende des Bundesder Steuerzahler Berlin, Alexan-der Kraus, hat daher den Reinickendorfer BezirksstadtratMartin Lambert (CDU) ange-schrieben und um Aufklärung ge-beten. In dem Schreiben schlägtKraus aber auch vor, dass dieSchilder nicht sofort abgebautwerden, sondern erst bei Bedarfan andere Stellen versetzt wer-den. Nicht dass die Schilder jetztabgebaut und auch noch auf denMüll geworfen werden, so Krausweiter. Der Bund der Steuerzah-ler schätzt, dass an der Stelle biszu 60 Schilder für Kosten von biszu 15.000 Euro völlig überflüssigsind. 

G

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
62 .338 .993 .59962 .338 .993 .599

17 .65417 .654
Stand: 01.06.2013, 0.00 Uhr

Mitgliedervorteile
Auf der Internetseite www.steuer-
zahler-berlin.de finden Mitglieder
des Vereins zahlreiche Tipps und
Informationen. Neben der umfang-
reichen Ratgeberreihe haben die
Mitglieder Zugang zu den aktuel-
len Themen der Info-Reihe, zu
ausgewählten Broschüren sowie
zu den Archiven der Zeitschrift
“Der Steuerzahler” und der Berli-
ner Landesbeilage. 
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Zeit für Entlastungen

Berlins Steuereinnahmen steigen und steigen

Berlins Finanzsenator wird’s freuen. Nach der
jüngsten Steuerschätzung kann Berlin bis
2015 mit steigenden Steuereinnahmen rech-
nen. Die errechneten Einnahmen der jüngsten
Steuerschätzung liegen etwas über der vohe-
rigen Prognose vom November 2012.as Land Berlin kann im Jahr 2013 mitEinnahmen aus Steuern und Finanz-ausgleich in Höhe von knapp 16,6 Mil-liarden Euro rechnen. Damit liegen die zuerwartenden Steuereinnahmen in diesemJahr um knapp 300 Millionen Euro höher alsnoch im letzten November prognostisiert. ImJahr 2014 werden die Einnahmen aus Steu-ern und Finanzausgleich knapp 17 MilliardenEuro und im Jahr 2015 etwa 17,6 MilliardenEuro betragen. Die erwarteten Mehreinnahmen spiegelnnach Angaben der Finanzverwaltung die At-traktivität Berlins und den entsprechendenEinwohnerzuwachs wider. 

In der Steuerschätzung sind die Ergeb-nisse des Zensus 2011 noch nicht enthalten.Die Neufestsetzung der amtlichen Einwoh-nerzahlen kann jedoch, so die Senatsverwal-tung, die Verteilung der Steuereinnahmenund des Länderfinanzausgleichs negativ zuLasten Berlin beeinflussen.Aber auch wenn die Einnahmenverteilungkorrigiert werden wird, Berlins Finanz-

senator Nußbaum kann sich über seine Steuereinnahmen nicht beklagen. In den letz-ten Jahren jagte ein Rekord den nächsten.Darum fordert der Bund der SteuerzahlerBerlin seit langem, die Berliner Steuerzahlerendlich zu entlasten. Die Berliner habenihren Beitrag zur Haushaltskonsolidierunggeleistet und sich eine Entlastung mehr alsverdient. 

2012 2013 2014 2015
Ist

Steuerschätzung November 2012 16.108 16.303 16.924 17.465

Steuerschätzung Mai 2013 16.590 17.020 17.590

Veränderung in Mio. Euro --- 288 96 125

Ergebnisse der Steuerschätzungen 
in Mio. Euro, Rundungsabweichungen möglich, Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen

D

Wasserbetriebe bald wieder in Landeshänden?

Veolia bietet Anteile an

Nach Angaben der Berliner Fi-
nanzverwaltung hat der französi-
sche Versorger Veolia sich bereit
erklärt, seine Anteile an den Ber-
liner Wasserbetrieben verkaufen
zu wollen. Nach dem bereits er-
folgten Rückkauf der RWE-Anteile
könnten die Berliner Wasserbe-
triebe damit bald wieder vollstän-
dig rekommunalisiert werden.er französische VersorgerVeolia Wasser, der letzteverbliebene private An-teilseigner an den Berliner Was-serbetrieben, hat signalisiert,dass er seine Anteile nun dochverkaufen will. Damit erhält Ber-lin die Chance, die Wasserbe-triebe wieder vollständig zurekommunalisieren.Die Verhandlungen mit Veolialaufen bereits länger. Schon imFebruar hatte der Konzern ange-boten, seine Anteile veräußernzu wollen, im Gegenzug sollteBerlin den Franzosen das Ma-nagement der Wasserbetriebeüberlassen. Eine solche Koopera-

tion wurde aber seitens der Fi-nanzverwaltung abgelehnt. Nun bietet Veolia seinen24,95-Prozent-Anteil an. Preis-lich wird Veolia wohl eine ähnli-che Summe verlangen wie RWE.Der Preis beim Rückkauf derRWE-Anteile berug 618 Millio-nen Euro. Allerdings wird derPreis für die restlichen Veolia-Anteile auch davon Abhängen,wie das Gerichtsverfahren überdie Berliner Wasserbetriebe aus-geht. Der Versorger klagt gegeneine Entscheidung des Bundes-kartellamtes. Dieses hatte dieWasserbetriebe im letzten Jahrdazu aufgefordert, die Wasser-preise in Berlin rückwirkend zusenken. Die Wasserbetriebezweifeln jedoch an der Zustän-digkeit des Kartellamtes. Solltendie Wettbewerbshüter im demUrteil Recht bekommen, müsstendie Wasserbetriebe die Preisesenken, was die Gewinne schmä-lern würde. Dies würde in derFolge auch den Wert der Veolia-Anteile veringern.

D

Ist ein Krankenhaus eine Beherbergungsstätte?

Erste Lesung zur City-Tax

Am 16. Mai hat das Berliner Abge-
ordnetenhaus in erster Lesung
das Gesetz über eine Übernach-
tungssteuer behandelt und zur
weiteren Beratung an vier Aus-
schüsse verwiesen. Damit dürfte
die Einführung der umstrittenen
City-Tax auch zum 1. Juli geplatzt
sein. Der Koalitionsvertrag sah
eine Einführung ursprünglich
schon für Anfang 2013 vor. ereits seit dem Beginn derDiskussion um die Einfüh-rung einer City-Tax hatteder Bund der Steuerzahler inzahlreichen Medienberichtenund Interviews seine Kritik ander geplanten Steuer vorgetra-gen. So war es aus Sicht des BdSterfreulich, dass in der Plenarde-batte nicht nur die Oppositionkritische Töne fand. Auch die Be-träge der Koalitionsfraktionenklagen wenig euphorisch. Christopher Lauer (Piraten)wies im Plenum auf zahlreiche Un-klarheiten im Gesetzentwurf hin.So kritisierte er beispielsweise,

dass – anders als im HamburgerGesetz – Krankenhäuser und so-ziale Einrichtungen nicht explizitausgenommen seien. Auch dieÜbernachtungen in Obdachlo-seneinrichtungen dürften nachseiner Ansicht unter das Gesetzfallen. Auch für die Glaubhaftma-chung der durch die Rechtsspre-chung erforderlichen Unter-scheidung zwischen privater undausgenommener dienstlicherÜbernachtung empfahl Lauereinen Blick nach Hamburg, wo ent-sprechende Formulare für Frei-berufler und Dienstreisende gäbe.Der Bund der Steuerzahler be-fürchtet, dass die bloße Angabe,ob es sich um eine beruflich ver-anlasste Übernachtung handelt,kaum zu kontrollieren sein wird.Im Ergebnis werden auch falscheAngaben hinsichtlich der berufli-chen Veranlassung zu keinerSanktion führen, wie das Beispielder Hundesteuer zeigt. „Damitwerden auch bei der City-Tax dieehrlichen Steuerzahler die Dum-men sein“, so Alexander Kraus. 

B
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Teurer Stillstand

BER deutlich teurer als geplant

15 Millionen Euro, so viel – hieß es
bislang – kostet jeder Monat Zeit-
verzug am Hautstadtflughafen
BER. Nun hat Flughafen-Chef Meh-
dorn von höheren Summen ge-
sprochen. Damit steigen die
Gesamt-Baukosten weiter ins Un-
ermessliche.as viele bereits erwartethaben, hat der Chef derBerliner Flughäfen,Hartmut Mehdorn nun dem Bun-desverkehrsministerium bestä-tigt. Nach Berichten desHandelsblattes unter Berufungauf ein Sitzungsprotokoll derBER-Arbeitsgruppe am Ministe-rium kostet jeder Monat Still-stand am BER den Steuerzahlerzwischen 35 und 40 MillionenEuro.Die bislang genannten 15 Mil-lionen Euro an monatlichen Still-standskosten hättenMedienberichten zufolge nur denVerlust im operativen Geschäft

berücksichtigt. Hinzu kommenallerdings noch Baustellenko-sten, Zinszahlungen für Kredite,Mehrausgaben für den Schall-schutz und notwendige Moderni-sierungen am Flughafen Tegel. Damit werden die Gesamt-Baukosten des Flughafens diebislang genannte Summe von 4,3Milliarden Euro übersteigen. Dienun öffentlich gewordenen mo-natlichen Verschiebungskostenlassen die Baukosten aller Vor-aussicht nach auf über fünf Milli-arden Euro klettern. Die immer weiter steigendenKosten sind auch der Grund,warum Flughafen-Chef Mehdorneine teilweise Eröffnung ins Ge-spräch gebracht hat. Jeder wei-tere Monat Stillstand würdeMillionen verschlingen, manmüsse endlich vorankommen, soMehdorn gegenüber dem rbb-Fernsehen.Bereits jetzt ist abzusehen,dass die im letzten Jahr bewillig-
ten 1,2 Milliarden Euro Nach-schlag nicht ausreichen werden.Der BER-Aufsichtsrat wird mög-licherweise über ein neues EU-Beihilfeverfahren beraten. Damitwerden wohl weitere Millionen- zahlungen auf die Steuerzahlerzukommen.

W

Hoch hinaus gehen am BER bis-
lang nur die Bauskosten. Flugzeu-
ge starten  hier noch lange nicht. 

Teuer und umstritten

Spatenstich für die Verlängerung der A100

Die Arbeiten an der Verlängerung
der A100 vom Dreieck Neukölln
bis zum Treptower Park haben be-
gonnen. Anfang Mai erfolgte der
erste Spatenstich für das um-
strittene Bauvorhaben. Das knapp
3,2 km lange Autobahnteilstück
wird das teuerste in der Ge-
schichte des Deutschen Auto-
bahnbaus.anze 473 Millionen Eurowird der sogenannte 16.Bauabschnitt der Auto-bahn A100 kosten. 471 MillionenEuro betragen die reinen Bauko-sten, 56 Millionen Euro muss dasLand Berlin aufwenden, um dieGrundstücke zu erwerben, aufdenen die neue Autobahn ver-laufen soll. Der Bund hat bislang 80 Mil-lionen Euro freigegeben, die für

die nächsten zwei Jahre reichensollen. 30 Millionen fließen be-reits in diesem Jahr, die restli-chen 50 Millionen im Jahr 2014in das Projekt.Das neue Teilstück soll die öst-lichen Bezirke besser an denmittleren Straßenring und an dieA 113 anbinden. Wie im westli-chen Stadtgebiet, bündelt die Au-tobahn, nach Angaben derStadtentwicklungsverwaltung,den Verkehr nun auch im RaumTreptow und entlastet dieseStadträume vom Durchgangs-verkehr. Die Autobahnverlängerunghat nicht wenige Gegner. Im Vor-feld gab es zahlreiche Protest-aktionen, die auch in der nun be-gonnene Bauphase nicht abrei-ßen. Die Gegner hoffen, dass derWeiterbau schon in Kürze wegen
Geldmangels wieder zum Erlie-gen kommt. Vor allem die Grü-nen hoffen, dass dem Bund -auch wegen der BER-Pleite -schon bald das Geld ausgeht. Die

Autobahngegner haben weitereProtestaktionen angekündigtund setzen auf einen Regie-rungswechsel nach der kommen-den Bundestagswahl.

G
Visualisierung des geplanten Autobahndreieckes 
Neukölln mit dem Südportal des Tunnels Grenzallee
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Broschürentipp

AAkkttuuaalliissiieerrtt::  SStteeuueerrttiippppss  ffüürr  AArrbbeeiittnneehhmmeerrIn keinem anderen Rechtsgebiet gibt es sohäufig Änderungen wie im Steuerrecht.Neben gesetzlichen Änderungen haben aktu-elle Gerichtsurteile und Verwaltungsanwei-sungen des Bundesministeriums derFinanzen Einfluss auf steuerliche Sachver-halte. Was im Vorjahr noch als steuerlich ab-setzbar galt, kann in diesem Jahrmöglicherweise schon nicht mehr steuerlichberücksichtigt werden. Oftprofitieren die Steuerzahleraber auch von gesetzlichenÄnderungen oder neuen Ge-richtsentscheidungen. Beider Vielzahl der Änderun-gen ist es jedoch häufignicht einfach, den Über-blick zu behalten. Hier soll

unsere Broschüre mit 25 aktuellen Steuer-tipps für Arbeitnehmer Hilfe leisten. Die Bro-schüre gibt Hinweise zu wichtigenNeuerungen und altbewährte Tipps zumSteuernsparen von A wie Arbeitsmittel bis Zwie Zahlungszeitpunkt.
AAkkttuuaalliissiieerrtt::  SStteeuueerrtthheemmeenn  ffüürr  UUnntteerrnneehhmmeerrBei der Vielzahl der Änderungen im Steuer-recht fällt es häufig schwer, den Überblick zubehalten. Für alle Unternehmer, die sichschnell über die aktuelle Gesetzgebung, dieneueste Rechtsprechung und andere wich-tige Neuerungen im Steuerrecht informierenmöchten, ist die Broschüre „Aktuelle Steuer-themen für Unternehmer im Überblick“ einegute Hilfe. Die Broschüre informiert übersteuerliche Pflichten gegenüber dem Finanz-amt, den Möglichkeiten als Arbeitgeber mit-

hilfe des Steuerrechts dieMitarbeiter zu motivierenund was zu tun ist, wenndie Steuerfahndung vor derTür steht oder das Unter-nehmen an die nachfol-gende Generation über-geben werden soll. EineAuswahl an Musterbriefen zu Fristverlänge-rung, Vorauszahlungsherabsetzungen oderEinsprüchen zu speziellen Sachverhalten bietet zudem eine wertvolle Arbeitserleich-terung.Mitglieder des BdSt Berlin können die jeweilsgewünschte Broschüre unter der Telefon-nummer 030-7901070, per Post in die Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin oder im Intenet  unter www.steuerzahler-berlin.debestellen.

Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Ich möchte den Mitgliedsbeitrag jährlich
nach Erhalt der Rechnung überweisen.

Bitte ziehen Sie den jährlich fälligen
Mitgliedsbeitrag bis auf Widerruf vom
nachfolgenden Konto ein.

Kontoinhaber

Datum, Unterschrift

BLZ Kontonummer

Vor- und Zuname

c/o, Firma, Adresszusatz

Straße, PLZ, Ort

Telefon

Ich wurde geworben durch:
Mitgliedsnummer

Name, Anschrift

Ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Jahresbeitrag beträgt 55 Euro und beinhaltet den kostenlosen Bezug der Mitgliederzeitschrift „Der Steuerzahler“. Die Mitgliedschaft ist jährlich mit einerFrist von drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre.  

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-7924015 oder 

T06I3

Die Interessen der Steuerzahler durchsetzen heißt, sich gemeinsam zu engagieren, um den nötigen Druck auf die Politik zu erzeugen. Daher ist

jede Mitgliedschaft im BdSt wichtig. Sie ist die Basis für den Erfolg und die Unabhängigkeit des Bundes der Steuerzahler. Um unser Gewicht

auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder. Sprechen Sie Freunde und

bekannte  für eine Mitgliedschaft im BdSt an! Für ein neu geworbenes Mitglied erhalten Sie einen Jahresbeitrag gutgeschrieben. 

Diese Antwortkarte können Sie einfach ausgefüllt direkt an die 030-792 40 15 faxen oder Sie schicken sie uns im Fensterumschlag zu.

Aktion Mitglieder werben Mitglieder
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Wie viel Transparenz kann ein
Bürger seinem Staat zumuten,
ohne dass dieser Schaden nimmt?
Wie viel Intransparenz muss der
Staat dem Bürger zumuten dür-
fen, um seine Funktionsfähigkeit
nicht einzubüßen? Das besitzan-
zeigende Pronomen habe ich
dabei nicht zufällig gesetzt: Ich
meine, dass viel eher der Staat
den Bürgern und nicht umge-
kehrt die Bürger dem Staat ge-
hören! Damit sollte der Staat die
Gesellschaft auch so behandeln,
wie ein Unternehmen seine Ge-
sellschafter. ach Recht und Gesetzhaben die Bürger mittler-weile tatsächlich weitge-hende Auskunftsansprüche, seies über das Informationsfrei-heitsgesetz, über die Medien,über den Bund der Steuerzahlermit seinem presserechtlichenAuskunftsanspruch oder wenig-stens über die von ihnen gewähl-ten Abgeordneten. Die Abgeordneten können Sieschon einmal vergessen! IhreMehrheit wird Ihrer Regierungnicht auf die Füße treten und dieMinderheit wird überstimmt. AlsBeispiel hierfür lesen Sie aufSeite 3 unseren Bericht über denjüngst gescheiterten Gesetzent-wurf zur Fraktionsfinanzierung.Das ist aus meiner Sicht schade,hatte die Grünen-Fraktion nacheinem Gespräch mit uns im No-vember 2011 doch wesentlicheForderungen des Bundes derSteuerzahler aufgegriffen. Sie können Ihren Auskunfts-anspuch natürlich auch selbst alseinzelner Bürger übernehmen.Viel Spaß dabei! Die meistenBürger werden sich die Zeit dazuaber realistischerweise kaumnehmen können. Bleiben die Medien und der

Bund der Steuerzahler! Aberauch diese beißen sich mitunterdie Zähne aus. Wie Sie auf Seite 2lesen, hatte der Finanzsenat unserePresseanfragen zum SEZ-Verkaufnicht beantwortet und einen IFG-Antrag nur unzureichend. Aller-dings kam heraus, dass durch dieZwischenschaltung einer landes-eigenen Gesellschaft die Akten-einsicht nach dem IFG wirksamverhindert ist. Ein Schelm, werglaubt, dass das reiner Zufall ist. Erledigt hat sich das jetzt aberdurch die Veröffentlichung derVertragsunterlagen durch dendamaligen Käufer. Den Blick indie Unterlagen kann man dabeiaber eigentlich nur mit einem

Kopfschütteln quittieren. Washaben die Verantwortlichen da-mals dabei wohl gedacht? Dassoll jetzt die Staatsanwaltschaftüberprüfen. Wir haben nämlichStrafanzeige gestellt. Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

Der Berliner BdSt-Vorsitzende im n-tv-Interview zur Strafbarkeit von
Steuergeldverschwendung, hier im Zusammenhang mit dem BER.

N

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil

Mrd. Mio. Tsd.
62 .420 .048 .39362 .420 .048 .393

17 .67717 .677
Stand: 01.08.2013, 0.00 Uhr

MitgliedervorteileAuf  www.steuerzahler-berlin.de, derInternetseite des Bundes der Steuer-zahler Berlin, finden Mitglieder desVereins zahlreiche Tipps und Infor-mationen. Neben der umfangreichenRatgeberreihe haben die MitgliederZugang zu den aktuellen Themen derInfo-Reihe, zu ausgewählten Broschü-ren sowie zu den Archiven der Zeit-schrift “Der Steuerzahler” und derBerliner Landesbeilage. 
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Investor veröffentlicht verblüffende Geheimverträge zum SEZ

BdSt stellt Strafanzeige zum Schwarzbuchfall

Selbst auf einen Antrag aufAkteneinsicht- bzw. Aus-kunft nach dem IFG rea-gierte die Senatsverwaltung fürFinanzen erst nach mehrerenhartnäckigen Telefonanrufen desBdSt-Vorsitzenden AlexanderKraus in der Pressestelle des Fi-nanzsenators. Aufklären will derBdSt, warum das SEZ damalsunter angeblichen Auflagen fürnur einen Euro verkauft wordenist, diese Auflagen aber offenbarnur unzureichend durchgesetztworden sind. Dem Antrag des BdSt wurdedann zwar stattgegeben, befrie-digend geantwortet wurde je-doch trotzdem nicht. EineAblehnung hätte die Senatsver-waltung nämlich begründenmüssen. Gegen die auswei-chende Antwort legte der Bundder Steuerzahler nun Wider-spruch ein, beschwerte sich beimBeauftragten für Informations-freiheit, unterrichtete nochmalsden Rechnungshof und stellteStrafanzeige wegen des Ver-dachts auf besonders schwereUntreue zulasten Berlins gegenUnbekannt. Der Hinweis in der Antwortdes Beauftragten für Informati-onsfreiheit zum IFG verblüfftindes. Dieser bestätigte nämlichdie Rechtsauffassung der Senats-verwaltung für Finanzen, wo-nach der LiegenschaftsfondsBerlin als juristische Person desPrivatrechts nicht dem IFG unterliegen würde. Dies habeman daher stets als „Flucht ins Privatrecht“ kritisiert. Solltedie Senatsverwaltung also über keine genaueren Informa-tionen verfügen, sehe man der-zeit keine Möglichkeit, an diegewünschten Informationen zu gelangen. Die Senatsverwal-

tung könne insoweit auch nichtdazu verpflichtet werden, Aktenvon der Liegenschaftsfonds Berlin beizuziehen, so der IFG-Beauftragte weiter.Im Klartext heißt das, dass derSenat den Verkauf des SEZ überden Liegenschaftsfonds der Kon-trolle des staatlichen Handelnsdurch die Bürger entzogen hat,die das IFG eigentlich ermögli-chen sollte. So klingt die Eigen-darstellung auf der Internetseitedes Liegenschaftsfonds für denBund der Steuerzahler wie Hohn,wenn es dort heißt, er sei dieerste Adresse bei der Erfüllungausgefallener Kundenwünscheund dazu auch trockengelegteehemalige Schwimmhallen alsBeispiel anführt, für die man ge-meinsam mit den Investorentragfähige Nutzungsperspekti-ven entwickeln könne. Genau das scheint im Falle desSEZ nämlich passiert zu sein.Nach dem jetzt veröffentlichtenVertrag schuldete der Käufer desSEZ als Gegenleistung für denKaufpreis von nur einem Eurou.a. die Aufnahmen eines Hallen-badbetrieb bis zum 31.12.2007nur dann, wenn ein vom Käuferzu erstellendes und mit dem Ver-käufer abzustimmendes Energie-und Wirtschaftlichkeitskonzeptzu dem Ergebnis käme, dass derHallenbadbetrieb zum be-nannten Termin eröffnet werdenkönne. Jedenfalls bestätigte der Lie-genschaftsfonds laut eines vomKäufer veröffentlichten Schrei-

bens von 2008, dass die vertrag-liche Auflage erfüllt wäre, ob-wohl die Senatsverwaltung noch2010 angab, dass es bis dahinkeinen Hallenbadbetrieb gege-ben habe. Dennoch ist offenbar auch dieSenatsverwaltung für Finanzender Auffassung des Liegen-schaftsfonds. In der Antwort aufden Antrag des BdSt auf Akten-auskunft teilte diese nämlich mit,dass der Käufer ein Konzept ein-gereicht und dem Liegenschafts-fonds im Dezember 2007anlässlich  einer Objektbesichti-gung einen dem Nutzungskon-zept entsprechenden Bade-bereich präsentiert habe. Gefragtworden war vom BdSt aberetwas ganz anderes, nämlich an welchem Datum und in welchem Umfang nach demKenntnisstand der Senatsver-waltung für Finanzen im bau-rechtlichen Sinne ein Hallenbad-bzw. Schwimmbetrieb im SEZ

wieder aufgenommen wordenist. Warum die Senatsverwaltungdiese Frage offenbar nicht beant-worten will, erklärt dafür der da-malige Käufer des SEZ. Man habedamals den Begriff Hallenbad alsLösung gefunden, da dieser einin Größe und Form undefinierterBegriff sei. Interessant ist auch, dass derKäufer angibt, dass das Rück-kaufsrecht durch Erledigung erloschen sei, während der Finanzsenat davon ausgeht, dassdieses noch bestehe. Dieses war damals vom Senat als Siche-rung für den Fall vorgestellt wor-den, falls das Hallenbad nichtfristgemäß eröffnet werdensollte.Für den Bund der Steuerzahlerjedenfalls ist der Kaufvertragüber das SEZ ein ganz dünnesBrett, so dass sich auch die Fragenach einer strafrechtlichen Rele-vanz geradezu aufdrängt. 

Seit Juli 2012 hatte der Bund der Steuerzahler vergeblich versucht
vom Finanzsenator Auskünfte zum Verkauf des Sport- und Erholungs-
zentrums (SEZ) zu bekommen. Selbst auf einen Antrag auf Aktenaus-
kunft nach dem Informationsfreiheitsgesetz gab es nur eine
ausweichende Antwort. Jetzt wird klar warum! Der Investor hat näm-
lich kürzlich die zuvor geheimen Kaufverträge unter dem Mediendruck
ins Internet gestellt. Und diese werfen alles andere als ein gutes Licht
auf den Senat. Deshalb stellte der BdSt jetzt Strafanzeige.  

S

BdSt-Vorstand Alexander Kraus
erläutert in der rbb-Abendschau
die Gründe für die Strafanzeige
wegen Untreue im Zusammen-

hang mit dem SEZ.
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Mit einem Gesetzentwurf zur Fraktionsfinan-
zierung hatte die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen auch Forderungen des Bundes der
Steuerzahler ins Berliner Abgeordnetenhaus
eingebracht. Nachdem der Antrag seit Januar
2012 im parlamentarischen Bermudadreieck
geschmort hatte, wurde er jetzt von den Mit-
gliedern der Fraktionen von SPD und CDU
gegen die Stimmen von Grünen, Linken und Pi-
raten abgeschmettert. Die Fraktionen hatten
sich zuvor darauf verständigt, dass vorberei-
tete Reden ohne Beratung im Plenum zu Pro-
tokoll gegeben werden können. abei ist der Gesetzentwurf der Grünenabsolut sinnvoll und berechtigt. Be-sonders begrüßt hatte der Bund derSteuerzahler die Anlage von Fraktionsrück-lagen bei der Landeshauptkasse und einMehr an Transparenz bei den Funktionszu-lagen für Abgeordnete mit besonderen Auf-gaben. „Es gehe eben gerade nicht um mehr Re-glementierung – wie es der AbgeordneteSven Kohlmeier (SPD) zuvor im Rechtsaus-schuss erklärt hatte – sondern um mehrTransparenz bei der Verwendung von Steu-ermitteln durch die Fraktionen“, betonteAlexander Kraus, Vorsitzender des Bundesder Steuerzahler Berlin. „Nicht die Neben-einkünfte außerhalb des Mandates interes-sieren uns“, so Kraus weiter, „sondern dieMöglichkeit, zu prüfen, ob Funktionszulagenaus Steuermitteln in einem verfassungsmä-ßigen Rahmen verteilt werden.“ Hier hatKraus bei der SPD- und der CDU-Fraktionaufgrund der ausgewiesenen Gesamtbeträgeerhebliche Bedenken. Mit Blick auf die Recht-sprechung vertritt der Bund der Steuerzah-ler die Auffassung, dass die Zahlung vonFunktionszulagen im Berliner Abgeordne-tenhaus als Teilzeitparlament lediglich anden Parlamentspräsidenten und Parlaments-vizepräsidenten sowie – wegen ihrer eben-falls herausgehobenen Stellung – an dieFraktionsvorsitzenden und bis zu zwei stell-vertretende Fraktionsvorsitzende verfas-sungskonform ist. Und dabei geht es nicht umdie Frage, dass etwas gezahlt wird, sondernum den verfassungsrechtlichen Grundsatzder Freiheit des Mandats und der Gleichheitdes Mandats. Sieht man sich die Verwendungsnach-weise der Fraktionen an, wird schnell klar,dass hier etwas nicht mit rechten Dingen zu-gehen kann. Offenbar darum hatte auch be-reits 2007 der Rechnungshof von Berlin inseinem Jahresbericht gefordert, „dass derPräsident des Abgeordnetenhauses Rahmen-

regelungen für die Gewährung von Funkti-onszulagen trifft und sich für eine transpa-rentere Darstellung der Zulagezahlungen inden zu veröffentlichenden Verwendungs-nachweisen einsetzt.“ Das zu tun, darandenkt Präsident Ralf Wieland (SPD) jedochüberhaupt nicht, was er dem Bund der Steu-erzahler auch bereits im Februar 2012 aufNachfrage schriftlich mitgeteilt hatte. Weiterhin befürwortet der Bund der Steu-erzahler auch die im Gesetzentwurf vorgese-hene zinsfreie Anlage der Fraktionsrück-lagen bei der Landeshauptkasse. Die Fraktio-nen erhalten im Rahmen der staatlichen Voll-finanzierung ihre Mittel aus dem Landes-haushalt. Der Bund der Steuerzahler hält esjedoch für unsinnig, dass sich das Land Ber-lin zu hohen Sollzinsen am Kapitalmarkt ver-

schuldet und die Fraktionen dann als Be-standteil der staatlichen Gliederung tatsäch-lich nicht benötigte Mittel zu niedrigenHabenzinsen wieder bei Ihrer Bank anlegen. Hierdurch ist dem Land nach Berechnun-gen des Bundes der Steuerzahler im Jahr2011 ein Zinsschaden von fast 80.000 Euroentstanden, dem bei den Fraktionen vermut-lich weniger als 16.000 Euro Zinseinnahmengegenüberstehen, sagte Kraus. Im Durch-schnitt der letzten 17 Jahre betrugen dieRücklagen der Fraktionen zum Jahresendeüber 1,2 Mio. Euro, im Durchschnitt der letz-ten fünf Jahre sogar über 1,6 Mio. Euro. Dassdie Rücklagen seit 1995 nie unter ein halbeMillion Euro gesunken sind, spricht nach An-sicht von Kraus für eine deutliche Überfinan-zierung der Fraktionen. 

Mehrheit der Abgeordneten will sich nicht in die Karten sehen lassen

Tranzparenzantrag zum Fraktionsgesetz gescheitert

D
Diäten, steuerfreie Aufwandspauschalen und Funktionszulagen
Was verdienen eigentlich die Berliner Abgeordneten?Die Mitglieder des Berliner Abgeordnetenhauseserhalten derzeit für Ihr als Halbtagsjob ausgeleg-tes Mandat monatlich 3.477 Euro. Hinzu kommteine steuerfreie Kostenpauschale von monat-lich 1.018 Euro. Macht zusammen jährlich 53.940 Euro, wobei ein knappes Viertel steuer-frei und ein Nachweis über etwaige Werbungs-kosten nicht notwendig ist. Am Anfang derLegislatur gibt es zusätzlich einmalig bis zu 1.500Euro für einen Laptop, monatlich bis zu 580 Eurofür Mitarbeiter und weitere Zuschüsse zu denKrankenversicherungsbeiträgen. Hinzu kommen Anwartschaften auf eine Al-tersversorgung, die sich ab neun Jahren Parla-mentszugehörigkeit auf mindestens 35 Prozentder Diäten spätestens ab dem 63. Lebensjahr be-läuft, also derzeit mindestens 1.216 Euro monat-lich. Abgeordnete, die kürzer dabei waren,erhalten eine Versorgungsabfindung als Einmal-zahlung. Für eine Wahlperiode sind das rund40.000 Euro. Nach dem Ausscheiden gibt eszudem für jedes Jahr der Parlamentszugehörig-keit zusätzlich einen Monat, jedoch maximal 18Monate Übergangsgeld in Höhe von jeweils ma-ximal einer Diät. Mehr verdient der Präsident des Abgeordne-tenhauses. Dieser bekommt die doppelte Diät,seine beiden Stellvertreter das Eineinhalbfache.Diese Funktionszulagen werden nach dem Abge-ordnetengesetz aus dem Haushalt des Abgeord-netenhauses bezahlt. Weitere Funktionszulagenwerden von den Fraktionen sehr uneinheitlichund teils intransparent an Abgeordnete mit be-sonderen Aufgaben gezahlt. Zulässig wären Zulagen an die Fraktionsvor-sitzenden und jeweils zwei Stellvertreter. DieCDU-Fraktion hat 2011 hierzu einen Betrag von253.431,60 Euro ausgewiesen. Bei einem verfas-sungsgemäßen Empfängerkreis von Zulagen-empfängern hieße das, dass CDU-Fraktionschef

Florian Graf nochmals rund 85.000 bis 126.000Euro jährlich zusätzlich einstreichen würde.Wahrscheinlicher ist jedoch, dass mit dem im-merhin 16-köpfigen Fraktionsvorstand bis zu 42Prozent der CDU-Abgeordneten mit Funktions-zulagen bedacht werden, was ein klarer Verfas-sungsbruch wäre. Florian Graf hatte 2012 dieVeröffentlichung einer Frage des BdSt zum Emp-fängerkeis auf abgeordnetenwatch.de sogar zuverhindern versucht.Die SPD-Fraktion wies für 2011 immerhin227.449,78 Euro an Funktionszulagen aus und istgeringfügig transparenter. Die stellvertretendenFraktionsvorsitzenden Clara West und SusanneKitschun geben auf Ihren Webseiten an, dass Siefür diese Funktion monatlich 400 Euro erhaltenwürden. Torsten Schneider gibt an, dass erhauptberuflich Parlamentarischen Geschäftsfüh-rer sei und 2012 weitere Bruttojahreseinnahmenvon 78.467,19 Euro gehabt hätte. Mit rund132.000 Euro verdient Schneider damit sovielwie ein Senator. Geht man davon aus, dass diefünf stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden beider SPD gleich behandelt werden, bliebe für denFraktionschef noch eine Funktionszulage vonknapp 125.000 Euro jährlich übrig. Mit geschätz-ten Gesamteinkünften von rund 179.000 Euroaus seinem Parlamentsmandat stünde RaedSaleh damit deutlich besser dar als der regie-rende Bürgermeister. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen weistzum Vergleich gerade einmal 13.000 Euro für dasganze Jahr aus. Auch die Linksfraktion bewegtsich bei den Funktionszulagen im zulässigen Rah-men. Deren Fraktionsvorsitzender erhält nacheiner Finanzordnung zusätzlich eine Abgeordne-ten-Entschädigung, die stellvertretenden Vorsit-zenden jeweils ein Drittel einer Entschädigungsowie der parlamentarische Geschäftsführer dieHälfte.
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Mitgliederversammlung 2013

Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am
Donnerstag, dem 12. September 2013 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konfe-
renzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-
Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.

TTaaggeessoorrddnnuunngg

1. Eröffnung und Begrüßung

1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung
1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
1.3. Grußworte

2. Geschäftsbericht 2012 und Ausblick 2013

3. Jahresabschluss 2012

3.1. Bericht über den Jahresabschluss 2012
3.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 2012
3.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2012
3.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2012

4. Satzungsänderungen

4.1 In § 5 wird die Wortgruppe „Präsidium des Bundes der Steuerzahler 
e.V.“ durch die Wortgruppe „Bund der Steuerzahler Deutschland 
e.V.“ ersetzt.

4.2 In § 20 Abs. 1 wir die Wortgruppe „Karl-Bräuer-Institut des Bundes 
der Steuerzahler e.V.“ durch die Wortgruppe „DSi – Deutsches 
Steuerzahlerinstitut des Bundes der Steuerzahler e.V.“ ersetzt. 

5. Mitgliederanträge

6. Sonstiges

Der Bericht des Wirtschaftsprüfers zum Jahresabschluss 2012 liegt zur Einsichtnahme
durch die Vereinsmitglieder ab sofort in der Geschäftsstelle des Bundes der Steuer-
zahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) aus. Um vorherige Termin-
vereinbarung unter Tel. 030-7901070 wird gebeten.

Ab 2015 keine neuen Schulden für Berlin 

Kommender Doppelhaushalt und Finanzplanung beschlossen

Der Senat hat den Entwurf für den
kommenden Doppelhaushalt
2014/15 beschlossen. Darin steht
Berlin zur Fortsetzung des Konso-
lidierungskurses; weiterhin ver-
folgt der Senat das Ziel, ab dem
Jahr 2015 keine neuen Schulden
mehr zu machen. Das eifrige Ziel
gelingt jedoch nicht ohne den
Berlinern etwas tiefer in die Ta-
sche zu greifen. ie Veröffentlichung der Er-gebnisse des Zensus 2011mitten in den laufendenHaushaltsberatungen war fürBerlins Finanzsenator Nußbaum(parteilos) eine Hiobsbotschaft.Denn die Hauptstadt muss künf-tig dauerhaft mit 470 Millionen

Euro pro Jahr an Mindereinnah-men rechnen und für das lau-fende und letzte Haushaltsjahrknapp 940 Millionen Euro ausdem Länderfinanzausgleich zu-rückzahlen. Der Senat halte an der Konso-lidierung fest und flüchte sichnicht in die Verschuldung, so derRegierende Bürgermeister KlausWowereit (SPD). Die deutlich ge-ringeren Einnahmen aus demLänderfinanzausgleich sollen miteinem Mix aus Ausgabenkürzun-gen und Steuererhöhungen kom-pensiert werden. So erhältbeispielsweise die für 2020 ge-plante Bauausstellung keine Mit-tel, Zuwendungen für dieArbeitsmarktförderung sollen

gekürzt werden und für die Pla-nung der ICC-Sanierung wirdweniger Geld zur Verfügung ste-hen. Auf der Einnahmenseite sol-len die Erhöhung der Grunder-werbsteuer von 5 auf 6 Prozentund die Einführung der Betten-steuer zusammen 125 MillionenEuro an Mehreinnahmen bringen.Berlin kann mit dem geplan-ten Doppelhaushalt 2014/15 sei-nen bisherigen Konsolidierungs-kurs fortführen. Die aktuell gün-stige Zinsentwicklung und dasgute Wirtschaftsklima in derHauptstadt unterstützen dieKonsolidierungsbemühungendes Finanzsenators. Zwar plantder Finanzsenator im Jahr 2014noch einmal neue Kredite in Höhe

von 154 Millionen Euro aufzu-nehmen, ab 2015 soll der Haus-halt nach Nussbaums Rechnungdann aber eine schwarze Zahlunter dem Strich zu stehen haben. Für den Bund der Steuerzahlerist ein ausgeglichener Landes-haushalt sicherlich begrüßens-wert. Dass aber trotz günstigerkonjunktureller Lage, niedrigerZinsen und Steuereinnahmen aufRekordniveau erneut Steuern er-höht werden sollen, ist durchausbezeichnend. Statt die Steuer-zahler erneut vor höhere Bela-stungen zu stellen, hätte derSenat getrost auch auf Prestige-projekte, wie beispielsweise dergeplanten Landesbibliothek ver-zichten können. 
D

Familie und SteuernDie Broschüre Familieund Steuern erklärt diewesentlichen Steuer-regelungen, die Fami-lien entlasten. Allerelevanten Beträge,die von der Steuer abgesetzt werdenkönnen, werden erklärt. Weiterhin wird aufdie Erbschaft- und Schenkungsteuer sowieMutterschafts- und Elterngeld eingegangen.Mitglieder können die Broschüre kostenlosin der Geschäftsstelle bestellen.

Broschürentipp
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24.419,88 Euro für den Bello-Dialog

Bürgerbeteiligung oder Feigenblatt auf Steuerzahlerkosten?

uch der Bund der Steuer-zahler war zu der Veran-staltungsreihe eingeladenworden, die dem möglichst kon-fliktfreien Zusammenleben vonMensch und Hund in Berlin die-nen sollte. Vertreten wurde derVerein durch seinen Vorsitzen-den Alexander Kraus, der sichschon nach der ersten Sitzungbei der Staatssekretärin über dieungleichgewichtige Besetzungdes Gremiums beschwert hatte. Nachdem zunächst nur drei

Termine geplant waren, fandendann schließlich sogar Zusam-menkünfte an fünf Abendenstatt. Die Antwort auf eine KleineAnfrage im Berliner Abgeordne-tenhaus bestätigte nun Schät-zungen des Bundes derSteuerzahler zu den Kosten derVeranstaltung. Insgesamt sindfür das unabhängige Moderato-renteam, Auswertung, Bewir-tung und Miete insgesamt Kostenin Höhe von 24.419,88 Euro ent-standen, teilte die Senatsverwal-

tung für Justiz und Verbraucher-schutz mit. Grundsätzlich begrüßt derBund der Steuerzahler Maßnah-men zur Bürgerbeteiligung.Knapp 25.000 Euro sind aber zu-viel, wenn sich 30 Leute fünfAbende um die Ohren schlagenund der Justizsenator dann dochsein persönliches Konzept als

das Ergebnis der Sondierungs-runde verkauft, obwohl sich dieArbeitsgruppen eben geradenicht einigen konnten. Vielmehräußerte Kraus den Verdacht,dass die Veranstaltung als Fei-genblatt für den Senator dienensollte, der sich an dem hitzig dis-kutierten Hundethema nicht dieFinger verbrennen wolle. 

Um den letzten Jahreswechsel gab es bei der Senatsverwaltung für 
Justiz und Verbraucherschutz insgesamt fünf Sondierungsrunden zum
neuen Hundegesetz. 30 Fachleute, Betroffene und „normale“ Bürger
waren ausgewählt worden, um in mehreren Sitzungen das bestehende
Hundegesetz kritisch zu überprüfen und gegebenenfalls Verbesse-
rungs- oder Änderungsvorschläge zu erarbeiten.

A

Anfang August nahm der Vorsit-
zende des Bundes der Steuerzah-
ler Berlin, Alexander Kraus, eine
Einladung der Präsidentin des
Berliner Rechnungshofes, Marion
Claßen-Beblo war. er Verein hatte um ein Ge-spräch gebeten, um dietraditionell guten Bezie-hungen zu den Rechnungshöfenauch in Berlin wieder zu beleben.Gegenstand des Gedankenaus-tausches waren insbesondere dieErkenntnisse des Bundes derSteuerzahler im Zusammenhangmit dem Schwarzbuchfall desSport- und Erholungszentrums(SEZ), die Kraus der Präsidentinund dem zuständigen Direktorfür Liegenschaftswesen Axel Bu-schendorf ausführlich schildernkonnte. 

Einen breiten Raum nahmenauch die Prüfungsaktivitäten desRechnungshofes ein. Kraus er-kundigte sich über deren Umfangund schilderte den Eindruck desBundes der Steuerzahler, dassdie Verwaltung zunehmend aufvorgeschriebene Wirtschaftlich-keitsuntersuchungen verzichtenwürde. Eine weitestgehendeÜbereinstimmung stellte Krausauch bei der Bewertung derSchuldensituation und der Ver-

nachlässigung von Investitionenin die Infrastrukur fest. Hinsicht-lich des „Dauerbrenners“ desBundes der Steuerzahler, derFraktionsfinanzierung, bekun-dete Kraus seinen Unmut dar-über, dass die Abgeordneten vonSPD und CDU die vom Rech-nungshof bereits 2007 ange-mahnte Transparenz bei denFunktionszulagen für Abgeord-nete mit besonderen Aufgabenblockieren. 

BdSt-Vorsitzender Kraus im Gespräch mit Präsidentin Claßen-Beblo

Gedankenaustausch beim Rechnungshof

D
Besuchen Sie den BdSt Berlin auf facebook.com/steuerzahler.berlin
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Volksentscheid zur Rekommunalisierung

Soll Berlin den Strom zurückkaufen? 

Mitte Juli hatte der Bund der Steuerzahler
Berlin in den Medien gefordert, Volksent-
scheide künftig grundsätzlich mit Wahltermi-
nen zusammenzulegen, sofern dies im
Einzelfall rechtlich zulässig und zeitnah mög-
lich ist. Das Berliner Abstimmungsgesetz
sieht diese Möglichkeit sogar ausdrücklich
vor. Für separate Abstimmungstermine von
Volksentscheiden sollte der Senat künftig in
jedem Fall nachvollziehbare und triftige
Gründe vortragen müssen, sagte Alexander
Kraus, Vorsitzender des Vereins. Denn jeder
Urnengang verursacht für den Landeshaushalt
Kosten in Millionenhöhe und zusätzliche Lau-
fereien für die Bürger. ennoch legte Innensenator Frank Hen-kel (CDU) den Termin für den Volks-entscheid über die Rekommuna-lisierung der Berliner Energieversorgung aufden 3. November und damit nicht auf den vielkostengünstigeren Termin der Bundestags-wahl. Noch 2009 hatte er im Zusammenhangmit dem Volksentscheid zu Pro-Reli dem Re-gierenden Bürgermeister Klaus Wowereitpolitisches Kalkül mit dem Ziel einer mög-lichst niedrigen Beteiligung vorgeworfen unddie Zusammenlegung mit der Europawahlgefordert. Damals hatte Henkel eben geradeauch auf die hohen Kosten für einen separa-ten Abstimmungstermin von damals immer-hin 1,4 Millionen Euro hingewiesen.Allerdings hat Frank Henkel diesmal dieKurzfristigkeit für den Versand der Unterla-gen als Begründung für den separaten Ter-min halbwegs überzeugend vorgetragen. Aber worüber sollen die Bürger bei demVolksentscheid eigentlich abstimmen? Esgeht um die Abstimmung über einen Gesetz-entwurf der Bürgerinitiative Berliner Ener-gietisch, wonach zwei Unternehmen vomLand Berlin gegründet werden sollen. EinUnternehmen soll Berliner Stadtwerke hei-ßen und Strom herstellen. Ein weiteres sollBerliner Netzgesellschaft heißen und dasStromnetz in unserer Stadt betreiben, einesder größten Stromnetze Europas. Diese bei-den Geschäft sind strikt zu trennen.Die Frage ist, ob für Berlin eine Rekommu-nalisierung gut, sinnvoll und überhaupt er-forderlich ist. Ende 2014 läuft jedenfalls dieKonzession des derzeitigen Stromnetzbe-treibers aus und wird derzeit in einem auf-wändigen, mehrstufigen Konzessions-verfahren neu ausgeschrieben. Die Konzes-sion ist die Erlaubnis, im öffentlichen Raumein Stromnetz betreiben zu dürfen.Die bereits gegründete landeseigene Netz-

gesellschaft Berlin Energie muss sich also ge-nauso an dem Verfahren beteiligen, wie alleanderen interessierten Marktteilnehmerauch. Zu bezweifeln ist allerdings, ob es fürden Senat zulässig ist, einen Netzanbieterdeshalb zu bevorzugen, nur weil er der soge-nannte Energiearmut entgegenwirken, zu100 Prozent erneuerbare Energie produzie-ren und auf Atom- und Kohlestrom vollstän-dig verzichtet will, wie es der Volksentscheidfordert. Auch das Ziel des Gesetzentwurfes,ökologische und sozialverträgliche energeti-sche Gebäudesanierung und auch noch denErsatz energiesparender Haushaltsgeräte beieinkommensschwachen Haushalten zu för-dert, dürfte als Kriterium für eine diskrimi-nierungsfreie Vergabe energierechtlich nichtzulässig sein. Die Frage ist auch, warum gerade einStromversorger Sozialpolitik machen sollte,indem er Einkommensschwachen Stromko-sten und Haushaltsgeräte spendiert und dieFassaden dämmt. Bäcker werden ja auchnicht dazu verdonnert, kostenlose Brötchenan Bedürftige zu verteilen und ihren auchnoch Brotbackautomaten zu schenken. Nein,die Lösung dieser sozialpolitischen Problemeist unmittelbare Aufgabe des Staates undnicht der Bäcker und Stromerzeuger, sagteBdSt-Vorsitzender Kraus. Auch die Hoffnung, dass die Stromkostenmit einem kommunalen Anbieter deutlichsinken könnten, scheint ziemlich gewagt zusein. Ein knappes Viertel macht das Netzent-gelt aus, das durch die Bundesnetzagenturweitestgehend reguliert ist. Ein weiteresViertel machen Erzeugung und Vertrieb aus.Hier ist kaum anzunehmen, dass ein weite-rer kommunaler Stromerzeuger einen ansich funktionierenden Wettbewerbsmarktwird weiter aufmischen kann. Im Zweifelwäre das eher ein Thema für die Kartellbe-hörden. Ein triftiger Grund für den Wieder-einstieg Berlins in das Stromerzeugungs-geschäft ist dies jedoch nicht. Den Löwenanteil an den Stromkosten ma-chen schließlich sowieso mit gut der Hälftedes Strompreises Steuern und Abgaben aus.Auch hier hat ein landeseigenes Unterneh-men überhaupt keinen Handlungsspielraum. Stattdessen birgt ein solches Geschäft nachAnsicht des Bundes der Steuerzahler enorme

Haushaltsrisiken. Das Stromnetz müsste beieinem Zuschlag dem derzeitigen Betreiber zueinem angemessenen Preis abgekauft wer-den. Was angemessen ist, darüber scheidensich jedoch die Geister. Bei einer Preisspannevon 370 Millionen bis 3 Milliarden Euro dürf-ten lange Rechtsstreite vorprogrammiertsein. Der Kaufpreis müsste aus dem Landes-haushalt finanziert werden – sei es direktoder über irgendwelche genialen Zahlen-schieberein des Finanzsenators – warnt derSteuerzahlerbund. Außerdem sei dies beiweitem noch nicht alles. Regelmäßige In-standhaltungsinvestitionen in jährlich drei-stelliger Millionenhöhe und erforderlicheInvestitionen in den Ausbau eines intelligen-ten Stromnetzes (smart grid) zur Anbindungdezentraler Stromerzeuger würden den Lan-deshaushalt in den kommenden Jahren zu-sätzlich erheblich belasten. Auch das vielfach vorgetragene Argument,dass Berlin bei einem solchen Engagementeine Rendite mitnehmen könne, hält derBund der Steuerzahler für Augenwischerei.Experten rechnen selbst im günstigsten Fallnur mit einer äußerst bescheidenen Eigen-kapitalrendite aus dem Betrieb eines Strom-netzes. Aber selbst diese setzt ein effizientesManagement voraus. Schon leichteste Ineffi-zienzen und Fehlentwicklungen könnten soschnell zu Verlusten aus dem Netzgeschäftführen. Gerade mit Blick auf das BER-Deba-kel schrillen deswegen beim Bund der Steu-erzahler die Alarmglocken. Der Bund derSteuerzahler warnt daher davor, dem Volks-entscheid zuzustimmen, hält den vorgelegtenGesetzentwurf aber sowieso für rechtswidrig. 

D

100 Prozent ökologisch. Geht es nach 
dem Willen der Initiatoren des Energie-

Volksentscheides, soll der Strom in Berlin 
zukünftig vollständig aus erneuerbaren

Energien erzeugt werden.
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Ist der Preis zu hoch?

Senat steht vor Rückkauf der Wasserbetriebe

Das Land Berlin steht offenbar
kurz davor, den Plan der Rekom-
munalisierung der Wasserbe-
triebe umzusetzen. Bereits seit
einem Jahr führt die Finanzver-
waltung Gespräche mit dem fran-
zösischen Veolia-Konzern. Im Mai
2013 hatte der Konzern schließ-
lich den Verkauf seiner Anteile an
das Land Berlin angeboten. An-
fang August konnte sich Finanz-
senator Nußbaum (parteilos) mit
Vertretern des Veolia-Konzerns
auf wesentliche Elemente einer
Vertragsstruktur für den Rück-
kauf einigen.ie Berliner Wasserbe-triebe könnten bald wie-der in staatlicher Handsein. Berlins FinanzsenatorNussbaum hat die nötigen Wei-chen hierzu Anfang August gestellt. Die restlichen Vertrags-details werden nun auf Arbeits-ebene geklärt und finalisiert.„Wir haben in freundlicher At-mosphäre verhandelt, und es istklar geworden: Veolia will ver-kaufen. Wir sind heute einen gro-ßen Schritt weitergekommen.Ich bin mit dem heuten Verlaufder Verhandlungen zufrieden“,so Nußbaum im Anschluss an dieVerkaufsverhandlungen. Bereits Ende des letzten Jahreshatte Berlin, Rückwirkend zum1. Januar 2012 die RWE-Anteilean den Berliner Wasserbetriebenfür 618 Millionen Euro zurück-

gekauft. Die Kaufsumme soll –wie auch wie auch für die Trans-aktion der Veolia-Anteile – ausden Gewinnen der Wasserbe-triebe finanziert werden. Über die Kaufsumme für dieVeolia-Anteile gibt es bislang nurMutmaßungen. Derzeit wirddavon ausgegangen, dass derFranzösische Versorger minde-stens 700 Millionen Euro für sei-nen 24,95-Prozent-Anteil er-halten wird. Der Grund für denvermutlich höheren Kaufpreis istein internes Schiedsverfahren,das zugunsten von Veolia auszu-gehen droht und in dem der Ver-sorger 150 Millionen Euro vomLand Berlin fordert. In dem Ver-fahren geht es um noch nichtvollzogene Gewinnausschüttun-gen, Zinsen auf das Gesellschaf-terdarlehen und den Betriebs-mittelkredit sowie um die Erstat-tung von Steuervorauszahlungenfür das Jahr 2013. Der mögliche Kaufpreis inHöhe von 700 Millionen Eurowurde von der Finanzverwal-tung nicht bestätigt. Dort ver-weist man auf das Schieds-verfahren. Erst wenn alle nochoffenen Punkte geklärt sind, wirdder Finanzsenator dem Senateinen Vertragsentwurf zur Ab-stimmung vorlegen, der dannauch den die Höhe und Zusam-mensetzung des Kaufpreisessowie die Finanzierungsstrukturbeinhalten wird.

Kritiker befürchten, dass derRückkauf der verbleibenden An-teile dem Land Berlin zu teuer zustehen kommen wird. Die Oppo-sition geht davon aus, dass derRückkauf eine Wasserpreissen-kung gefärden wird, weil dieRückkaufssumme aus den lau-fenden Gewinnen finanziert wer-den soll. Auch für die imlaufenden Jahr erstattete Was-sergutschrift fänden sich für dasnächste Jahr im Doppelhaushaltkeine Hinweise mehr, so der Lin-ken-Vorsitzende Klaus Lederer.Der Berliner Wassertisch fordertunterdessen ein Verhandlungs-

Moratorium. Denn momentanlaufen noch zwei Gerichtsverfah-ren zu den Berliner Wasserbe-trieben. Zum einen gibt es eineOrganklage der Piraten, mit derdie Privatisierungsverträge zuFall gebracht werden sollen. Ineinem zweiten Verfahren wirdderzeit verhandelt, ob die Preis-senkungsverfügung des Bundes-kartellamtes rechtmäßig ist. Dabeide Verfahren großen Einflussauf den Kaufpreis der Veolia-An-teile haben, wäre es ein Skandal,nicht die Entscheidungen der Ge-richte abzuwarten, so der Was-sertisch.

D

Der BdSt Berlin in den MedienDer Vorsitzende des Bundes der Steuerzahler Berlin zogin der rbb Abendschau ein Fazit aus der Arbeit des Berliner Finanzsenators Nußbaum (parteilos). Kraus be-tonte, dass der vordergründige Erfolg des Finanzsenatorsauch von niedrigen Zin-sen und von Steuerein-nahmen auf Rekord-niveau abhinge unddaher eine Erhöhungder Grunderwerb-steuer und die Einfüh-rung der City-Tax nichtnötig wären. 
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Polizeibehörde legt Berufung ein

Abschleppgebühren rechtswidrig erhoben

eit dem Jahr 1980 gilt dieGebührenordnung, die inBerlin die Übernahme der Abschleppkosten regelt. Nunhat das Berliner Verwaltungs-gericht entschieden, dass die Gebührenordnung nicht an-wendbar ist. Das dazu ermächti-gende Gebührenbeitrags- gesetzerlaube nur Verordnungen, dieBenutzungsgebühren für öffent-liche Einrichtungen er-heben.Beim Abschleppen von Falsch-parkern wird die Leistung vonprivaten Unternehmen er-bracht, das heißt es wird wedereine öffentliche Einrichtung tätig,

noch benutze der Fahrzeughaltereinen öffentliche Einrichtung.Die Gebührenordnung sei alsGrundlage daher nicht anwend-bar. Über 50.000 Autos werden in der Stadt pro Jahr abge-schleppt. Das Abschleppen vonFalschparkern hat sich daher als verlässliche Einnahmequellefür die Hauptstadt entwickelt. Da ist klar, dass die Berliner Poli-zeibehörde Berufung gegen dasUrteil eingelegt hat. Nun mussdas OberverwaltungsgerichtBerlin-Brandenburg entschei-den. 

In jedem Jahr nimmt das Land Berlin Millionen an Gebühren für das
Abschleppen von Falschparkern ein. Nun hat das Berliner Verwal-
tungsgericht entschieden, dass die Erhebung von Abschleppgebühren
in Berlin auf einer rechtswidrigen Grundlage erfolgt. 

S

Mitgliederversammlung 2013

Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am
Donnerstag, dem 12. September 2013 um 19.00 Uhr (Einlass/kleiner Imbiss ab 
18.30 Uhr) im Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 
10587 Berlin-Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen. 

TTaaggeessoorrddnnuunngg

1. Eröffnung und Begrüßung

1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung
1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
1.3. Grußworte

2. Geschäftsbericht 2012 und Ausblick 2013

3. Jahresabschluss 2012

3.1. Bericht über den Jahresabschluss 2012
3.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 2012
3.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2012
3.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2012

4. Satzungsänderungen

4.1 In § 5 wird die Wortgruppe „Präsidium des Bundes der Steuerzahler 
e.V.“ durch die Wortgruppe „Bund der Steuerzahler Deutschland 
e.V.“ ersetzt.

4.2 In § 20 Abs. 1 wir die Wortgruppe „Karl-Bräuer-Institut des Bundes 
der Steuerzahler e.V.“ durch die Wortgruppe „DSi – Deutsches 
Steuerzahlerinstitut des Bundes der Steuerzahler e.V.“ ersetzt. 

5. Mitgliederanträge

5.1. Verwaltungsrat und Vorstand stellen folgenden Antrag: Die Mit-
gliederversammlung möge einen Jahresmitgliedsbeitrag von 
72 Euro mit Wirkung ab dem 1. Januar 2014 beschließen, der sich 
auf Antrag für Senioren ab dem 65. Lebensjahr auf 36 Euro ermäßigt. 

6. Sonstiges

Der Bericht des Wirtschaftsprüfers zum Jahresabschluss 2012 liegt zur Einsichtnahme
durch die Vereinsmitglieder ab sofort in der Geschäftsstelle des Bundes der Steuer-
zahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin (Steglitz) aus. Um vorherige Termin-
vereinbarung unter Tel. 030-7901070 wird gebeten.

Steuern rund ums HausDie Broschüre “Steuernrund ums Haus” infor-miert über die steuerli-chen Auswirkungen vonImmobilienbesitz undgibt Antworten auf die wichtigsten Fragen.Mitglieder können die Broschüre kostenlosin der Geschäftsstelle bestellen.

Broschürentipp
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Broschürentipp

Um die Entwicklung der Bela-stung der Steuerzahler mit Steu-ern und Sozialabgaben zudokumentieren, ist die Einkom-mensteuerbelastungsquote einhilfreicher Indikator. Die rechne-rische Einkommensteuerbela-stungsquote gibt jedoch nicht die„gefühlte“ Belastung wider. Siegibt daher keine Aufschlüsse dar-über, an welchen Stellen die Be-ziehung der Steuerzahler zumFiskus vertrauensvoll und rei-bungslos funktioniert und anwelchen Stellen es Anzeichen für

eine Eintrübung des Verhältnis-ses gibt. Das Belastungsbarome-ter des Bundes der Steuerzahlergeht neben den steuerlichen Be-lastung auch auf die Pflichten derSteuerzahler und die Zusammen-arbeit zwischen Fiskus und Steu-erpflichtigen ein. Das Belastungsbarometerzeigt unter anderem auf, wo derSteuer-Erfindungsreichtum derKommunen im Jahr 2013 beson-ders groß war. Steuern wie dieGewerbesteuer, Grundsteueroder die Grunderwerbsteuer

wurden 2012/13noch einmal kräftigangehoben und be-lasten die Steuer-zahler zusätzlich.Ob Unstimmig-keiten zwischenSteuerzahlern und dem Fiskus,elektronische Erklärungspflich-ten oder neue Mitwirkungs-pflichten beim Finanzamt, derBund der Streuerzahler decktUnstimmigkeiten auf. Auch überlange Wartezeiten bis zum Erhaltdes Steuerbescheides beklagen

sich etliche Steu-erzahler. Hierzeigt das Bela-stungsbarometer,wo die schnellstenFinanzbeamten sit-zen und wo Steuer-zahler am längstenauf die Steuerbescheide wartenmüssen. Das Belastungsbarometer kannkostenlos in der Geschäftstelledes Bundes der SteuerzahlerBerlin bestellt werden.

Das Belastungsbarometer 2013

Vor einigen Tagen berichten die
Medien darüber, was die Chefs der
Unternehmen im Jahr 2012 ver-
dient haben, an denen das Land
Berlin mehrheitlich oder vollstän-
dig beteiligt ist. Dass diese Zah-
len überhaupt öffentlich sind, ist
dabei keineswegs selbstverständ-
lich. Noch 2005 titelte der Berli-
ner Tagesspiegel „Manager-
gehälter bleiben geheim – Vor-
standsbezüge in Landesunterneh-
men werden nicht individuell
ausgewiesen“.rst seit 2007 wird in Berlinein detailliert Beteiligungs-bericht veröffentlich, dererstmals auch die Gehälter derGeschäftsführer und Vorständebei den Landesunternehmen auf-listet. Ordentlich wie wir nuneinmal sind, wollten wir dieseZahlen für den Bericht auf Seite 2 selbst nachprüfen undnicht einfach aus der Zeitung ab-schreiben. Zum Teil geht das,wenn man in jedem einzelnenGeschäftsberichten der betref-fenden Unternehmen nachsieht.Zu allen Landesunternehmen istjedoch kein Geschäftsbericht zu

deren genaues Datum noch nichtfeststeht, wird er zeitnah im In-ternetangebot der Senatsverwal-tung für Finanzen veröffentlicht.“Aha, das ist ungefähr so aussage-kräftig, wie „Wenn der Hahnkräht auf dem Mist, …“Einen schönen Herbst wünscht
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

finden, andere haben nur einenaktuellen aber nicht mehr denGeschäftsbericht vom Vorjahrveröffentlicht. Einfacher und transparenterwäre es, wenn es einen aktuellenBeteiligungsbericht gäbe. Derletzte Beteiligungsbericht 2011mit den Gehältern und Unter-nehmenskennzahlen vom Ge-schäftsjahr 2010 ist allerdingsbereits im März des letzten Jah-res veröffentlicht worden. In die-sem Frühjahr gab es lediglicheine knappe Pressemeldung zurBeteiligungsdatenbank, aus deraber so gut wie nichts hervor-geht, aber keinen neuen Beteili-gungsbericht. Auf meine Nachfrage bei derSenatsverwaltung für Finanzen,warum in diesem Jahr noch keinBeteiligungsbericht herausgebenworden ist teilte man mir mit,„Der Bericht ist noch nicht veröf-fentlicht.“ Ja, genau, das hatte ichja auch schon bemerkt. Aberwarum? Auf die Frage wann die-ser erwartet wird, ant-wortete man mir „Nachder Befassung des Se-nats mit dem Bericht,

E
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Vorstand und Verwaltungsrat entlastet

Mitgliederversammlung 2013

m 12. September 2013tagte die ordentliche Mit-gliederversammlung desBundes der Steuerzahler Berline.V. Das oberste Organ des Ver-eins verabschiedete den Jahres-abschluss 2012, für den derWirtschaftsprüfer eine uneinge-schränkte Bescheinigung erteilthatte. Ebenfalls für das Ge-schäftsjahr 2012 beschloss dieMitgliederversammlung ohneGegenstimmen für Vorstand undVerwaltungsrat die Entlastung.Zu beschließen war nach fünfJahren auch über den Vereins-beitrag. Vorstand und Verwal-tungsrat hatten die Mitglieder-versammlung um eine Zustim-mung zu einer Beitragsanpas-

sung auf jährlich 72 Euro ab dem1. Januar 2014 gebeten, um dieseit der letzten Anpassung statt-gefundenen Personal-, Energie-und Produktionskosten für dieMitgliederzeitschrift zu kompen-sieren. Dafür zahlen Senioren abdem 65. Lebensjahr auf Antragkünftig nur noch 36 Euro Jahres-beitrag. Der Berliner Landesver-band im Bund der Steuerzahlerhatte seit fünf Jahren den mit Ab-stand niedrigsten Beitragssatzim Bundesgebiet. 
Die Verwaltungsratsvorsitzende

Dr. Kristin Brinker leitete die
Mitgliederversammlung. 

Den Geschäftsbericht hielt 
Vorstand  Alexander Kraus.

Die Chefs der Berliner Beteiligungsgesell-
schaften verdienten auch im Jahr 2012 präch-
tig. Wenn deren Bezüge im Vergleich zum
Vorjahr im Durchschnitt auch etwas gesunken
sind, verdienten die Vorstände und Ge-
schäftsführer der landeseigenen Unternehmen
oft ein Vielfaches Ihrer Chefs von der Regie-
rungsbank. Sich einen Überblick zu verschaf-
fen, ist aber schwer: Der letzte ver-
öffentlichte Beteiligungsbericht stammt von
März 2012 und weist noch die Zahlen für 2010
aus. Dieses Jahr fiel die Veröffentlichung bis-
lang aus. us den teilweise schon veröffentlich-ten Geschäftsberichten lassen sichdie Vergütungen der Manager aller-dings mit etwas Aufwand zusammensuchen.Einige Beispiele für die Bezüge in den Lan-desunternehmen im Jahr 2012 stellen sichwie folgt dar: BSR-Chefin Vera Gäde-Butzlaffverdiente mit 328.390 Euro 4,7 Prozentmehr als im Vorjahr. BVG-Chefin Sigrid Ni-kutta kassierte 390.345 Euro und damitsogar 20 Prozent mehr als 2011. Der Grundhierfür war allerdings, dass Nikutta erst imHerbst 2010 ins Unternehmen eingestiegenwar, womit auch die erfolgsabhängige Ver-gütung geringer ausfiel. Vivantes zahlte sei-nem Chef Joachim Bovelet insgesamt

506.000 Euro, immerhin 7,2 Prozent mehrals im Vorjahr. Auch Messe-Chef RaimundHosch legte zu und verdiente 2012 insgesamt535.000 Euro. 2010 musste er noch mit ma-geren 463.000 Euro vorlieb nehmen. DieZahlen aus 2011 waren nicht veröffentlicht.

Ulrich Kissing verdiente als Chef der Investi-tionsbank Berlin-Brandenburg 526.000 Euround damit nur knapp ein Prozent mehr als imJahr davor. Einer der Top-Absahner war Rai-ner Schwarz. Als Geschäftsführer der Flug-hafen Berlin-Brandenburg GmbH verdienteSchwarz im letzten Jahr insgesamt 569.000Euro und klagt nach Medienberichten nachseinem Rausschmiss nun auf Gehaltsfortzah-lung bis zum Jahr 2016. 

Üppige Gehälter bei Berlins Beteiligungsgesellschaften

Chefs der Landesunternehmen verdienen weiterhin prächtig

A

A
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Bericht über die Entwicklung der Versorgungsausgaben

Versorgungsausgaben steigen dramatisch
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Entwicklung der Anzahl der Versorgungsempfänger und der Versorgungsausgaben in Berlin
Anzahl der Versorgungsempfänger im unmittelbaren Landesdienst zum Stichtag 1.1. des jew. Jahres; Versorgnungsausgaben in Mio. Euro, 
Variante 1: ohne jährl. Anpassung der Versorgungsbezüge, Variante 2: jährl. lineare Anpassung der Versorgungsbezüge um 1 Prozent ab 2017,
Variante 3: jährl. lineare Anpassung der Versorgungsbezüge um 2 Prozent ab 2017, Quelle: Senatsverwaltung für Inneres und Sport Berlin
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Die Zahl der Beamtinnen und Beamten im Ru-
hestand wird in Berlin in den nächsten Jahren
erheblich ansteigen. Aus einem Bericht über
die Entwicklung der Versorgungsausgaben in
Berlin geht hervor, dass sich die Ausgaben für
Beamtinnen und Beamte im Ruhestand bis zum
Jahr 2028 fast verdoppeln könnten.erlins Ausgaben für die Beamtenver-sorgung werden in den nächsten Jah-ren erheblich steigen. Das geht auseinem Bericht zur Entwicklung der Versor-gungsausgaben der Senatsinnenverwaltunghervor. Derzeit gibt es in Berlin über 50.000Beamte im nicht mehr aktiven Dienst. Bis2028 soll sich die Zahl auf knapp 70.000 Be-amtinnen und Beamte im Ruhestand erhö-hen.Der Anstieg der Zahl der Versorgungs-empfänger bringt mit sich, dass die Ausgabenfür Versorgungsleistungen den BerlinerHaushalt immer stärker belasten. Hat Berlinim Jahr 2012 noch 1,3 Milliarden Euro anVersorgungsbezügen bezahlt, rechnet man indem Bericht damit, dass die Versorgungs-ausgaben – je nach Höhe der Anpassung derVersorgungsbezüge ab dem Jahr 2017 - biszum Jahr 2028 auf bis zu 2,4 Milliarden Euroklettern können. Erst danach wir die Zahl derVersorgungsempfänger bis zum Jahr 2050wieder auf 54.560 sinken.
Zu viele FrühpensionierungenEin großes Problem hat das Land Berlin mitFrühpensionierungen. Rund 600 Beamte gin-gen im Jahr 2011 vorzeitig aufgrund vonDienstunfähigkeit in den Ruhestand. Dazuzählen 100 Beamte, die jünger sind als 44 Jahre.Über ein Drittel der jährlichen Pensionie-rungen ist mittlerweile auf eine Dienstunfä-higkeit zurückzuführen. Dieser Wert liegtweit über dem des Bundes, wo der Anteil derDienstunfähigen im Jahr 2010 gerade mal bei9,8 Prozent lag. Auch das Land Brandenburgverzeichnet einen hohen Anteil an Frühpen-sionierungen, liegt mit dem Wert von 23 Pro-zent aber dennoch weit unter dem BerlinerWert mit 34 Prozent. Das Land Berlin hat in den letzten Jahrenverschiedene Anstrengungen unternommen,um das Problem der Frühpensionierungen inden Griff zu bekommen. Neben einer Dienst-vereinbarung, die den Fokus mittels „Steige-rung der Arbeitszufriedenheit, derMotivation sowie der Leistungsbereitschaft“auf die Gesundheit richtet, wurde die „be-grenzte Dienstfähigkeit“ wieder eingeführt.Diese sieht vor, dass von einer Versetzung in

den Ruhestand abgesehen wird, wenn dieBeamtin oder der Beamte seine Dienstpflich-ten noch während mindestens der Hälfte derregelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann. Bis-lang blieb diese Regelung jedoch ohne Aus-wirkungen auf die Zahl der Früh-pensionierungen. Dennoch sei, so heißt es indem Bericht, die Zahl der begrenzt Dienstfä-higen seit dem Jahr 2009 deutlich gestiegen.2012 waren 34 Dienstkräfte im Rahmen derbegrenzten Dienstfähigkeit tätig, im Jahr2009 waren es noch drei. Das Durchschnittsalter zum Zeitpunkt desRuhestandseintritts lag im Jahr 2011 bei 61Jahren. Beamte im Schuldienst gingen imDurchschnitt mit 63 Jahren in Pension, nurRichter waren mit 64 Jahren zum Zeitpunktdes Ruhestandseintrittes noch älter. 
Zukünftige Haushalte 
werden enorm belastetDas Thema der steigenden Pensionslasten istvor allem deshalb so bedeutend, weil dieseVersorgungszusagen der sogenannten „im-

pliziten Staatsverschuldung“ zugerechnetwerden müssen. Diese zusätzlichen Schuldenbzw. eingegangenen Versorgungszusagenmüssen den expliziten Schulden, die sich inBerlin bis dato auf rund 62,5 Milliarden Eurosummiert haben, hinzugerechnet werden.Denn anders als privatrechtliche Unterneh-men hat der Staat, bzw. das Land Berlin,keine Rückstellungen für die zu erwartendenPensionen gebildet, was dazu führt, dass dieVersorgungsleistugen für Beamte im Ruhe-stand den Berliner Haushalt in den nächstenJahren enorm belasten werden. Hinzukommt, dass auch eine Neuverschuldung zurFinanzierung der Versorgungsleistungenspätestens ab dem Jahr 2020, mit eintretender gesetzlich verankerten Schuldenbremseausscheidet. Der Bund der Steuerzahler be-fürchtet, dass die hohen Versorgungsleistun-gen aufgrund des geringen Spielraums beiden Ausgaben letztlich nur über Steuererhö-hungen finanzierbar sein werden. Der Um-stand zeigt zudem, dass Reformen an dieserStelle dringend notwendig sind.
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Besuchen Sie den BdSt Berlin auf facebook.com/steuerzahler.berlin
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Veolia verkauft Unternehmensanteile

Wasserbetriebe wieder in öffentlicher Hand

Aller Wahrscheinlichkeit nach,
wird das Land Berlin wieder kom-
pletter Eigentümer der Berliner
Wasserbetriebe. Der Vertrag über
den Rückkauf der Veolia-Anteile
ist ausverhandelt. Nun muss nur
noch das Berliner Abgeordneten-
haus zustimmen. ie Berliner Wasserbe-triebe könnten bald wie-der vollständig in öffent-licher Hand sein. Berlins Finanz-senator Nußbaum (parteilos) hatden Senat Mitte September dar-über informiert, dass der Vertragmit dem französischen Anteils-eigner Veolia ausverhandelt ist.Nun müssen die Landesregierungund das Abgeordnetenhaus demRückkauf noch zustimmen.Das Land Berlin hält mittler-

weile 75,05 Prozent der Anteilean den Wasserbetrieben. Für dieverbleibenden Anteile wird dasLand insgesamt rund 640 Millio-nen Euro aufwenden müssen.590 Millionen beträgt der Kauf-reis für die Anteile, weitere 54 Millionen Euro werden als Zu-satzzahlung fällig, als Ausgleichfür entgangene Gewinne 2013und bereits gezahlte Steuern,denn der Kauf gilt rückwirkendzum 1.1.2013.Wie beim Rückkauf der RWE-Anteile soll die Refinanzierungdes Rückerwerbs der Veolia-An-teile in einem Zeitraum von 30Jahren erfolgen. Die Investitions-bank Berlin wird den Kredit vor-strecken. Der Zinssatz für denDeal beträgt 3,1 Prozent. Für Til-gung und Zinsen werden jährlich

30 Millionen Euro fällig. AlleKonditionen sind für die näch-sten 20 Jahre festgelegt. Danachwird der Zinssatz neu festge-setzt. Die Finanzierungskostenkönnten sich in einer Hochzins-phase daher noch erhöhen. Der Kaufpreis soll in Raten, inHöhe des Gewinnanteils, derVeolia bisher zustand, aus denGewinnen der Wasserbetriebezurückgezahlt werden. Nach An-gaben der Finanzverwaltungwird der Haushalt im Zusam-menhang mit der Finanzierungdes Rückkaufes nicht belastet.Allerdings lässt sich dies langfri-stig nicht ganz ausschließen.Denn die Gewinnausschüttungender Wasserbetriebe werden sichin der mittleren Frist wohl ver-ringern, wenn dann noch die ver-

sprochene Wasserpreissenkungkommt, wird wohl nicht auszu-schließen sein, dass dies zulastendes Etats gehen wird.

D
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Schwarzbuchfall 2012 - Perlenkette aus Licht

Baukosten schon bei der ersten Installation überschritten

ie erste von acht geplan-ten Lichtinstallationen istam 27. September an derS-Bahnbrücke in der Bleibtreu-straße in Betrieb genommenworden und hat mit Baukostenvon 200.000 Euro das Budget be-reits um 54 Prozent überzogen.Die Illuminationen an den Brük-ken in der Kant- und der Har-denbergstraße sollen im Spät-

herbst 2013 bzw. Frühjahr 2014folgen. Dass die für die erstendrei Brücken vorgesehenen440.000 Euro reichen werden,ist also mehr als fraglich. Der Vorsitzende des BerlinerBundes der Steuerzahler, Alex-ander Kraus, hat daher den Char-lottenburger Bezirksbürgermeis-ter Reinhard Naumann als Bau-herrn und Stadtentwicklungsse-

nator Michael Müller als Förder-mittelgeber angeschrieben undgefragt, ob sie das Projekt ange-sichts der Baukostenüberschrei-tungen stoppen und Regress-forderungen geltend machenwerden. Das Planungsbürofragte Kraus, ob man die Umset-zung als gelungen bezeichnenwürde, denn die Umsetzung istnicht nur teurer, sondern auchgröber als der Entwurf ausgefal-len. Rund 35 Prozent wenigerLeuchten zählte der Bund derSteuerzahler im Vergleich zudem Entwurf aus dem Computer,der 2011 den Wettbewerb gewonnen hatte. Auf der Face-book-Seite des Bundes der Steu-erzahler Berlin kritisierte ein

Nutzer: „Das ist wahre Geldver-schwendung. Die Ausleuchtungunter der Brücke hat sich in keiner Weise verbessert. Am besten eignet sich das Licht-kunstwerk wahrscheinlich alsFlugziel von Vögeln.“ Antwortender Politiker und des Planungs-büros standen bis Redaktions-schluss aus.Die Realisierung des Sieger-entwurfs erfolgte aus Mitteln des Programms „Aktive Zentren“der Senatsverwaltung für Stadt-entwicklung und Umwelt. FürWartungs- und Betriebskostenwährend der ersten zehn Jahrewurden  private Mittel im Um-fang von 43.000 Euro einge-worben.

Der Berliner Senat hatte unter dem Motto „Perlenkette aus Licht“ für
acht Brücken und Tunnelräume in der City West ein übergreifendes
Lichtkonzept geplant, um diese durch Licht zu inszenieren und zugleich
ihre Barrierewirkung abzumildern. Der Bund der Steuerzahler hatte be-
reits im Schwarzbuch 2012 vor drohenden Mehrkosten gewarnt. Jetzt
wurde die erste Lichtinstallation in der Bleibtreustraße in Betrieb 
genommen. Leider war schon diese um mehr als die Hälfte teurer als
geplant.

D

Kostspielige Umsetzung
und Wettbewerbsent-

wurf . Weniger Leuchten
und einfachere Ausfüh-
rung, aber dennoch um

die Hälfte teurer als 
ursprünglich geplant. 
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Die öffentliche Verschwendung 2013

Die Berliner Schwarzbuchfälle

m letzten Schwarzbuch be-richteten wir vom Verkauf desSport- und Erholungszen-trums (SEZ), den der BerlinerSenat bereits 2003 veranlassthatte. Der Kaufpreis von nureinem symbolischen Euro für dasfast 50.000 Quadratmeter großeArial war damals in der Öffent-lichkeit vom Finanzsenator andie feste Bedingung geknüpftworden, dass der Käufer den Hal-lenbadbetrieb innerhalb von fünfJahren wieder aufnimmt. Auch inparlamentarischen Drucksachenwar stets die Rede von Hallen-bad, Schwimmbad und Badebe-trieb.Für den Fall, dass der Investordas Hallenbad nicht fristgerechteröffnen würde, sei eine Ver-tragsstrafe und ein Rückkauf-recht im Vertrag vorgesehen,hatte damals der Senat Kritikerberuhigt. Der Investor ließ je-denfalls die Fünfjahresfrist unge-nutzt verstreichen. Selbst Mitte2010 gab es nachweislich nochnicht einmal eine Genehmigungzum Betrieb eines Hallenbadesim SEZ, geschweige denn ein Hal-lenbad im baurechtlichen Sinne.Und auch bis heute ist nicht er-kennbar, dass jemals ein Hallen-

badbetrieb im SEZ wieder aufge-nommen worden wäre. Anfragen des Bundes der Steu-erzahler zum SEZ hatte die Se-natsverwaltung für Finanzenzunächst ignoriert. Erst auf einenförmlichen Antrag auf Aktenaus-kunft nach dem Berliner Infor-mationsfreiheitsgesetz im Jahr2013reagierte diese, beantwor-tete die Fragen des Bundes derSteuerzahler jedoch teilweisenur ausweichend und unvoll-ständig. Jedenfalls behauptet dieSenatsverwaltung hinsichtlichder Vertragsstrafeklausel, dasses keine Anhaltspunkte für eineVertragsverletzung gegeben habe. Auf die Frage, an welchemDatum und in welchem Umfangdenn im baurechtlichen Sinneein Hallenbad- bzw. Schwimm-betrieb im SEZ wieder aufge-nommen worden sei, wollte derSenat aber offenbar überhauptnicht antworten. Erst hieß es,dass vom Käufer ein Badebereichpräsentiert worden sei, der demvon ihm selbst eingereichtenNutzungskonzept entspricht.Dann hieß es im Widerspruchs-bescheid, dass eine spezielle bau-rechtliche Definition für einenHallenbad- bzw. Schwimmbe-

trieb bei der Senatsverwaltungfür Finanzen überhaupt gar nichtbekannt sei. Stattdessen verwiesder Senat auf den Kaufvertrag,den der Investor zwischenzeit-lich auf seine Homepage gestellthatte, nachdem die Medien imSommer 2013 seine Bauvoran-fragen für das SEZ-Grundstückbeim Bezirk öffentlich gemachthatten. Eine Strafanzeige wegen desVerdachts auf besondersschwere, gemeinschaftliche Un-treue zulasten des Landes Berlin,die der Bund der Steuerzahleraufgrund des nun bekanntenSEZ-Vertrages gestellt hatte, ist

von der Berliner Staatsanwalt-schaft in Windeseile zurückge-wiesen worden. Diese vermochtekeine konkreten Anhaltspunktefür das Vorliegen von Straftatenzu erkennen und teilte mit, dass soweit eine Untreue bereitsdurch den Verkauf des SEZ zum symbolischen Kaufpreis von einem Euro in Betracht gekommen sein sollte, eine sol-che Straftat bereits nach fünf Jah-ren verjährt wäre. Was für einpraktischer Zufall, dass die ver-tragliche Frist für die Inbetrieb-nahme des Schwimmbad-betriebes ebenfalls fünf Jahre be-tragen hat. 

Nachlese zum SEZ

Landeseigenes Grundstück bedingungslos verschenkt

Seit der Veröffentlichung im letzten Schwarzbuch konnte weiter Licht
in die Vorgänge um den Verkauf des SEZ für nur einen symbolischen
Euro gebracht werden. Zwar mauert die Verwaltung weiterhin, dafür
hat aber der Investor zwischenzeitlich den geheimen Kaufvertrag mit
dem Land Berlin veröffentlicht. Die vertragliche Auflage der Eröffnung
eines Hallenbades hat dieser zwar nie erfüllt, will dafür jetzt aber auf
dem Grundstück offenbar bauen. Die Staatsanwaltschaft sieht kein
Problem darin, dass sich der Senat nicht um die Durchsetzung der ver-
traglichen Auflagen schert.

I

Skuril

Schilderwald im Tegeler Forst

Wer auf der Berliner Heiligensee-
straße durch den Tegeler Forst
fährt, sieht fast den Wald vor lau-
ter Schildern nicht. Allein auf dem
1,6 km langen Teilabschnitt zwi-
schen Konradshöher und Karoli-
nenstraße stehen in beiden
Fahrtrichtungen zusammen im-
merhin 50 Halteverbotsschilder. rundsätzlich muss eineHalteverbotszone durchdie entsprechenden Ver-kehrszeichen eingeschlossensein. Beginn und Ende sind dabeidurch Pfeile gekennzeichnet.Eine Wiederholung innerhalbder Verbotsstrecke ist nur ange-zeigt, wenn ohne sie dem Sicht-

barkeitsprinzip nicht Rechnunggetragen würde, legt dazu dieAllgemeine Verwaltungsvor-schrift zur Straßenverkehrs-Ord-nung fest.Auf einer absolut übersichtli-chen und halbwegs geradenStrecke durch den tiefsten Waldist es nach Ansicht des Bundesder Steuerzahler daher völligüberflüssig, den Fahrer alle 64 Meter an das bestehende Hal-teverbot zu erinnern. Bei einerGeschwindigkeit von 50 km/hrauschen die Schilder immerhinalle 4,6 Sekunden an ihm vorbei. Dass es auch anders geht, zeigtdie direkt angrenzende Konrads-höher Straße. Dort beträgt der

G

Am 17. Oktober hat der Bund der Steuerzahler sein
Schwarzbuch “Die öffentliche Verschwendung 2013”
vorgestellt. Auf dieser Doppelseite präsentieren wir
Ihnen die diesjährigen Berliner Fälle.Bereits  im Schwarzbuch 2012 hatte der Verein überdas Grundstücksgeschaft im Zusammenhang  mit demSport- und Erholungszentrum (SEZ) berichtet. In deraktuellen Ausgabe des Buches berichten wir über dieEntwicklung in den letzten Monaten im Fall SEZ.Ein weiterer Schwarzbuchfall handelt von Halte-verbotsschildern im Tegeler Forst. Hier hat der Be-zirk für viel Geld übertrieben viele Verbotsschilderaufgestellt. Im dritten Schwarzbuchfall berichten wir über dieBerliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, dierund 3 Millionen Euro für die Planung der Umgestal-tung des Marinehauses ausgegeben, dann aber dasProjekt überraschend verworfen hat.
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Abstand zwischen den Halteverbotsschildernimmerhin rund 150 Meter. Trotzdem parktauch dort niemand im Wald. Laut zuständigem Bezirksbaustadtraterfolgte diese enge Aufstellung der Haltever-botsschilder auf Anordnung der Straßen-verkehrsbehörde der Polizei im Zusammen-hang mit den Schutzstreifen für Radfahrerbereits im Jahr 2001. Zu den Kosten für dieAufstellung der Schilder konnte er jedochnichts sagen. Der Bund der Steuerzahlerschätzt jedoch, dass Schilder im Gegenwertvon rund fünftausend Euro überflüssiger-weise verbaut worden sind. 
Teure Fehler - Der Fall Marinehaus

Hohe Planungskosten in Schrottimmobilie versenkt

Kurz nach der Wende erwarb das
Land Berlin eine denkmalge-
schützte Immobilie, um Teile sei-
ner Senatsverwaltungen unter-
zubringen. Nach 20 Jahren Leer-
stand wurde dann stattdessen für
2,8 Millionen Euro der Umbau zu
einem Museum geplant. Ergebnis
der Planungen: Das Gebäude ist
zu klein und seine Statik zu
schwach. Ideen für eine künftige
Nutzung: Fehlanzeige. as Land Berliner erwarb1993 von der Landesver-sicherungsanstalt Berlin –der heutigen Deutschen Renten-versicherung Berlin-Branden-burg –  das Marinehaus, ein unterDenkmalschutz stehendes Ge-bäude am Köllnischen Park imBezirk Mitte. Wie es sich fürzümpftige Grundstücksgeschäfteselbst unter öffentlichen Stellengehört, wurde damals natürlichstillschweigen über den Kauf-preis vereinbart.  Grund des Ankaufs war sei-nerzeit die Absicht, dort wesent-liche Teile der Senatsverwaltungfür Stadtentwicklung und Um-weltschutz sowie die Senatsver-waltung für Gesundheitunterzubringen, woraus aller-dings niemals etwas wurde. Nachdem das Gebäude mitt-lerweile 20 Jahre lang leer ge-standen hatte, entschied derBerliner Senat im Jahr 2007schließlich, das Marinehaus mu-seumsgerecht auszubauen, mitdem gegenüberliegenden Märki-schen Museum zu einer „gemein-

samen musealen Funktionsein-heit“ zusammenzufassen unddort ein „Forum für Zeitge-schichte“ unterzubringen. Daraufhin führte die Stadtent-wicklungsverwaltung 2008einen Architekturwettbewerbunter Beteiligung des Landes-denkmalamtes und des künfti-gen Nutzers durch. Dieser hattezuvor schon das Raum- undFunktionsprogramm für das Ma-rinehaus erstellt und war auchbei der Erstellung der Vorpla-nungs- sowie Bauplanungsunter-lagen und bei der Aufstellung desBedarfsprogramms eingebun-den. Dieses Bedarfsprogramm for-derte eine Nutzfläche von 5.000Quadratmetern und basierte lautSenatsverwaltung auf „gründli-chen Untersuchungen mehrererFachbüros“ zur Beschaffenheitdes Untergrundes und Funda-mentes, der Statik, zu möglichenSchäden an der Bausubstanzsowie Recherchen zu bauzeitli-chen und nachfolgenden Gestal-tungen und Nutzungen desGebäudes. Fachleute haben sichalso angesehen, ob das Marine-haus zu einem Museum umge-baut werden kann. Die darausresultierende Planung sah 2007noch vor, dass insgesamt Ge-schossflächen von sogar 6.950Quadratmetern geschaffen wer-den könnten. Die 2011 fertiggestellte Bau-planungsunterlage zeigte dannjedoch, dass „das Marinehaus imHinblick auf seine Kubatur, Sta-

tik und baulichen Bedingungenwider Erwarten nur begrenzteMöglichkeiten für die Umnut-zung zum Museum im geforder-ten Flächen- und Nutzungsprofilbietet.“, sprich mit einer Nutzflä-che von plötzlich nur noch 3.700Quadratmetern nicht nur viel zueng, sondern auch ansonstengänzlich ungeeignet war. Es wäreschlichtweg nicht mehr genugPlatz für Sonderausstellungenund die Mitarbeiterbüros vor-handen gewesen. 2012 wurde das Projekt Mari-nehaus schließlich abgeblasen.Eine neue Machbarkeitsstudiehatte zwischenzeitlich ergeben,dass von der Realisierbarkeiteiner Museumszusammenfüh-rung an einem anderen, attrakti-veren Standort ausgegangenwerden könne. Für die bisherigePlanung zum Marinehaus ein-schließlich der Kosten für denWettbewerb waren bisdahin 2.862.675Euro ausgegebenworden. Zu einerk ü n f t i g e nN u t z u n gkonnte dasLand Ber-lin keineAussagent r e f f e n ,hält dasM a r i n e -haus je-

doch z.B. als öffentlichen Verwal-tungsstandort für wenig geeig-net. Nach Redaktionsschluss zumSchwarzbuch war ineiner Mitteilungdes Regieren-den Bürger-meisters anden Kultur-aus s chusssogar vonAusgabenin Höhevon 3,131Mio. Eurofür dasMarine-haus dieRede.   
D

Zu den Schwarzbuch-Fällen äußerte sich der Berliner
BdSt-Vorsitzende in den Medien.
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Anhebung bestraft berufliche Mobilität

Grunderwerbsteuersatz steigt auf sechs Prozent

Der Steuersatz bei Grundstückserwerbungen
soll in Berlin ab dem 1. Januar 2014 von der-
zeit 5 Prozent auf 6 Prozent steigen. Dies hat
der Berliner Senat Anfang Oktober 2013 be-
schlossen. Der Bund der Steuerzahler hat das
Vorgehen des Finanzsenators in den Medien
scharf kritisiert.er Gesetzesentwurf zur Anhebung derGrunderwerbsteuer ist Teil einesMaßnahmenpaketes, durch das einTeil der Mindereinnahmen aus dem Ergebnisdes Zensus 2011 ausgeglichen werden soll,so die Senatsverwaltung für Finanzen. ImZuge des Zensus wurde die Einwohnerzahl inBerlin nach unten korrigiert, was Minderein-nahmen unter anderem beim Länderfinanz-ausgleich nach sich zieht. Durch die Anhebung der Grunderwerb-steuer will der Finanzsenator jährlich 100Millionen Euro zusätzlich einnehmen. Aller-dings steht für den Bund der Steuerzahler dieFrage im Raum, warum die Einnahmeausfälle

im Haushalt nicht auf der Ausgabenseitekompensiert worden sind und stattdessender Steuerzahler stärker belastet werdenmuss.Der Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin, Alexander Kraus, hat die Ent-scheidung des Senats,  die Grunderwerb-steuer in Berlin noch weiter anheben zu wol-len, daher als „unsozial und kurzsichtig“ kri-tisiert. „Damit presse der Staat gerade auchjunge Familien und beruflich besonders mo-bile Berufstätige beim Erwerb einer Wohn-immobile aus“, so Kraus weiter.Die beinahe flächendeckende Erhöhungder Grunderwerbsteuer in Deutschland ver-teuert den Erwerb einer Immobilie erheblich.Der Käufer eines Eigenheims im Wert von300.000 Euro musste in Berlin Ende 2006,also bei einem Steuersatz von 3,5 Prozent,noch 10.500 Euro Grunderwerbsteuer zah-len. Bei einem Steuersatz von 6 Prozent liegtdie Steuerschuld um 7.500 Euro höher undbeträgt damit 18.000 Euro, was einem An-

stieg um mehr als 71 Prozent entspricht.Die Mehrbelastung der Steuerzahlerkommt in einer Zeit, in der viele Bürger auf-grund der Euro-Krise, steigenden Mieten undhistorisch niedrigen Zinsen die Immobilie alswertstabile Vermögensanlage einschätzen.Das führt insbesondere in Ballungsgebietenzu einer verstärkten Nachfrage nach Wohn-eigentum. In der Konsequenz verdienen dieBundesländer gleich doppelt: einmal durchden höheren Steuersatz und zum anderendurch die gestiegenen Immobilienpreise, diewiederum die Bemessungsgrundlage derGrunderwerbsteuer nach oben treiben. 
D
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Bund der Steuerzahler sieht immense Haushaltsrisiken

Faktenbündnis stellt Rekommunalisierung auf dem Prüfstand

or diesem Hintergrund wies der Vor-sitzende des Bundes der SteuerzahlerBerlin, Alexander Kraus, auf die immensen Risiken für den Landeshaushalthin. Trotz der Absicht des Senats, bereits2015 ohne neue Schulden auskommen zu

wollen, dürfe man nicht den Schuldenstandvon fast 63 Mrd. Euro außer Acht lassen. Bereits jetzt werde fast jeder zehnte Euro aus dem Landeshaushalt für Zinsen aufge-wandt. Damit stünden jährlich mehr als zweiMilliarden Euro schon nicht mehr für Bil-dung, Infrastruktur und Kultur zur Verfü-gung. Weiterhin erinnert Kraus auch auf die im-mensen Pensionsverpflichtungen. Diese be-liefen sich auf einen Barwert von nochmals66 bis 69 Mrd. Euro. Eine konjunkturelle Ab-schwächungen, steigende Zinsen und ein er-heblicher Investitionsrückstau bei derInfrastruktur stellten zusätzliche Haushalts-risiken dar. Wenn dann ab 2020 die Schul-denbremse in Kraft sei, würden Verluste ausNetzbetrieb und Stromerzeugung voll zula-sten anderer Ausgabenbereiche gehen, soKraus weiter.
Alexander Kraus, Vorsitzender BdSt Berlin,
Christian Amsinck, Hauptgeschäftsführer
UVB, Jan Eder, Hauptgeschäftsführer IHK-
Berlin und Simon Dicke, Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie (v.l.n.r),
stellten das Faktenbündnis vor.

Vor dem Hintergrund des bevorstehenden
Volksentscheids am 3. November hat ein brei-
tes Berliner Bündnis aus Kammern, Verbän-
den, Vereinen, Gewerkschaften, Ingenieuren,
Grundeigentümern und Steuerzahlern seine
Kritik an der Rekommunalisierung der Ener-
gieversorgung in Berlin formuliert. Im Rahmen
einer gemeinsamen Pressekonferenz am 
16. Oktober mahnten die Vertreter des „Fak-
tenbündnisses Stromentscheid“ eine drin-
gende Versachlichung der Debatte und eine
deutliche Benennung der Risiken durch die Re-
kommuna- lisierung an. 

V

Der BdSt Berlin auf Facebook

facebook.com/steuerzahler.berlin
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mso erfreulicher war es,dass sich selbst Medien-vertreter, die dem Fakten-bündnis eher mit Vorbehaltengegenüberstanden, unsere Argu-mente sehr genau angehörthaben. In zahlreichen Radioin-terviews, in den Printmedienund sogar beim ZDF-Morgenma-gazin hatte daher auch ich dieGelegenheit, insbesondere aufdie immensen Haushaltsrisikenfür das Land Berlin hinzuweisen. Angesichts des äußerst knappam Quorum gescheiterten Volks-entscheides ist es daher viel-leicht auch nicht ganz vermessenzu behaupten, dass das Fakten-bündnis das Zünglein an der

Waage gespielt hat. Ein schönerErfolg, meine ich! Immerhin fehl-ten nur gut 0,9 Prozentpunktebzw. nur  21.000 Ja-Stimmen.Eines zeigt dieses Volksbegehrenaber sehr deutlich. Es macht kei-nen Sinn, einen kompliziertenGesetzestext zu einem noch kom-pliziertem Thema den Bürgernzur Abstimmung mit einem Jaoder Nein vor die Füße zu wer-fen. Ich bin mir ziemlich sicher,dass viele Bürger dachten, miteinem Ja stimmten Sie automa-tisch für einen Netzrückkauf, fürökologischen Strom und füreinen Goldesel, aus dem jährlichgarantiert sichere Überschüssein den Landeshaushalt fließenwürden. Aber so einfach ist daseben nicht. Dass die Mehrheitden Gesetzentwurf tatsächlich

gelesen und sich mit dem um-fangreichen Stromthema be-schäftigt hätte, glaube ich kaum.Vorzuwerfen ist das natürlichniemandem. Aber sollten so Ge-setze zustande kommen?Ich wünsche Ihnen eine besinn-liche Weihnachtszeit. Mit den besten Grüßen 
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser!

In der letzten Ausgabe hatten wir
vom „Faktenbündnis Stroment-
scheid“ berichtet, an dem neben
Industrie- und Handelskammer,
Handwerkskammer und Bund der
Steuerzahler insgesamt 16 Orga-
nisationen beteiligt waren. Ziel
unseres Faktenbündnisses war es,
die sehr emotionale Debatte um
die Rekommunalisierung auf eine
sachlichere Ebene zurückzufüh-
ren. Wir wollten darüber aufklä-
ren, dass die von den Initiatoren
des Volksentscheids bei den Bür-
gern vielleicht geweckten Erwar-
tungen durch diesen Gesetz-
entwurf nicht erreicht werden
können. Gut gemeint, heißt halt
nicht unbedingt auch gut ge-
macht.

U
Vor dem Energie-Volksentscheid
äußerte sich der Vorsitzende des
Bundes der Steuerzahler Berlin
u.a. im ZDF-Morgenmagazin zu 
den möglichen Auswirkungen

einer Rekommunalisierung 
des Berliner Stromnetzes.

Verschuldung Berlin

Ihr pers. Anteil
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Steuern rund ums HausDie Broschüre “Steuernrund ums Haus” infor-miert über die steuerli-chen Auswirkungenvon Immobilienbesitz und gibt Ant-worten auf die wichtigsten Fragen.

Familie und SteuernDie Broschüre erklärt die wesentlichen Steuer-regelungen, die Familien entlasten, sowie allerelevanten Beträge, die von der Steuer abge-setzt werden können. Weiterhin wird auf dieErbschaft- und Schenkungsteuer sowie Mut-terschafts- und Elterngeld eingegangen.

Broschürentipp

Mitglieder können die gewünschte Broschüre kostenlos in der Geschäftsstelle bestellen.

MitgliedervorteileAuf  www.steuerzahler-berlin.de, derInternetseite des Bundes der Steuer-zahler Berlin, finden Mitglieder desVereins zahlreiche Tipps und Infor-mationen. Neben der umfangreichenRatgeberreihe haben die MitgliederZugang zu den aktuellen Themen derInfo-Reihe, zu ausgewählten Broschü-ren sowie zu den Archiven der Zeit-schrift “Der Steuerzahler” und derBerliner Landesbeilage. 



flach, dass man beim Überfahrenkaum mehr als das übliche Ab-rollverhalten der Reifen aufKopfsteinpflaster fühlt und vorallem hört. Schriftliche Anfragen an denzuständigen Bezirksbausstadtratvon Mitte, Carsten Spallek (CDU),mit Fragen zu den Gesamtkosten

und rechtlichen Vorgaben ließdie Verwaltung bis Redaktions-schluss zwei Monate lang unbe-antwortet. Lediglich der Leiterdes Tiefbauamtes wies die Kritikdes Bundesder Steuer-zahler inder BER-

Bund der Steuerzahler kritisiert „Moabiter Kissen”

Verkehrsberuhigung laut aber wirkungslos

ereits im September hatteein Anwohner den Bundder Steuerzahler auf dielaufenden Baumaßnahmen hin-gewiesen. Bauarbeiter hattendamit begonnen, rund fünfmalfünf Meter große Quadrate inden Asphalt zu schneiden undmit Pflastersteinen aufzufüllen.Nach seiner Beobachtung seiendie Aufpflasterungen jedoch un-wirksam, da Fahrzeuge einfachim Slalom um die Bremsschwel-len herumfahren würden. Alex-ander Kraus, Vorsitzender desBundes der Steuerzahler Berlintestete daraufhin die Brems-schwellen persönlich. “Ich habedas selbst ausprobiert”, sagte erder BERLINER WOCHE. Mit sei-nem “ganz normalen Kombi”könne er dort “einfach schnur-stracks über die Kissen fahren,ohne abzubremsen”. Tatsächlichsind die Bremsschwellen so 

LINER WOCHE mit den Wortenzurück, man baue genau das ein,was maximal rechtlich und fach-lich möglich sei. Ob das dann injedem Fall mit dem gesundenVolksempfinden einhergehe,könne er freilich nicht sagen,wird er in dem Blatt weiter zi-tiert. Für telefonische Rückfra-gen stand der Amtsleiter demBdSt nicht zur Verfügung.Auch die schriftliche Bitte desBundes der Steuerzahler vonSeptember, sich persönlich die-ser Angelegenheit anzunehmen,bevor alle Bremsschwellen fertiggebaut sind, fruchtete beim Be-

zirksbaustadtrat offenbar nicht.Mitte November waren in derQuitzowstraße schließlich allezwanzig „Moabiter Kissen“ ein-gebaut. Mit einer Größe von je-weils rund 25 Quadrat-metern sindinsgesamt al-so 500 Qua-

dratmeter intakter Asphalt gegenKopfsteinpflaster ausgetauschtworden. Gerade vor dem Hinter-grund des ruinösen Straßennet-zes in Berlin stellt sich daher fürden Bund der Steuerzahler dieFrage, ob das Stopfen von Schlag-löchern nicht hätte Vorrang ge-nießen müssen. Verkehrsberu-higung kann wichtig sein, mussdann aber auch funktionieren,sagte Kraus. Über die Kosten für die Ge-samtmaßnahme ließ der Bezirkden BdSt bis Redaktionsschlusstrotz mehrfacher Nachfragen imDunkeln. Nach groben Schätzun-gen dürften Kosten von wenig-stens 100.000 Euro angefallensein, mit denen man alternativhätte auch rund2.000 Schlaglöcherstopfen können. 

In der Moabiter Quitzowstraße versucht der Bezirk Mitte seit Kurzem
den Verkehr durch sogenannte „Moabiter Kissen“ zu beruhigen. Zwan-
zig Bremsschwellen aus grobem Kopfsteinpflaster sollen die Einhal-
tung des Tempolimits von 30 Kilometern pro Stunde erzwingen. Der
Bund der Steuerzahler bezweifelt indes die Wirksamkeit und befürch-
tet stattdessen Steuergeldverschwendung und unnötige Lärmbela-
stungen für die Anwohner.

B

http://youtu.be/dAfwV4yq_c0

Testfahrt ansehen:

Moabiter Kissen„Moabiter Kissen“ sind Brems-oder Fahrbahnschwellen, diedurch ihre bauliche Erhebung zurVerkehrsberuhigung beitragen sol-len. Sie sind jedoch nicht unum-stritten. Bremsschwellen erzieltenoftmals nicht die erhoffte Wirkungund wurden daher in der Vergan-

genheit teilweise auch wieder ab-gebaut. Eine umfangreiche Rechts-sprechung beschäftigt sich mitSchäden an Fahrzeugen. Der Name„Moabiter Kissen“ wird auf den Er-finder der Bremsschwellen zu-rückgeführt, einem früheren Tief-bauamtsleiter von Moabit. 

Ein Moabiter Kissen im Bau.
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Bund der Steuerzahler lehnt teure Parlamentsreform und Ausweitung des Senats ab

Wahlkreisbüros für Abgeordnete sind Parteienfinanzierung

Der Bund der Steuerzahler Berlin lehnte die im
Abgeordnetenhaus diskutierte drastische Er-
höhung der Diäten und die Einführung von
Wahlkreisbüros ab. Sein Vorsitzender Alexan-
der Kraus bezeichnete das Vorhaben als einen
weiteren Versuch, Kosten für die Parteiarbeit
unzulässigerweise auf den Steuerzahler abzu-
wälzen. er Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin, Alexander Kraus, for-dert eine grundlegende Diskussionüber einen Systemwechsel bei den Abgeord-netenentschädigungen in Berlin. „In einemStadtstaat mit seinen kurzen Wegen könne wohl kaum argumentiert werden,dass Wahlkreisbüros für die Abgeordne-ten erforderlich seien, um mit dem heimatli-chen Wahlkreis Kontakt halten zu können“,so Kraus. Das Berliner Abgeordneten-haus hatte zuletzt über eine halbherzige Re-

form des Teilzeitparlaments diskutiert. Denkbar wäre eine angemessene Anhe-bung der Diäten bei gleichzeitigem Wegfallder steuerfreien und aufwandsunabhängigenKostenpauschalen und der beitragsfreien Al-tersversorgung. „Abgeordneten kann wieallen anderen Bürgern auch zugemutet wer-den, Werbungskosten nachzuweisen und fürdas Alter selbst – z.B. in einen Versorgungs-werk – vorzusorgen“, sagte Kraus. Während die zunächst geplante üppigeDiätenerhöhung vom Tisch zu sein scheint,stehen Wahlkreisbüros bei den Abgeordne-ten offenbar hoch im Kurs. Als Studiogast imrbb-Kulturradio warnte Kraus davor, dassdie neu geschaffenen Stellen mit Parteikolle-gen besetzt werden könnten, die tatsächlichParteiarbeit statt Parlamentsarbeit machen.Es sei jedoch Aufgabe der Parteien und nichtder Steuerzahler dies zu finanzieren. Auch eine Erhöhung der Zahl der Senats-

mitglieder lehnt der Bund der Steuerzahlererneut vehement ab und erinnert an den Jahresbericht 2013 des Rechnungshofes von Berlin (s. S. 57). Dort war festgestelltworden, dass Berlin mit 23 Staatssekretärenim Bundesvergleich die höchste Zahl auf-weist und die Leitungsbereiche der Senats-verwaltungen in erheblichem Maßeüberausgestattet seien. Mehr Senatoren wür-den nach Ansicht des Bundes der Steuerzah-ler auch die Zahl der Staatsekretäre nochweiter wachsen lassen und einen Ratten-schwanz an Ausgaben für Büros und Fahrergenerieren.Bereits im November 2008 und im August2009 hatte es Vorstöße gegeben, den Senatvon derzeit acht auf zehn Regierungsmitglie-der auszuweiten. Nach massiven Protestendes Bundes der Steuerzahler in den Medienwaren diese Pläne damals nicht weiter ver-folgt worden. 

D

Bereits im nächsten Jahr keine roten Zahlen mehr

Doppelhaushalt 2014/15 ohne neue Schulden

Rot-Schwarz hat sich im Berliner
Abgeordnetenhaus zu den letzten
Fragen zum kommenden Doppel-
haushalt geeinigt. Einigkeit be-
steht vor allem darin, ab dem
kommenden Jahr keine neuen
Schulden mehr aufnehmen zu wol-
len. Noch vor kurzem plante Fi-
nanzsenator Nußbaum (parteilos)
mit einem Minus von 154 Millionen
für das Haushaltsjahr 2014.ür die nächsten beidenJahre peilt die große Koali-tion im Berliner Abgeord-netenhaus einen ausgeglichenenHaushalt an. Trotz Mehrausga-ben, beispielsweise für dieSchlaglochsanierung der Bezirkeoder für Brennpunktschulen, sollab dem nächsten Jahr unter demStrich eine schwarze Null stehen.Möglich ist dies vor allemdurch die zu erwartenden Mehr-einnahmen. Denn bis 2015 er-warten die Steuerschätzerzusätzliche Einnahmen aus Steu-ern und Finanzausgleich in Höhevon knapp 680 Millionen Euro.

Nach den regionalisierten Er-gebnissen der Steuerschätzungvom November kann sich derBerliner Finanzsenator allein indiesem Jahr über fast 280 Millio-nen Euro zusätzliche Einnahmenfreuen. Vor allem weil Unterneh-men ihren Sitz nach Berlin verla-gert hätten, konnte Berlin in die-sem Jahr hohe Einmaleffekte gene-rieren, so die Finanzverwaltung.Bereits ab dem nächsten Jahrwürden diese Einnahmen jedochwieder im Finanzausgleich zwi-schen den Ländern ausgeglichen.Anders als noch in der Steuer-schätzung vom Mai 2013 wur-den in der aktuellen Schätzungdie Ergebnisse des Zensus 2011berücksichtigt. Danach wurdedie Berliner Einwohnerzahl umrund 180.000 Einwohner nachunten korrigiert. Für die Haupt-stadt bedeutet diese KorrekturEinnahmeausfälle von künftigetwa einer halben MilliardeEuro. In diesem Jahr muss Berlinfür das vergangenen und das lau-fende Jahr die doppelte Summe

an die anderen Länder zurück-zahlen.Im Jahr 2013 kann Berlin nachden aktuellen Schätzungen, auf-grund einer bundesweit positi-ven konjunkturellen Entwick-lung, mit Einnahmen aus Steuernund Finanzausgleich in Höhe vonfast 16,4 Milliarden Euro rechen.„Diese erfreuliche Entwicklungwird in Berlin in diesem Jahraber vollständig durch große Ab-rechnungseffekte im Finanzaus-gleich überlagert“, so Finanzsena-tor Nußbaum. Denn die Einnah-meausfälle aus dem Finanzaus-gleich werden durch die zu erwar-tenden Steuermehreinnahmengerade kompensiert. Aber dennoch

verbleiben für die Hauptstadtunter dem Strich 276 MillionenEuro mehr Einnahmen als erwartet.Bereits in diesem Jahr rechnetder Finanzsenator mit einemHaushaltsplus von etwa 400 Mil-lionen Euro. In der rbb-Abend-schau forderte der Vorsitzendedes Bundes der SteuerzahlerBerlin, Alexander Kraus, dieMehreinnahmen in die Schulden-tilgung zu stecken. Dadurchwürde die Zinsbelastung fürkommende Haushalte minimiert,so Kraus. Die Berliner Regie-rungsfraktionen planen mehr alsdie Hälfe des zu erwartendenÜberschusses für die Tilgung derAltschulden zu verwenden. 
F

Der Vorsitzende
des Bundes der
Steuerzahler
Berlin äußerte
sich in der rbb-
Abendschau zu
den Ergebnissen
der Steuer-
schätzung.
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BER-Aufsichtsrat bestätigt 5-Milliarden-Schätzung des BdSt

BER-Gesellschafter beschließen Entlastung

Wasserbetriebe geben Millionen für sinnlose Klage aus

Wasserpreise sollen sinken

zu lassen. Dabei entfielen935.000 Euro auf Personalko-sten und ganze 4,4 Millionen aufBeraterleistungen. Gerade vor dem Hintergrundder mittlerweile beschlossenenvollständigen Rekommunalisie-rung des Versorgers stellt dichdie Frage nach dem Sinn derKlage. Zudem hat das Land Ber-lin die Senkung der Wasser-preise lange angestrebt. Nun hatdie große Koalition im BerlinerAbgeordnetenhaus beschlossen,die Wasserpreise zu senken. Imkommenden Doppelhaushalt soll

eine Wasserpreissenkung miteinem Volumen von 26 MillionenEuro ab dem Jahr 2015 fest ein-geplant sein. Für die Jahre 2012und 2013 erhalten die Berlinereine Rückerstattung.Trotz dieser Umsetzung derForderungen des Bundeskartell-amtes halten die Wasserbetrie-be an der Klage fest. Im Januarsoll das Urteil vor dem Düssel-dorfer Landgericht gesprochenwerden. Die hohen Verfahrens-kosten trägt letztlich der Ge-bührenzahler. Unterdessen hat die CDU-

Fraktion eine weitere möglichePreissenkung in Aussicht ge-stellt. Sie plant, auch den um-strittenen Garantiezins auf dasBetriebskapital abzuschaffen.Die Zinsklausel galt in der Ver-gangenheit als einer der Gründefür die gestiegenen Wasser-preise. Im Zuge der Rekommu-nalisierung wäre die Regelungüberflüssig, da nach dem Rück-kauf keine Interessen von priva-ten Investoren mehr befriedigtwerden müssen und hohe Ge-winnausschüttungen nicht mehrgerechtfertigt wären.

Die Berliner Wasserbetriebe kla-
gen derzeit vor dem Düsseldorfer
Landgericht gegen das Bundes-
kartellamt. Zuvor hatten die
Wettbewerbshüter eine Wasser-
preissenkung verfügt. Die Was-
serbetriebe zweifeln jedoch an
der Zuständigkeit der Bonner Be-
hörde. anze 5,3 Millionen Eurohaben die Berliner Was-serbetriebe schon ausge-geben um die Zuständigkeit desBundeskartellamtes für die Ber-liner Wasserbetriebe überprüfen
G
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Im letzten Schwarzbuch hatte der Bund der
Steuerzahler die Prognose gewagt, dass der
Flughafen BER am Ende mehr als fünf Milliar-
den-Euro kosten wird. Bereits eine Woche
nach seiner Veröffentlichung gab es die Be-
stätigung aus dem BER-Aufsichtsrat, dass die
Befürchtungen des Steuerzahlerbundes stim-
men. Jetzt mehren sich Berichte, dass selbst
das nicht reichen wird. Jetzt nähert man sich
offenbar sogar langsam der 6-Milliarden-
Marke. Dafür wurde der Aufsichtsrat jetzt
auch noch entlastet.as Ende der Fahnenstange ist bei denKosten für den BER offenbar nochimmer nicht erreicht. So hielt die Ein-schätzung des Bundes der Steuerzahler an-lässlich der Vorstellung des Schwarzbuchesnur gut eine Woche. Dann war auch die Pro-gnose, dass der BER die Fünf-Milliarden-Marke reißen wird, überholt. Der Bund derSteuerzahler hat daher seine Forderung er-neuert, dass sich alle Politiker aus dem BER-Aufsichtrat zurückziehen müssen und dasGremium mit Fachleuten besetzt werdensolle. Vor diesem Hintergrund stieß die Entla-stung des BER-Aufsichtsrates auf scharfe Kri-

tik. Ende Oktober hatte die Gesellschafter-versammlung klammheimlich die Entlastungdes BER-Aufsichtsrates für die Jahre 2011und 2012 beschlossen. Gegenüber Medien-vertretern kritisierte der Vorsitzende desBundes der Steuerzahler Berlin, AlexanderKraus, den Entlastungsbeschluss zu diesem

Zeitpunkt, wies aber auch darauf hin, dassdamit aus seiner Sicht die Haftung der ge-genüber der BER-Geschäftsführung wei-sungsbefugten Gesellschaftervertreterkeineswegs vom Tisch sei. Trotz teilweiserPersonenidentität müsse man diese beidenGremien strikt auseinanderhalten. 

D
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